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Waffenbrüder? 

Der DGB will sich mit der 
Bundeswehr versöhnen. 
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Nazis gestoppt 

Berliner Antifaschistln- 
nenen haben eine Demo 
gegen Asylsuchende er¬ 
folgreich blockiert. 
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Wahlen in Tschechien 

Kommunisten wurden 
drittstärkste Kraft 
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Eine Lizenz zum Töten 



E s scheint im Augenblick nichts 
Wichtigeres zu geben als Merkels 
Handy. Seit 2002 ausgespäht, hat 
die NSA gewiss nicht nur ihre Kom¬ 
munikation mit der Familie erfasst 
und Einkaufslisten oder Kuchenre¬ 
zepte registriert. 

Jetzt - nachdem die Kanzlerin selbst 
betroffen ist - ist die Aufregung groß. 
Sie selber hatte abgewiegelt als in den 
vergangenen Monaten immer mehr 
Einzelheiten über die Bespitzelung 
der Bürgerinnen und Bürger durch 
die NSA und andere Geheimdienste 
bekannt wurden ... 

Nur am Rande wurde dagegen in den 
Medien über den Besuch des pakista¬ 
nischen Premierministers Nawaz Sha- 
rif in Washington berichtet, der sich in 
der vegangenen Woche mit US-Prä- 
sident Obama traf. Wichtig war ihm 
dabei nicht nur die Wiederaufnah¬ 
me der Finanzhilfe für sein Land, 
sondern auch die US-amerikanische 
Drohnenangriffen in Pakistan, die in 
den vergangenen Jahren immer mehr 
zivile Opfer - darunter nicht wenige 
Kinder - gefordert hatte. Drohnen¬ 
angriffe müssten ein Ende haben, so 
Sharif im Gespräch mit Obama. Nur 
wenige Stunden später publizierte die 
„Washington Post“ einen Bericht, der 
sich auf vertrauliche Dokumente der 
CIA und der pakistanischen Diplo¬ 
matie stützt. In diesem Bericht wird 
behauptet, dass pakistanische Stellen 
die Angriffe jahrelang im Geheimen 
guthießen. 

In einem Bericht von Amnesty In¬ 
ternational (AI) vom 22. Oktober zu 
den US-Drohnenangriffen in Pakistan 
heißt es unabhängig von solchen Be¬ 
hauptungen: „Die USA haben beim 
Einsatz bewaffneter Drohnen in Pa¬ 
kistan immer wieder Völkerrecht ge¬ 
brochen. Bei einigen Angriffen kann 
es sich sogar um Kriegsverbrechen 
handeln.“ Amnesty-Mitarbeiter hat¬ 
ten 45 Drohnenangriffe untersucht, 
die zwischen Januar 2012 und August 
2013 in der pakistanischen Bergregi¬ 
on Nord-Waziristan geflogen worden 


seien. Die deutsche Ai-Sektion kriti¬ 
sierte in ihrem - inzwischen von der 
US-Regierung zurückgewiesenen - 
Bericht „eine Lizenz zum Töten, die 
menschenrechtliche Standards und 
das Völkerrecht vollkommen igno¬ 
riert“. 

Unter Berufung auf pensionierte 
pakistanische Geheimdienstoffizie¬ 
re wird im Amnesty-Bericht zudem 
festgestellt, dass „die Geheimdienste 
in Deutschland und anderen europä¬ 
ischen Staaten mit den USA und de¬ 
ren Drohnenprogramm in Pakistan 
zusammengearbeitet“ haben sollen. 
Deutschland bzw. deutsche Dienste 
hätten dem US-Geheimdienst CIA 
sogar Daten wie Handy-Nummern 
von späteren Drohnen-Opfern gelie¬ 
fert. 

Nicht erwähnt wurde, dass auch hohe 
Bundeswehroffiziere nach wie vor die 
Anschaffung bewaffneter Drohnen 
fordern ... 

Kaum wahrgenommen wurde im ge¬ 
genwärtigen Mediengetöse dann denn 
auch, dass am vergangenen Freitag 
zum ersten Mal von der Vollversamm¬ 
lung der UN über den Einsatz von 
Drohnen zur Tötung von Menschen 
und in diesem Zusammenhang über 


die Verletzung von Menschenrechten 
diskutiert wurde. 

Zwei getrennte Zwischenberichte la¬ 
gen vor: Der eine stammte von Ben 
Emmerson (Großbritannien), der seit 
Anfang August 2011 UN-Sonderbe- 
richterstatter über die Förderung und 
den Schutz der Menschenrechte und 
Grundfreiheiten bei der „Bekämp¬ 
fung des Terrorismus“ ist, der andere 
von Christof Heyns (Republik Südaf¬ 
rika), dem Berichterstatter zu außer¬ 
gerichtlichen, summarischen und will¬ 
kürlichen Tötungen. 

Emmerson konzentriert sich in sei¬ 
nem Bericht über den Einsatz von 
bewaffneten Drohnen bei sogenann¬ 
ten Anti-Terror-Operationen. Der zu¬ 
nehmende Einsatz von Drohnen hat 
zu Opfern unter der Zivilbevölkerung 
geführt. Emmerson bezog sich dabei 
auf die Angaben des pakistanischen 
Außenministeriums. Demnach gab es 
seit 2004 330 Angriffe durch Drohnen 
in Pakistan. Dabei kamen 2 200 Men¬ 
schen ums Leben und 600 wurden 
verletzt. Unter den Getöteten seien 
400 Zivilisten und 200 Nichtkombat¬ 
tanten, also beispielsweise verwun¬ 
dete oder gefangene Soldaten, zivile 
Dienstleister u.a. 


Heyns analysierte den Einsatz bewaff¬ 
neter Drohnen unter dem Aspekt des 
Rechts auf Leben und der entspre¬ 
chenden internationalen Normen. Bei¬ 
de Berichterstatter verwiesen darauf, 
dass es im Hinblick auf den Einsatz be¬ 
waffneter Drohnen einen rechtsfreien 
Raum gäbe, was die US-Regierung - 
anders als Juristen im eigenen Land 
oder Amnesty - natürlich völlig anders 
sieht. Die Berichte erfassen neben US- 
Aktionen auch den - weitaus weniger 
umfangreichen - Einsatz bewaffneter 
Drohnen für gezielte Tötungen durch 
Großbritannien und Israel. 

Bereits vor Jahren hatte die Friedens¬ 
bewegung auch in Deutschland darauf 
aufmerksam gemacht, dass der Einsatz 
bewaffneter Drohnen verbrecherisch 
und völkerrechtswidrig ist. Im aktuel¬ 
len Appell „Keine Kampfdrohnen!“ 
(die UZ hat davon berichtet ), den auch 
die DKP unterzeichnet hat, wird von 
Bundesregierung und Bundestag ge¬ 
fordert, den Irrweg der Anschaffung 
und Produktion bewaffneter Drohnen 
sowie die diesbezügliche Forschung 
und Entwicklung aufzugeben und sich 
für ein weltweites Verbot und völker¬ 
rechtliche Ächtung dieser Waffen ein¬ 
zusetzen. Nina Hager 


Thema der Woche 


Der Aufstand der 
Matrosen in Kiel 


Mit dem Fortschreiten des ersten 
Weltkrieges wuchs in den kriegsteil¬ 
nehmenden bzw. vom Krieg verheer¬ 
ten Nationen das Elend der arbeiten¬ 
den Bevölkerung. A 
llmählich erwachte der Wille zum Wi¬ 
derstand - der Nährboden für Revo¬ 
lution wurde bereitet. 

Die Novemberrevolution in Deutsch¬ 
land begann am 3. November 1918 mit 
dem bewaffneten Aufstand der Mat¬ 
rosen in Kiel. 
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UZ-Pressefest 2014 



Die zweite Auflage des Pressefest¬ 
buttons ist da! Gliederungen der 
DKP, die noch nicht oder nicht mehr 
mit Buttons versorgt sind, können 
die Buttons zum Stückpreis von 
fünf Euro beim Parteivorstand der 
DKP bestellen. 

Das Spendenkonto 

DKP Parteivorstand, 
Kto.-Nr. 400 248 7501 bei der 
GLS Bank Bochum, 

BLZ 430 609 67. 

Sollte sich der Parteivorstand im 
November gegen das Pressefest 
entscheiden,werden aufVerlangen 
des Spenders seine Spende zurück¬ 
überwiesen. 

Das Finanzbarometer des UZ-Pres- 
sefestes sowie einen Bericht zum 
Stand der Vorbereitungen finden 
Sie auf 
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Kandidatur der DKP zur 
EU-Wahl jetzt absichern! 

Die Formulare für die Unterschrif¬ 
tensammlung können ab sofort als 
Datei oder als gedrucktes Formular 
beim Parteivorstand bestellt wer¬ 
den. 


Die politischen Ermittlungsverfahren müssen sofort eingestellt werden! 

DKP solidarisch mit den bedrohten Kollegen des Ford-Werkes aus Genk/Belgien 



Die Kolleginnen und Kollegen von 
dem belgischen Ford-Werk in Genk 
waren vor ziemlich genau einem Jahr, 
kurz nachdem sie erfahren hatten, dass 
ihr Werk in Genk geschlossen werden 
soll, mit Bussen nach Köln-Niehl ge¬ 
kommen, um hier bei ihren Kollegen 
um Solidarität zu werben. Kaum wa¬ 
ren sie angekommen, als die Polizei ge¬ 
mäß einem geheimen Notfallplan 200 
Kollegen einkesselte und einzeln ab¬ 
führte. Die Staatsanwaltschaft ließ sich 
von Klagen nicht abbringen. Sie stellte 
Strafbefehle in vierstelliger Höhe we¬ 
gen Landfriedensbruchs zu. Einer der 
Fordwerker soll einen Böller gewor¬ 
fen haben mit der Folge eines Knall¬ 
traumas bei zwei Polizisten. Ihm dro¬ 
hen zehn Monate Haft. Die deutsche 
Justiz macht Arbeiter zu Verbrechern, 
während sie von den Werkseignem um 
die soziale Existenz gebracht werden. 
Die Stadt Genk stirbt und die Klassen¬ 
justiz rüstet auf. 

Die DKP Rheinland-Westfalen erklärt 
sich solidarisch mit den dreizehn Kol¬ 
leginnen und Kollegen bei Ford aus 


Genk/Belgien, die gegenwärtig von 
der Kölner Justiz verfolgt werden,: 
„Am 7. November 2012 protestier¬ 
ten diese Kolleginnen und Kollegen 
gemeinsam mit vielen anderen Ford- 
Arbeiterinnen und Arbeitern anläss¬ 
lich einer Sitzung des Ford-Europa- 
Betriebsrats gegen die Schließung 
ihres Werkes im belgischen Genk. 
Die Staatsanwaltschaft Köln hat nun 
Strafbefehle gegen dreizehn Kolle¬ 
ginnen und Kollegen verschickt und 
ermittelt u.a. wegen Landfriedens¬ 
bruchs, gefährlicher Körperverlet¬ 
zung, Widerstands gegen Vollstre¬ 
ckungsbeamte, Nötigung und Versto¬ 
ßes gegen das Versammlungsrecht. 
Alle Betroffenen haben Widerspruch 
eingelegt. Im Herbst dieses Jahres 
wird es somit zu einem hochbrisan¬ 
ten politischen Prozess kommen. 

Ein zur Unterstützung initiierter So¬ 
lidaritätskreis hat dazu erklärt, dass 
,das wahre Verbrechen darin besteht, 
Fabriken und Firmen zu schließen 
und Menschen auf die Straße zu 
setzen. Der Widerstand gegen Ar¬ 


beitsplatzvernichtung ist uneinge¬ 
schränkt gerechtfertigt: Das schließt 
die Selbstverteidigung gegen amok¬ 
laufende Polizisten ein. 4 Hintergrund 
ist ein sowohl in Zahl wie auch im 
gewaltsamen Vorgehen vollkommen 


ungerechtfertigter Polizeieinsatz am 
Werkstor bei Ford Köln. 

Auch die Bezirksorganisation 
Rheinland-Westfalen der Deut¬ 
schen Kommunistischen Partei 
unterstützt den berechtigten Arbeits¬ 


kampf der Ford-Kolleginnen und Kol¬ 
legen und fordert die Kölner Staats¬ 
anwaltschaft auf, die Ermittlungsver¬ 
fahren gegen die dreizehn belgischen 
Arbeiterinnen und Arbeiter sofort 
einzustellen!“ 
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Wirtschaft und Soziales 


unsere zeit CE 


Erlöschen die Stahlöfen bei ThyssenKrupp Duisburg? 


Es ist Zeit Widerstand zu entwickeln 



O hne Zweifel: ThyssenKrupp 
(TK) hat seit längerem zwei 
große Probleme. 

Das eine Problem ist die stän¬ 
dig schwankende Stahlkonjunk¬ 
tur, die in immer kürzeren Zeitab¬ 
ständen mehr oder weniger große 
Personal“anpassungen“ in den Stahl¬ 
betrieben nach sich zieht. Zwar ver¬ 
sucht ThyssenKrupp meist, mit Pro¬ 
duktivitätsoptimierungen, also durch 
Investitionen in Technik und Logistik, 
gegenzusteuern, die nicht immer und 
sofort von drastischem Personalabbau 
begleitet werden. Letztlich laufen die¬ 
se aber doch auf Arbeitsplatzvernich¬ 
tung hinaus. 

Das zweite Problem ist der im Jahr 
2007 gestartete zweifelhafte Versuch 
des TK-Vorstandes, auf dem amerika¬ 
nischen Markt eine eigene Stahlpro¬ 
duktion aufzuziehen. Der Vorstand 
hatte auf einen wachsenden Markt 
gehofft, der direkt von Brasilien und 
Alabama bedient werden sollte. Diese 
Rechnung ging nicht auf. Insbesondere 
das in Serpetia (Brasilien) gebaute und 
bis heute nicht unter Leistung funkti¬ 
onierende und produzierende Stahl¬ 
werk wird für den Konzern, besonders 
für den Stahlbereich, zu einem Fass 
ohne Boden. Die meisten dafür ver¬ 
antwortlichen Manager mussten vor 
diesem Hintergrund bis heute ihren 
Hut nehmen - möglicherweise sogar 
ohne den in solchen Fällen sonst übli¬ 
chen „goldenen Handschlag“. Aber am 
Ende stehen massive Verluste, die auf 
die Dauer selbst für einen Konzern wie 
ThyssenKrupp existenzbedrohend wer¬ 
den können. Zudem war eigentlich von 
vornherein klar, dass Auslandsinvesti¬ 
tionen in diesem Ausmaß - zumal bei 
der schwankenden Stahlkonjunktur - 
vorhandene inländische Arbeitsplätze 
bedrohen würden. 

Der neue Vorstandsvorsitzende Hie¬ 
singer hat mit einem scheinbar ausge¬ 
wogenen Restrukturierungsprogramm 
die Flucht nach vorn angetreten: Auf 
der einen Seite wurden Vorstände ver¬ 
kleinert und hochrangige Manager zur 
Rechenschaft gezogen, auf der anderen 
Seite wird ein drastischer Arbeitsplatz¬ 
abbau in den europäischen Stahlwer¬ 
ken und im Gesamtkonzern angepeilt; 


sogar vor Schließungen ganzer Stand¬ 
orte (Rheinhausen lässt grüßen) wird 
nicht mehr Halt gemacht. 

Eine im September getroffene tarifli¬ 
che Vereinbarung des TKAG-Vorstan¬ 
des mit der IG Metall sieht, ähnlich 
wie in den Krisenjahren 2009/2010, 
eine Arbeitszeitverkürzung ohne vol¬ 
len Lohnausgleich (ab 1. Oktober 
2014 auf 31 Wochenstunden, Laufzeit 
bis 2021, gültig für alle Beschäftigten 
einschließlich der leitenden Angestell¬ 
ten) vor. Der Plan beinhaltet zudem 
den Abbau von rund 1 300 Arbeits¬ 
plätzen allein bei TK-Steel über soge¬ 
nannten „sozialverträglichen Abbau“. 
Dieser wird zu einem großen Teil auch 
die Duisburger Werke betreffen. Ab¬ 
findungsregelungen mögen zwar die 
einen oder anderen Beschäftigten lo¬ 
cken, sicher ist aber: Diese Arbeits¬ 
plätze sind auf Dauer für die Region 
verloren. Jungen Menschen soll zwar 
weiterhin eine qualifizierte Ausbil¬ 


dung geboten werden, aber wohl eher 
in zahlenmäßig abgespeckter Form 
und ohne Übernahmeverpflichtung, 
statt dessen mit einem zweifelhaften 
„Übergangsangebot“, in einer Be¬ 
schäftigungsgesellschaft (PEAG) für 
ein Jahr nach der Ausbildung Berufs¬ 
erfahrungen zu sammeln. Unter dem 
Strich bedeutet dies: Es gibt keine Ga¬ 
rantie, den erlernten Beruf beim Aus¬ 
bildungsbetrieb auszuüben; gesicher¬ 
te Lebensperspektiven sind so nicht 
möglich. 

Verglichen mit Massenentlassungen 
ist das vereinbarte Paket sicherlich das 
kleinere Übel für die Beschäftigten. 
Das Signal ist: Es ist eine Durststre¬ 
cke zu überwinden und wir sitzen alle 
in einem Boot. Die entscheidende Fra¬ 
ge ist aber: Wohin geht die Reise und 
wer rudert das Boot? Im Kapitalismus 
wird nicht produziert, um Bedürfnis¬ 
se zu befriedigen, gesellschaftlichen 
Bedarf zu decken oder Arbeitsplät¬ 


ze zu schaffen, sondern um möglichst 
hohe Gewinne zu erzielen -egal wie. 
Das Profitprinzip wird auch nicht von 
Vertretern der Beschäftigten, also Ge¬ 
werkschaften, Betriebsräten und wie 
bei der TKAG verankert Arbeitsdi¬ 
rektoren aus dem Arbeitnehmerlager, 
durch Sozialpläne und Begleitung von 
„Optimierungen“, außer Kraft gesetzt 
werden können. Es gehört zum Ka¬ 
pitalismus wie der Rauch zum Feuer. 
Wie immer sollen die Beschäftigten 
und die Auszubildenden für unterneh¬ 
merische Fehlentscheidungen zahlen: 
mit Lohnverlust, unsicheren Zukunfts¬ 
aussichten für sich und alle mittelbar 
Betroffenen (Familien, Einzelhandel) 
und einem weiteren Ausbluten der Re¬ 
gion. 

Die Menschen in Duisburg haben im 
Kern dieselben Probleme wie die Bür¬ 
ger der Nachbarstädte. Die Hauptpro¬ 
bleme sind industrieller Kahlschlag 
und Massenarbeitslosigkeit. Mit 12,7 


% (absolut: 31.114) im September 
2013 ist die offizielle Arbeitslosenquo¬ 
te in Duisburg sehr hoch. Die geplante 
Arbeitsplatzvernichtung bei Thyssen¬ 
Krupp wird die Arbeitslosenzahl ein¬ 
schließlich vor- und nachgelagerter 
Arbeitsplätze vor Ort erneut um Tau¬ 
sende anwachsen lassen. 

Der Stahlstandort Duisburg ist be¬ 
droht. Wenn Duisburg nicht das glei¬ 
che Schicksal erleiden will wie vor 
über 25 Jahren Rheinhausen oder Hat¬ 
tingen, ist es allerhöchste Zeit, Wider¬ 
stand zu entwickeln: 

★ Widerstand von unten, in Betrieb 
und Wohnviertel 

★ Widerstand der arbeitenden und 
lernenden Bevölkerung 

★ Widerstand der (noch) Beschäftig¬ 
ten und ihrer Familien, Freunde und 
Nachbarn 

★ Widerstand der Gewerbetreiben¬ 
den und Kulturschaffenden 

★ Widerstand, der alle Bereiche des 
gesellschaftlichen Lebens umfasst. 
Dieser Widerstand wird auf den Er¬ 
fahrungen in Rheinhausen und Hat¬ 
tingen aufbauen und Vorstellungen für 
eine neue, andere Zukunft für Duis¬ 
burg, ohne diese Abhängigkeit von 
profitgetriebenen Managerentschei¬ 
dungen, vielleicht auch ohne diese 
dominierende Stahlproduktion, ent¬ 
wickeln müssen. 

Der zu entwickelnde Widerstand wird 
sich auch auf die Verfassung des Lan¬ 
des Nordrhein-Westfalen besinnen 
müssen. Hier heißt es: 

★ “Im Mittelpunkt des Wirtschafts¬ 
lebens steht das Wohl des Menschen. 
Der Schutz seiner Arbeitskraft hat den 
Vorrang vor dem Schutz materiellen 
Besitzes Jedermann hat ein Recht auf 
Arbeit.“ (Art. 24 Abs. 1) 

★ “Großbetriebe der Grundstoffin¬ 
dustrie und Unternehmen, die wegen 
ihrer monopolartigen Stellung be¬ 
sondere Bedeutung haben, sollen in 
Gemeineigentum überführt werden.“ 
(Art. 27 Abs. 1) 

Es ist höchste Zeit zu überlegen, wie 
diese Verfassungsgebote mit Leben er¬ 
füllt werden können! 

Wer kämpft, kann verlieren. Wer nicht 
kämpft, hat schon verloren! 

DKP Ruhr-Westfalen 


Brothers in arms? 

Der „Friedens- und Sicherheitspolitische Workshop“ 
des Deutschen Gewerkschaftsbundes 


Am vergangenen Mittwoch (nach 
Redaktionsschluss dieser Ausgabe 
der UZ) fand in der „Kalkscheune“ 
in Berlin ein „Friedens- und Sicher¬ 
heitspolitischer Workshop“ statt, zu 
dem der Deutsche Gewerkschafts¬ 
bund (DGB) bundesweit eingeladen 
hatte. Im Vorfeld der Berliner Ver¬ 
anstaltung erklärte der Vorsitzende 
des Deutschen Gewerkschaftsbun¬ 
des (DGB), Michael Sommer, er wol¬ 
le mit dieser Veranstaltung das „Ver¬ 
hältnis der Gewerkschaften zum Mili¬ 
tär diskutieren“ und er freue sich, dass 
er hierfür „eine Reihe von namhaften 
Referentinnen und Referenten gewin¬ 
nen“ konnte. 

Und in der Tat, auf der Rednerliste 
stehen markante, in der Friedensbe¬ 
wegung einschlägig bekannte Belli- 
zisten. Da wären zum Beispiel vorzu¬ 
stellen Herfried Münkler. Die Tübin¬ 
ger Informationsstelle Militarisierung 
(IMI) weiß über den Politikprofessor 
und Merkel-Berater nichts Positives zu 
berichten. Laut Münkler bestehe das 
wichtigste Phänomen unserer Zeit da¬ 
rin, dass eine zunehmende Zahl „neu¬ 
er Kriege“ - so auch der Name seines 
Hauptwerkes - an der Peripherie west¬ 
licher Wohlstandszonen entsteht. Ur¬ 
sächlich für diese Konflikte sind laut 
Münkler im Wesentlichen lokale Fak¬ 
toren, westliche Verantwortung - Rüs¬ 
tungsexporte, Armut und westliche 
Wirtschaftspolitik, Rohstoff Sicherung 
etc., - spielten bei ihm allenfalls eine 
untergeordnete Rolle. Die „Verdamm¬ 
ten dieser Erde“ sind aus seiner Sicht 


also primär selbst für ihre Situation 
verantwortlich. 

Mehr noch: Da diese Kriege eine aku¬ 
te Sicherheitsbedrohung darstellen 
würden, bedürfe es westlicher Pazifi¬ 
zierungskriege, um Konfliktregionen 
aus ihrer miserablen Lage zu befrei¬ 
en: Folgerichtig plädiert Münkler für 
„die Herstellung von imperialer Ord¬ 
nung zwecks Absicherung von Wohl¬ 
standszonen an den Rändern. In die¬ 
sem Modell gibt es zentrale Regionen, 
die müssen inkludiert, also territorial 
kontrolliert werden - das ist zum Bei¬ 
spiel die Golfregion. (...) Der Zwang 
zu einer zunehmenden Politik der In¬ 
tervention ist auch die Reaktion auf 
die Konsequenzen der Globalisierung 
an der Peripherie. Es bleibt die Frage, 
ob es gelingt, die zentralen Bereiche in 
die Wohlstandszonen zu inkludieren, 
also in der Fläche Ordnung herzustel¬ 
len, und den Rest zu exkludieren. Es 
steht aber außer Frage, dass an diesen 
neuen ,imperialen Barbarengrenzen 4 
der Krieg endemisch wird, nämlich in 
Form von Pazifizierungskrieg aus dem 
Zentrum in die Peripherie hinein und 
in Form von Verwüstungskrieg aus der 
Peripherie ins Zentrum. (...) Dann ent¬ 
stehen an den Grenzen Europas jene 
Gefällestrukturen, die typisch sind für 
imperiale Machtformen. Deshalb wer¬ 
den wir lernen müssen, die Kategorie 
des Imperiums in Zukunft (...) viel¬ 
mehr als eine alternative Ordnungs¬ 
kategorie des Politischen, nämlich als 
Alternative zur Form des Territorial¬ 
staates“ zu denken. 


Nicht besser fällt die IMI-Expertise für 
den grünen „Verteidigungs“experten 
Winfried Nachtweih aus. Nachtweih sei 
für große Teile der Friedensbewegung 
ein dunkelrotes Tuch. Den schlechten 
Ruf hat er wegen seiner damaligen Re¬ 
aktion auf Forderungen der Friedens¬ 
bewegung nach einer sofortigen Be¬ 
endigung von Krieg und Besatzung in 
Afghanistan: „Völlig negiert wird, dass 
die Stabilisierung und Friedensförde¬ 
rung in Afghanistan von den Vereinten 
Nationen mandatiert und unterstützt 
wird und dass sich ein nicht unwichti¬ 
ges VN-Mitglied wie die Bundesrepu¬ 
blik nicht einfach einseitig aus diesem 
Prozess verabschieden kann. Die Frie¬ 
densverbände fordern das aber - und 
reden damit einer anderen Art von de¬ 
struktivem Unilateralismus das Wort, 
ausdrücklich nichtmilitärisch, aber in¬ 
direkt gewaltfördernd. 

In Nachtweihs Zeit als Bundestagsab¬ 
geordneter ereilte solch pazifistischen 
Irrwegen eine Absage. Vor allem mit 
dem bis heute als Referenzdokument 
geltenden Aktionsplan „Zivile Krisen¬ 
prävention, Konfliktlösung und Frie¬ 
denskonsolidierung“, an dessen Erar¬ 
beitung und Verabschiedung (im Juni 
2004) der Grünen-Politiker maßgeb¬ 
lich beteiligt war. Eine wichtige Bot¬ 
schaft des Dokuments war (und ist 
es bis heute) laut Nachtweih: „Damit 
wird zugleich Vorstellungen pazifisti¬ 
scher Friedensorganisationen eine Ab¬ 
sage erteilt, die hier und heute zivile 
Konfliktbearbeitung als Alternative 
zum Militär sehen.“ 


Die beiden vorgestellten Herren genü¬ 
gen, um zu ahnen, worum es der DGB- 
Spitze bei der Berliner Veranstaltung 
ging. Mit Rainer Braun war wenigstens 
einer der sechs Podiumsteilnehmern 
ein prominenter Vertreter der Frie¬ 
densbewegung mit auf dem Podium. 
DGB quo vadis? 

Aber bekanntlich kommt so was im¬ 
mer von so was. Am 8. März 2011 legte 
der DGB-Vorsitzende Michael Som¬ 
mer mit einer Rede an der Bundes¬ 
wehr-Universität in Hamburg ein Be¬ 
kenntnis zur Bundeswehr ab. Früher, 
so Sommer, war für die Arbeiterbe¬ 
wegung klar, dass das Militär ein „Ins¬ 
trument der Unterdrückung“ gewesen 
sei. Heute hätten die Gewerkschaften 
aber „ihren Frieden mit der Bundes¬ 
wehr gemacht“. Gleichzeitig zog Som¬ 
mer seine Vorschläge für die Intensi¬ 
vierung der Zusammenarbeit zwischen 
Gewerkschaften und Bundeswehr, z.B. 
zur Zusammenarbeit auf regionaler 
Ebene zwischen Kreisstellen der Ge¬ 
werkschaften und Dienststellen aus 
dem Hut. Nicht wenige Kollegen rie¬ 
ben sich verwundert die Augen und 
protestierten laut. Das beeindruck¬ 
te Sommer scheinbar wenig, denn 
im Juni 2013 war in einer Pressemel¬ 
dung des Deutschen Gewerkschafts¬ 
bundes (DGB) unter der Überschrift 
Gewerkschaften und Bundeswehr: 
Engerer Austausch geplant 4 zu lesen: 
,Nach dreißig Jahren war mit Thomas 
de Maiziere wieder ein Bundesvertei¬ 
digungsminister zu Besuch beim Deut¬ 
schen Gewerkschaftsbund. De Maizi¬ 
ere folgte einer Einladung des DGB. 
Vereinbart wurde eine engere Zusam¬ 
menarbeit zwischen Bundeswehr und 
Gewerkschaften“ Nun hagelte es bun¬ 
desweit weitere Proteste von erbosten 


Gewerkschafterlnnen. In einem vom 
Tübinger Friedensplenum/Antikriegs¬ 
bündnis und dem DGB-Arbeitskreis 
Tübingen Unterzeichneten offenen 
Brief an Sommer, formulierten die 
Kolleginnen ihren Unmut so: „Wir 
empfinden es als vorsätzliche Miss¬ 
achtung von uns als friedensbewegter 
Basis, wenn Du in unserem Namen den 
Schulterschluss zum Minister der deut¬ 
schen Kriegspolitik suchst“. 

Bei seiner Rede auf dem 27. Gewerk¬ 
schaftstag der GEW am 12. Juni 2013 
schien Sommer einzulenken, als er an¬ 
kündigte, es mache: „immer wieder 
Sinn, sich angesichts unserer eigenen 
Geschichte kritisch mit der Rolle der 
Streitkräfte zu befassen. Und wir soll¬ 
ten das weiterhin tun - vielleicht weni¬ 
ger mit Unterstellungen und verkürz¬ 
ten Zitaten, aber mit aller Ernsthaf¬ 
tigkeit. (...) Ich plane für den Herbst 
einen großen friedenspolitischen 
Workshop des DGB zu veranstalten, 
auf dem alle zu Wort kommen sol¬ 
len. Diejenigen, die gewerkschaftlich 
in und mit der Bundeswehr arbeiten, 
Pazifisten und Kritiker von Auslands¬ 
einsätzen der Bundeswehr genauso 
wie Menschen und Organisationen, 
die sich für die Betreuung von Kriegs¬ 
opfern oder traumatisierten Soldaten 
einsetzen und natürlich auch diejeni¬ 
gen, die sich mit Fragen der Konver¬ 
sionspolitik beschäftigen. Eine solche 
Veranstaltung steht bewusst in der 
Tradition unserer Aufrufe zu den An¬ 
ti-Kriegstagen und soll sich auch seri¬ 
ös mit UNO-Blauhelm-Einsätzen oder 
der moralischen Bewertung von neu¬ 
en Militärtechnologien wie Drohnen 
oder akustischen Waffen auseinander¬ 
setzen.“ 

Manfred Dietenberger 
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Seit vier Wochen rund um die Uhr im Streik 

Beschäftigte bei Norgren wollen ihr Werk retten 


D ie Beschäftigten der Firma Nor¬ 
gren in Großbettlingen, einem 
kleinen Dorf am Rande der 
schwäbischen Alb, schreiben Geschich¬ 
te. Am 5. Oktober traten sie rund um 
die Uhr in einen Warnstreik - ohne 
Streikgeld. Nach einer erfolgreichen 
Urabstimmung, 97 Prozent der Metal¬ 
lerinnen haben sich dafür ausgespro¬ 
chen, traten sie am 14. Oktober in einen 
unbefristeten Streik. „Die komplet¬ 
te Belegschaft steht rund um die Uhr 
vor dem Tor“ so Jürgen Groß, Zweiter 
Bevollmächtigter der IG Metall Ess¬ 
lingen. Norgren, früher Herion, gehört 
zum britischen IMI-Konzern und ist 
führender Hersteller von Pneumatik 
und Hydraulikprodukten vorrangig für 
Nutzfahrzeuge. 

„Die Streikfront steht. Uns kriegen die 
weder klein noch los“ sagt mir eine strei¬ 
kende Kollegin bei einer Protest- und 
Solidaritätsaktion vor dem Zweigwerk 
in Fellbach. Hier fand am 22. Oktober 
eine beeindruckende und lautstarke 
Protest- und Solidaritätsaktion statt. 
Ein Mitglied der IMI-Konzernleitung 
aus England, der an diesem Tag im 
Zweigwerk Fellbach anwesend sein 
wollte sowie die Führungskräfte von 
Norgren in Fellbach waren offensicht¬ 
lich davon so beeindruckt, dass sich 
niemand von ihnen sehen ließ. „Be¬ 
sonders positiv war“, so die IG Metall, 
dass sich etwa 40 bis 50 Mitarbeiter 


Die Paracelsus-Klinik im feinen Düs¬ 
seldorfer Stadtviertel Golzheim gehört 
zu den besten in der Landeshauptstadt. 
Genau diesem Krankenhaus - besser: 
seinen Beschäftigten - droht dennoch 
Gefahr. Wie passt das zusammen? 
Kürzlich analysierte die AOK zusam¬ 
men mit der Barmer die Bewertung 
von Krankenhäusern im Rheinland. 
Die Kassen prüften keine OP-Berich- 
te, keine einzelnen Todesfälle und auch 
keine komplexen Mortalitätsraten. Sie 
fragten Tausende von Patienten, die zu¬ 
vor die Krankenhäuser aufgesucht hat¬ 
ten, welchen Eindruck sie in der Zeit 
ihres Aufenthaltes gewonnen hätten. 
Von Interesse waren die Erfahrungs¬ 
felder: „Ärztliche Versorgung“, „Pfle¬ 
gerische Betreuung“ und „Organisati¬ 
on & Service“. Daraus sollte dann als 
Fazit eine skalierte „Weiterempfeh¬ 
lung“ für das Krankenhaus vorgenom¬ 
men werden. 

Im Vergleich mit den anderen Düssel¬ 
dorfer Kliniken lag die Paracelsus-Kli¬ 
nik immer in der Spitzengruppe. Bei 
der Zusammenfassung in der „Weiter¬ 
empfehlung“ belegte sie Platz 1. Besser 
konnte das Ergebnis nicht sein. Aus der 
subjektiven Einschätzung der Patien¬ 
ten könnte sich die Bewertung der ob¬ 
jektiven Zustände ergeben: Die Ärzte 
sind qualifiziert und motiviert, das Pfle¬ 
gepersonal macht wirklich einen guten 
Job, Arbeitsabläufe und Zuwendung 
sind optimal organisiert. 

Chefarzt Prof. Dr. Patrick J. Bastian: 
„Dieses herausragende Ergebnis legt 
die Messlatte hoch. Mit meinem medi¬ 
zinischen und pflegerischen Team wer¬ 
de ich auf dieser Basis aufbauen.“ Pfle¬ 
gedirektorin Maike Rost sieht in den 
Umfrageergebnissen ebenfalls ein di¬ 
ckes Lob für die Arbeit der Kollegin¬ 
nen und Kollegen. 

Wer aber ist dieses Krankenhaus - au¬ 
ßer den Menschen, die darin arbeiten 
oder dort möglichst bald gesunden sol¬ 
len? Dieses Krankenhaus ist daneben 
seit 1970 eine juristische und ökonomi¬ 
sche Konstruktion in der Form einer 
„gemeinnützigen GmbH“. Gründer der 
Paracelsus-Gruppe war 1968 Hartmut 
Krukemeyer (weißer Rolls-Royce, Gro¬ 
ßes Bundesverdienstkreuz), der Vater 
von Manfred Georg Krukemeyer. 

Die Selbsteinschätzung: Das Urolo- 
gische Fachkrankenhaus „präsentiert 
sich heute in seiner Art einzigartig in 
Deutschland. Mit der über 75-jährigen 
urologischen Tradition von den Anfän¬ 
gen der Urologie bis heute ist die Kli- 


des Fellbacher Norgren Werkes mit 
ihren Großbettlinger Kollegen soli¬ 
darisierten. Dies deshalb, weil unter 
massiven Drohungen und Druck der 
Geschäftsleitung einige Fellbacher 
Streikbrecher im Werk Großbettlin¬ 
gen arbeiten. „Dazu kann und darf nie¬ 
mand gezwungen werden. Jeder sollte 
Nein sagen“, so Jürgen Groß in seiner 
kämpferischen und aufmunternden 
Rede vor dem Werkseingang. Es sei 
skandalös, dass trotz der Gewinne das 
Werk geschlossen und nach Tschechi¬ 
en verlegt werden solle. Es werde nur 
verlagert, um noch mehr Gewinne zu 
erzielen. 

Lasst euch nicht kleinkriegen! 

An der Solidaritäts- und Protestakti¬ 
on in Fellbach nahmen auch Delega¬ 
tionen aus anderen Betrieben wie z.B. 
Stihl und Daimler teil. Der DGB Fell¬ 
bach solidarisierte sich mit den Strei¬ 
kenden. Dieter Keller, Autor dieses 
Artikels und Vorsitzender des DGB 
Fellbach, sagte unter dem Beifall der 
Protestierenden: „Euer Kampf kann 
lang und hart werden. Deshalb rufe 
ich euch zu: Macht weiter so. Unsere 
Solidarität gehört euch. Lasst euch we¬ 
der einschüchtern, noch spalten, noch 
klein kriegen. Zweimal habt ihr es in 
der Vergangenheit geschafft (2007 und 
2009), dass euer Werk nicht stillgelegt 
wurde. Der Volksmund sagt: Aller gu- 


nik mit 104 Betten die größte urologi- 
sche Klinik Deutschlands.“ 

Heute ist die Klinik Teil eines Kon¬ 
zerns (GmbH und Co. KGaA), der 
nach eigenen Angaben mit 17 Akut- 
Krankenhäusern und 12 Rehabilitati¬ 
onskliniken zu den größten privaten 
Klinikträgern in Deutschland zählt 
und einen Umsatz von 311 Millionen 
Euro macht. Die Schlüssel für die Kon¬ 
zerntüren hält die Familie Krukemeyer 
fest in der Hand. Alleingesellschafter 
Manfred Georg Krukemeyer beteuert 
im Deutschen Ärzteblatt: „Bei uns steht 
die Rendite nicht an oberster Stelle.“ In 
seinem Buch „Kultur der Medizin“ kri¬ 
tisiert er „die zunehmende Geschäfte¬ 
macherei im Gesundheitswesen.“ 

Der Gewinn von Paracelsus - und da¬ 
mit der Familie Krukemeyer - liegt bei 
acht Prozent vom Umsatz. Von nichts 
kommt nichts. Krukemeyer legt über¬ 
all einen strengen Maßstab an. Auch 
bei Krankenhäusern, die er noch nicht 
gekauft hat. Der Personalvertretung 
der Krankenhäuser, die sich bei Para¬ 
celsus zum Kauf angeboten haben, sagt 
er: „Liebe Arbeitnehmervertreter, viel¬ 
leicht seid ihr doch ein paar zu viele.“ 
Den eigenen Leuten sagte er, dass 
sie abspecken und sich umorientie- 


ten Dinge sind drei. Also machen wir 
den Dreier. Ihr und wir haben die Kraft 
dazu, wenn wir gemeinsam und solida¬ 
risch handeln. Dazu wünsche ich viel 
Erfolg. Solidarität macht stark und 
hilft siegen.“ 

Für die streikenden Kolleginnen geht 
es um vieles. Den Erhalt ihrer Arbeits¬ 
plätze und die Verhinderung der Ver¬ 
legung der Produktion nach Tschechi¬ 
en. Deshalb ist es für sie wichtig, den 
Abtransport der Produktionsmaschi¬ 
nen zu verhindern. Viel Solidarität und 
Zuspruch erhalten sie aus der Bevöl¬ 
kerung. 

Streikende werden überwacht 
und kriminalisiert. 

Zur Überwachung und Kriminalisie¬ 
rung der Streikenden und, um den Ab¬ 
transport der Produktionsmaschinen 
mit allen Mitteln durchzusetzen, hat 
die Firma den professionellen priva¬ 
ten Security Dienst „Correct Control“ 
angeheuert. Auf dessen Internetseite 
wird geworben mit Objektschutz und 
Mitarbeiterüberwachung. Die Strei¬ 
kenden werden von ihnen in voller 
Kampfmontur und rüden Methoden 
auf Schritt und Tritt überwacht. Da feh¬ 
len eigentlich nur noch Handschellen 
und Fußfesseln. Selbst der Betriebsrat 
durfte nicht die Montagehalle und sein 
Büro ohne deren „Begleitschutz“ be¬ 
treten. 


ren müssen, das Unternehmen war 
schließlich schon einmal „gefährdet“, 
als er in jungen Jahren das Erbe an¬ 
trat. Führungsleute flogen raus. So¬ 
gar die Portraits seines Vaters wurden 
entfernt. Zum Glück konnte Manfred 
Georg es sich dennoch leisten, im feu¬ 
dalen Wasserschloss Hüffe zu residie¬ 
ren. Nach dem Tod seines Vaters wurde 
auch dessen Witwe Katharina Gräfin 
von Schwerin-Krukemeyer als Eigen¬ 
tümerin und Bewohnerin des Schlosses 
genannt. Ihr soll die Zahlung von einer 
Million Euro jährlich garantiert sein. 
Der Konzern hat insgesamt 4 998 „Mit¬ 
arbeiterinnen“. Das Unternehmen 
„Krankenhaus“ muss Gewinne abwer¬ 
fen. Wer keinen Profit liefert, der wird 
abgewickelt. Damit das funktioniert, 
gibt es in der Konzernzentrale (Os¬ 
nabrück) die Abteilung für die Kon¬ 
zernbilanzen. Das „ganzheitliche Con¬ 
trolling sichert den Unternehmenser¬ 
folg“. Dazu zählen „Sicherung und 
Erschließen der Märkte (Belegung)“ 
und das „Fallkosten-Controlling“. Alles 
im Rahmen einer „permanenten Jah¬ 
reshochrechnung“. 

Und da ist die andere Seite: Damit 
die Kasse stimmt, will die Paracelsus- 
Konzernleitung - trotz guter Arbeit 


„Was sich“ in Großbettlingen „ab¬ 
spielt, erinnert an einen Wirtschafts¬ 
krimi“, so die Stuttgarter Nachrichten. 
„Bodygards patrouillieren in der Fir¬ 
ma, Beschäftigte blockieren den Ab¬ 
transport von Maschinen_Die Fron¬ 

ten sind verhärtet, denn die Beschäf¬ 
tigten wollen ihre Jobs nicht kampflos 
aufgeben.“ Vielleicht ist dies ein kleiner 
„Vorgeschmack“ wie zukünftig Un¬ 
ternehmen ihr „Privateigentum“ vor 
streikenden Kolleginnen und Kolle¬ 
gen schützen, die diesen Reichtum erst 
möglich gemacht und erarbeitet haben. 
Manche unter ihnen schon über 30 und 
40 Jahre lang. 

Einen „Teilerfolg“, so die IG Metall 
Esslingen in einer Pressemitteilung, 
hat der Betriebsrat vor dem Arbeits¬ 
gericht in Stuttgart erreicht. Es wur¬ 
de ihm das Recht zugesprochen zur 
Erfüllung seiner Aufgaben die Mon¬ 
tagehalle und das Betriebsratsbüro 
zu betreten ohne sich „durch andere 
Personen begleiten lassen.“ Dazu al¬ 
lerdings muss er sich anmelden, einen 
konkreten Grund nennen und die un¬ 
gefähre Verweildauer angeben. Doch 
damit geben sich die IG Metall und die 
Streikenden nicht zufrieden. Sie wollen 
mehr. Sie wollen „ihr Werk“und damit 
ihre Arbeitsplätze erhalten. Dazu be¬ 
darf es auch unserer politischen und 
finanziellen Solidarität. 

Dieter Keller 


der Beschäftigten - nach Angaben der 
Rheinischen Post „Löhne und Gehäl¬ 
ter senken“. Das soll deutschlandweit 
durchgesetzt werden: kein Weihnachts¬ 
geld, Senkung der Löhne und Gehäl¬ 
ter bis um vier Prozent. Extra-Profit: 36 
Millionen Euro. 

Ver.di sagte „Nein!“, denn die „Ge¬ 
winnausschüttungspolitik an den Ge¬ 
sellschafter“ habe den Konzern schon 
im vergangenen Jahr in Bedrängnis ge¬ 
bracht. Stefan Röhrhoff von Ver.di in 
Düsseldorf: Die Beschäftigten sollen 
nicht „aufgrund dieser seit Jahren ver¬ 
fehlten Unternehmenspolitik auf Geld 
verzichten, während einige wenige das 
Unternehmen finanziell ausbeuten.“ Es 
rumort an den Paracelsus-Kliniken, 
etwa in Düsseldorf und Hemer. Diese 
Proteste sind kein Einzelfall. Gestreikt 
wurde in diesem Jahr auch bei den Pa¬ 
racelsus-Kliniken in Reichenbach und 
in Kassel. 

Im Oktober gab es eine erfolglose 
Verhandlungsrunde für die Tarife. Am 
5. November, 11 bis 13 Uhr wird es 
wieder eine „aktive Mittagspause“ der 
gewerkschaftlich organisierten Kolle¬ 
ginnen geben, ver.di und die Beschäf¬ 
tigten sind vorbereitet. 

Uwe Koopmann 


Geldbeutel entscheidet 
über Bildung 

Der Deutsche Gewerkschaftsbund 
(DGB) fordert von einer großen Ko¬ 
alition, innerhalb von 100 Tagen das 
sogenannte Kooperationsverbot zwi¬ 
schen Bund und Ländern in der Bil¬ 
dungspolitik zu kippen. Da die Länder 
mit der Finanzierung von Kitas, Schu¬ 
len und Hochschulen überfordert sei¬ 
en, „ist es Unsinn, wie bisher den Bund 
als Geldgeber per Grundgesetz aus der 
Finanzierung von weiten Teilen unse¬ 
res Bildungswesens auszugrenzen“, so 
die stellvertretende DGB-Vorsitzende 
Elke Hannack. Die von Bundeskanzle¬ 
rin Angela Merkel (CDU) vor Jahren 
verkündete „Bildungsrepublik“ blieb 
nur ein „leeres Versprechen“. Noch im¬ 
mer entscheide der Geldbeutel der El¬ 
tern über den Bildungsweg der Kinder. 
Außerdem fordere der DGB eine gro¬ 
ße Bildungsreform mit höheren Bafög- 
Sätzen, einem Vollzuschuss für das 
Nachholen von Schul- und Berufsab¬ 
schlüssen und mehr Qualität in den Ki¬ 
tas. Das geht nur mit höheren Steuern 
auf große Vermögen, hohe Erbschaf¬ 
ten und Finanztransaktionen“, sagte 
die stellvertretende DGB Vorsitzende. 

Geldboten streiken 

In elf Betrieben in Hessen, Nieder¬ 
sachsen und Bremen sind aus Protest 
gegen die zähen und langwierigen Ta¬ 
rifverhandlungsgespräche einige hun¬ 
dert Geldboten Ende letzter Woche in 
einen ganztägigen Warnstreik getre¬ 
ten. Allein in Niedersachsen und Bre¬ 
men folgten rund 250 Geldboten dem 
Warnstreikaufruf. In rund der Hälfte 
der Unternehmen ging nichts mehr, 
obwohl einige Manager versuchten, 
den Streik zu unterlaufen, indem sie 
selbst einige Touren fuhren. Wichtigste 
Kunden der unter Preisdruck stehen¬ 
den Branche sind die großen Handels¬ 
ketten und die Banken. Für die bun¬ 
desweit rund 11000 Beschäftigten geht 
es bei der laufenden Tarifauseinander¬ 
setzung um einen neuen Manteltarif¬ 
vertrag. ver.di fordert für die Kollegin¬ 
nen 31 Urlaubstage, Überstundenzu¬ 
schläge und eine Jahressonderzahlung 
in Höhe eines Monatsgehaltes. 

Mehr Armutsgefährdete 

Wie das Statistische Bundesamt wa¬ 
ren im Jahr 2011 in Deutschland fast 
jede sechste - also rund 13 Millionen 
Menschen - armutsgefährdet. Damit 
hat sich der Anteil der Armutsgefähr¬ 
deten weiter erhöht. Frauen hatten ein 
höheres Armutsrisiko als Männer. Dies 
gilt ausnahmslos für alle Altersgrup¬ 
pen. So lag die Quote für die weibli¬ 
che Bevölkerung unter 18 Jahren mit 
15,7 Prozent zwar unter dem Bundes¬ 
durchschnitt, war jedoch höher als die 
für die gleichaltrige männliche Bevöl¬ 
kerung (14,8 Prozent). Bei Männern ab 
65 Jahren fiel das Armutsrisiko im Jahr 
2011 mit 13,3 Prozent deutlich geringer 
aus als im Bundesdurchschnitt, bei den 
Frauen derselben Altersklasse lag die 
Quote mit 16,6 Prozent jedoch darü¬ 
ber. Ähnlich hohe Unterschiede zwi¬ 
schen den beiden Geschlechtern erga¬ 
ben sich auch in der Altersklasse zwi¬ 
schen 18 und 64 Jahren (Männer: 15,5 
Prozent; Frauen: 17,7 Prozent. 

Jede dritte Rentnerin im Wes¬ 
ten bezieht Grundsicherung 

Am Jahresende 2012 erhielten im 
früheren Bundesgebiet 30 von 1 000 
Einwohnern über 65 Jahre und in den 
neuen Ländern einschließlich Berlin 
20 von 1 000 Einwohnern dieses Al¬ 
ters Leistungen der Grundsicherung 
im Alter. Spitzenreiter unter den Bun¬ 
desländern waren die Stadtstaaten 
Hamburg (62 je 1 000 Einwohner), 
Bremen (55 je 1 000 Einwohner) und 
Berlin (53 je 1 000 Einwohner). Mit je¬ 
weils 10 Empfängern je 1 000 Einwoh¬ 
nern über 65 Jahre nahm die Bevölke¬ 
rung in Sachsen und Thüringen diese 
Leistungen am seltensten in Anspruch. 
Auf die Grundsicherung im Alter sind 
insbesondere westdeutsche Frauen an¬ 
gewiesen: Am Jahresende 2012 bezo¬ 
gen in Westdeutschland 33 von 1000 
Frauen über 65 Jahre und 25 von 1 000 
Männern dieses Alters Leistungen der 
Grundsicherung. In den neuen Län¬ 
dern einschließlich Berlin waren es 
entsprechend 21 von 1 000 Frauen und 
18 von 1 000 Männern. 


Unternehmen Krankenhaus muss Gewinne abwerfen 

Klinik-Konzern Paracelsus will seine Beschäftigten zur Ader lassen 



Die Paracelsus-Klinik Golzheim in der Friedrich-Lau-Straße n hat ein kompetentes und fleißiges Personal, dem der 
Klinikbetreiber die Bezahlung kürzen möchte. 
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Nazi-Deutungshoheit in der Rückzugs-Gasse 

Berlin-Hellersdorf: Antirassistische Sitzblockade stoppte Aufmarsch gegen Asylsuchende 



H underte Berliner Antifaschisten 
und Antirassisten, von der An¬ 
tifa und der SDAJ bis zu Mit¬ 
gliedern des Abgeordnetenhauses im 
parteiübergreifenden Spektrum rot-ro- 
sa-grün-Piraten, haben in Hellersdorf 
eine „Nein zum Heim“-Demo gegen 
Asylsuchende erfolgreich blockiert. 
Zumeist von außerhalb angereiste Ka¬ 
der der NPD, der verbotenen Kame¬ 
radschaft „Frontbann 24“ wie auch der 
Splitterpartei „Die Rechte“ wollten zu 
ihrem selbsterklärten „Tag der Mei¬ 
nungsfreiheit“ am 26. Oktober dreist 
direkt an die Flüchtlinge in der Carola- 
Neher-Straße heran. Unterstützt durch 
massive Klebeaktionen ihrer „zivilen“ 
Tarnorganisation, der „Bürgerinitiative 
Marzahn-Hellersdorf, 4 hofften die Na¬ 
zis auf breiterer Basis ihre lokale Deu¬ 
tungshoheit wiederzuerringen. Diese 
wird ihnen seit dem Einzug der ersten 
Flüchtlinge Mitte August von präsen¬ 
ten Antirassistlnnen streitig gemacht. 
Statt der angekündigten 300 Teilneh¬ 
mer samt Aktivierungsstrategie eines 
Sympathiepublikums aus dem unmit¬ 
telbar angrenzenden Kiez brachten die 
Nazis lediglich 140 „Kameraden“ auf 
die Beine. Die marschierten nur wenige 
hundert Meter weit - vom U-Bahnhof 
Grottkauer Straße bis in die enge John- 
Heartfield-Straße. Nach stundenlan¬ 
gem vergeblichem Warten auf die Auf¬ 
lösung der vorgelagerten Sitzblockade 
an der Etkar-Andre-/Maxie-Wander- 
Straße wurden sie dort von der Polizei 
zur Umkehr gezwungen, ihr Protest¬ 
marsch für beendet erklärt. 


Die Genehmigung der Nazi-Demo 
durch den Leiter der Berliner Ver¬ 
sammlungsbehörde Hass war inso¬ 
fern juristisch umstritten, als die vor¬ 
gesehene Route an der Hofseite des 
ehemaligen Max-Reinhardt-Gymna- 
siums vorbei den generell gebotenen 
Abstand zu Flüchtlingsunterkünften 
verletzt hätte, wie vom Bundesver¬ 
fassungsgericht verlangt. Dies wur¬ 
de durch die etwa 200 unnachgiebig 
am Boden Sitzenden und weitere 100 
Umstehende korrigiert. In der anfäng¬ 
lichen Räumung von 16 Aktivisten, bei 
der ein Mann kollabierte, hatten sich 
der anwesende Polizeipräsident Klaus 
Kandt und die Einsatzleitung vor der 
Drohkulisse von nah bereitstehenden 
Großraum-Gefangenentransportern 
vorerst keinem Zielkonflikt ausge¬ 
setzt gesehen: Zur Durchsetzung der 
„demokratisch“ beanspruchten Mei¬ 
nungsführerschaft sollte den Nazis aus 
Berlin, Brandenburg, Mecklenburg- 
Vorpommern und Sachsen der Weg 
zu staatlich Schutzbefohlenen Flücht¬ 
lingen unter allen Umständen geebnet 
werden. 

Dabei ist selbst der Berliner Verfas¬ 
sungsschutz der Auffassung, dass die 
anmeldende „Bürgerinitiative“, ver¬ 
treten durch die frühere Mahlsdorfer 
Kameradschafts-Aktivistin Daniela F„ 
und die von Sebastian Schmidtke ge¬ 
führte Berliner NPD für die begrenzt 
im Kiez verfangende Stimmungsma¬ 
che mitverantwortlich sind. Vier ge¬ 
zielte Hetzkundgebungen der NPD in 
Hellersdorf vor der Bundestagswahl, 


dazu noch koordinierte Aufmärsche 
auch anderer rechter Parteien hat¬ 
ten dafür gesorgt, dass bis zu 20 Pro¬ 
zent der wahlberechtigten Nachbarn 
unmittelbar an der Flüchtlingsunter¬ 
kunft konsequent rechts abstimmten. 
„Was in Schneeberg (Sachsen) funk¬ 
tioniert, sollte in Berlin-Hellersdorf 
längst möglich sein“, verlautete hier in 
Anspielung auf „wehrhafte“ rassisti¬ 
sche Mobilisierungsmodelle angebli¬ 
cher Bürgerinitiativen, die jetzt auch 
in Sachsen, in Brandenburg und Thü¬ 
ringen aus der Deckung kommen. 
Das polizeiliche Umschwenken auf 
zwischenzeitliche Deeskalation, das 
den Abbruch der Räumung und den 
wütenden Abzug der Nazis zurück 
zum Auftaktort zur Folge hatte, wurde 
vom diensthabenden Presseoffizier da¬ 
mit erklärt, eine Massenräumung we¬ 
gen 140 rechter Demonstranten wäre 
„unverhältnismäßig“ gewesen. Schon 
im Vorfeld hatte die „Bürgerinitiati¬ 
ve für ein lebenswertes Marzahn-Hel- 
lersdorf 44 , die sich als rechtspopulisti¬ 
sche Abspaltung der „Bürgerinitiative 
Marzahn-Hellersdorf“ gibt, ihr für 14 
Uhr geplantes Herbstfest an der Bou¬ 
levard-Flanke jenseits der Flüchtlings¬ 
unterkunft Carola-Neher-Straße als 
kontraproduktiv erkannt und deshalb 
abgesagt. Aufgrund ihrer bürgerlichen 
Fassade, hinter der nach wie vor rassis¬ 
tische Akteure wie Andre Kiebis ste¬ 
cken, gelang ihr kürzlich sogar in den 
Räumen der Unterkunft ein Verstän¬ 
digungstreffen mit Martina Wohlrabe, 
der vom Sozialpädagogischen Institut 
Berlin gestellten Leiterin, sowie mit 
der bezirklichen Gegen-Rechts-Stelle 
POLIS. 

Stockender Abmarsch für 
rechte „Meinungsfreiheit“ 

Da sich die Nazis im Bezirk vorab ei¬ 
nen noch bis 20 Uhr reichenden Ak¬ 
tionsrahmen gesichert hatten, melde¬ 
te Sebastian Schmidtke am erneuten 
Sammelpunkt - U-Bahnhof Grottkau¬ 
er Straße - eine weitere Demonstrati¬ 
on unter dem Motto „Gegen Polizei¬ 
willkür“ zur nächsten U-Bahn-Station 
Kaulsdorf-Nord an. Während die Ein¬ 
mündung der Grottkauer zur komplett 
gesperrten Hellersdorfer Straße durch 
rund 300 unangemeldete Gegende¬ 
monstranten sitzend und stehend blo¬ 


ckiert wurde, formierten sich 85 rech¬ 
te Teilnehmer zwischen Leittranspa¬ 
rent und Lautsprecherwagen auch 
mit „Nein zum Heim! 44 -Rufen. Insge¬ 
samt gestaltete sich der Rückmarsch 
stockend. Brutal und ohne Pardon 
trugen mehrere Hundertschaften der 
Polizei die Beteiligten an immer neu¬ 
en antifaschistischen Sitzblockaden 
von der kurzen Strecke und kesselte 
sie zur Feststellung ihrer Personalien 
ein. Dabei wurde der Bruch von Glied¬ 
maßen riskiert. Unter „Spezialgriffen“ 
zeigten die Angegriffenen regelmäßig 
Spuren von längerer Atemnot. Sanitä¬ 
ter dokumentierten die Folgen eines 
eingedrückten Kehlkopfes. Die Nazis 
konnten unter massivem Polizeischutz 
ihren Endpunkt erreichen. Nur zwei 


von ihnen waren tagsüber festgesetzt 
worden. 21 mutige Gegendemonstran¬ 
ten wurden zur Gefangenensammel¬ 
stelle Tempelhofer Damm gebracht. 
Das Konzept, mit bis zu 1 000 Betei¬ 
ligten im großflächigen Gebiet keinen 
Aufmarsch zulassen bzw. ihn zumin¬ 
dest massiv stören, ist weitgehend auf¬ 
gegangen, konstatierte das Antirassis¬ 
tische Bündnis Marzahn-Hellersdorf. 
„Das brutale Polizeivorgehen gegen¬ 
über Blockierern und Aktivisten, ins¬ 
besondere während der zweiten De¬ 
monstration, ist allerdings untragbar. 
Wir lassen uns in der antirassistischen 
Arbeit im Kiez und in dem antifaschis¬ 
tischen Engagement gegen Nazis nicht 
einschüchtern! Refugees Welcome, 
auch in Hellersdorf! 44 Hilmar Franz 



Angeblicher Gedächtnisverlust 

Zeugenbefragungen vor sächsischem NSU-Untersuchungsausschuss bringen wenig Erhellendes zu Tage 
Linke Landtagsabgeordnete kritisiert „Eigenleben des Geheimdienstes“ 


Braune Ost-West- 
Verbindungen 

Deutsche Rechtsextremisten sind in den 
letzten Jahren „vereinzelt“ zu rechtsext¬ 
remen Aufmärschen, Demonstrationen 
und Kundgebungen nach Osteuropa ge¬ 
reist, unter anderem nach Sofia, Vilni¬ 
us, Riga und Budapest. Umgekehrt ha¬ 
ben Rechtsextremisten aus Osteuropa 
an mehreren braunen Szene-Events in 
Deutschland teilgenommen, so in den 
vergangenen Jahren am „Trauermarsch“ 
in Dresden oder dem „Antikriegstag“ 
der Neonazi-Szene in Dortmund. Dies 
geht aus der Antwort der Bundesre¬ 
gierung (Drucksache 17/14603) auf die 
Kleine Anfrage „Kontakte deutscher 
Rechtsextremisten nach Osteuropa 
und Beteiligung an dortigen nationa¬ 
listischen Aufmärschen“ der Fraktion 
„Die Linke 44 hervor. 

Mehrfach haben demnach in den ver¬ 
gangenen Jahren Personen aus dem 
deutschen Neonazi-Spektrum an dem 
„Lukov-Marsch“ teilgenommen, der 
alljährlich in der bulgarischen Haupt¬ 
stadt Sofia stattfindet. Der traditionelle 
Trauerfackelzug zu Ehren von General 
Hristo Lukov (1887-1943), einem lei¬ 
denschaftlichen Anhänger des Natio¬ 
nalsozialismus, wird vom Bulgarischen 
Nationalbund (BNS) veranstaltet. In 
diesem Jahr waren bnr.de-Recherchen 
zufolge Neonazis aus Dortmund ange¬ 
reist. Der BNS und die NPD pflegen 
seit Oktober 2010 Kontakte, darunter 
wechselseitige Besuche in Bulgarien 
und der Bundesrepublik. 

blick nach rechts 


In einem insgesamt fünftägigen Sit¬ 
zungsmarathon hat sich der Unter¬ 
suchungsausschuss des sächsischen 
Landtages, der Licht ins Dunkel der 
Morde und Anschläge des neofaschis¬ 
tischen Terrornetzwerkes mit dem 
Namen „Nationalsozialistischer Un¬ 
tergrund 44 (NSU) bringen soll, in der 
letzten Woche mit Verstrickungen der 
dortigen Polizei und Geheimdienste 
mit dem rechten Terror beschäftigt. 
Mit Hilfe der Befragung von insge¬ 
samt zehn Zeugen sollte der Frage 
nachgegangen werden, welche Infor¬ 
mationen dem Staatsschutz der Poli¬ 
zeidirektion Chemnitz und des säch¬ 
sischen Landeskriminalamtes (LKA) 
über die mutmaßlichen NSU-Terro- 
risten Uwe Böhnhardt, Uwe Mundlos 
und Beate Zschäpe Vorgelegen haben 
und warum augenscheinlich kein Zu¬ 
sammenhang zwischen den flüchtigen 
Nazis und der ungeklärten Raubserie 
in Chemnitz und Zwickau hergestellt 
worden ist. Auch sollte beleuchtet 
werden, welche Ziele das LKA Ber¬ 
lin verfolgt hat, als es im November 
2000 zur Anwerbung des „Blood & 
Honour“-Funktionärs Thomas Starke 
als V-Mann gekommen ist, von dem 
die Ermittler heutzutage annehmen, 
dass er dem NSU konspirative Unter¬ 
künfte vermittelt hat. 

In seiner Vernehmung am 18. Oktober 
erinnerte sich Ulrich Pester, ehemali¬ 


ger Leiter des Staatsschutz-Kommis¬ 
sariats der Polizeidirektion Chemnitz, 
dass irgendwann - vielleicht schon 
1998 - ein Thüringer Zielfahnder - 
wahrscheinlich Sven Wunderlich - 
bei ihm angerufen und auf das „Trio“ 
hingewiesen habe. Die dabei erhalte¬ 
nen Informationen seien aber „unter¬ 
schwellig“ gewesen. Der Anruf sei dar¬ 
aufhin in einer Dienstberatung bespro¬ 
chen worden. An Details konnte sich 
der Zeuge nicht erinnern, auch nicht 
an weitere Folgen. 

Für den NSU war Chemnitz derweil 
nicht nur Rückzugsraum, sondern hier 
begann auch eine umfangreiche Serie 
von Überfällen auf Post- und Sparkas- 
sen-Filialen. Zuständig für die - dann 
aber nicht geglückte - Aufklärung war 
das Raubdezernat der Polizeidirekti¬ 
on Chemnitz. Dessen Leiter Gunter 
Rechenberg bestätigte, dass sehr rasch 
festgestanden habe, dass es sich hier 
nicht um einzelne Überfälle, sondern 
eine ganze Serie handelt. 

Eine heiße Spur zu den Tätern habe es 
nie gegeben, von der Suche nach dem 
„Trio“ will Rechenberg nichts gewusst 
haben. Vielmehr habe damals die The¬ 
orie kursiert, dass hier eine Räuber¬ 
bande Zuschüsse für irgendeine Art 
Geschäft erbeuten wolle; im Jahr 2007 
habe man auch über Rocker nachge¬ 
dacht, weil bei Überfällen so genannte 
Pumpguns zum Einsatz kamen. 


Zu der Zeit hatte sich die Überfallse¬ 
rie aus Chemnitz/Zwickau schon nach 
Stralsund verlagert. Dort wurde rasch 
eine Soko gegründet, dergleichen gab es 
in Sachsen nicht. Rechenberg berichtet, 
dass eine Zentralisierung der Ermitt¬ 
lungen am ehesten eine Aufgabe des 
LKA Sachsen gewesen wäre. Dort habe 
es aber keine Einheit gegeben, die das 
hätte übernehmen können - jedenfalls 
habe es von dort her nie eine Initiative 
gegeben. Auch nicht seitens der Staats¬ 
anwaltschaft, der man ohnehin keine 
Verdächtigen präsentieren konnte. 
Vernommen wurden durch den Aus¬ 
schuss auch zwei Beamte des Landes¬ 
kriminalamtes Berlin. Dabei wurde 
deutlich, dass das LKA Berlin damals 
im fraglichen Bereich mindestens drei 
Spitzel in Sachsen geführt hat. Ein Zeu¬ 
ge war zwar nicht der Führer des NSU- 
Unterstützers und „Blood & Honour“- 
Kaders Thomas Starke, führte aber im 
Freistaat zwei andere Quellen im Be¬ 
reich Neonazismus. „Für mich bleibt 
die Frage offen, ob mittels der Spitzel 
anderer Landeskriminalämter die An¬ 
weisung an den polizeilichen Staats¬ 
schutz in Sachsen umgangen werden 
sollte, keine eigenen V-Leute in diesem 
Bereich zu führen“, kritisierte Kerstin 
Köditz, Obfrau der Linksfraktion im 
sächsischen NSU-Untersuchungsaus- 
schuss im Anschluss an den Sitzungs¬ 
marathon. 


„Als Gesamteindruck der zehn Zeu¬ 
genvernehmungen bleibt haften, dass 
es in Sachsen für Polizisten offenbar 
zumindest nicht karrierehinderlich ist, 
wenn man mit einem sehr schwachen 
Gedächtnis ausgestattet ist“, so Köditz. 
„Oft schien nicht nur ,Ä nicht gewusst 
zu haben, was ,B 4 getan hat oder zu tun 
beabsichtigte, sondern ,Ä sagte sogar 
das Gegenteil von dem aus, was die 
feste Überzeugung von ,B 4 war. 

Im Nachhinein erstaunt allerdings 
nicht, dass dieser Wirrwarr im Poli¬ 
zeialltag der Jahre um 2000 nicht auf¬ 
fiel, denn die Ineffektivität der da¬ 
maligen sächsischen Polizeistruktur 
wurde immer deutlicher. Damit wur¬ 
de zugleich die bisher wie ein Mantra 
von den sächsischen Verantwortlichen 
vorgetragene Behauptung widerlegt, 
die mangelhafte Zusammenarbeit 
zwischen den Bundesländern und 
mit der Bundesebene sei wesentlich 
ursächlich für den Misserfolg bei der 
Fahndung“, monierte die Antifaschis¬ 
tin weiter. 

Zudem übte Köditz namens ihrer 
Fraktion massive Kritik am „Eigen¬ 
leben des Geheimdienstes“ und be- 
zeichnete es „als gesicherte Erkennt¬ 
nis, dass die neonazistische Organisa¬ 
tion ,Blood & Honour 4 die logistische 
Absicherung des Untertauchens des 
flüchtigen Trios organisierte“. 

Markus Bernhardt 
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Die Sache mit dem Politikwechsel 


SPD zwischen Forderungen, Koalitionsverhandlungen und Mitgliederbefragung 


S pätestens unterm Weihnachts¬ 
baum der Bundesbürger soll die 
nächste Regierung liegen. Abge¬ 
segnet per Mitgliederbefragung der 
SPD und der Zustimmung des deut¬ 
schen Kapitals soll es dann einmal 
mehr eine große Koalition richten. Die 
Verhandlungen laufen derzeit und wohl 
noch etwas länger auf Hochtouren. Von 
einem guten Klima ist unisono zu hö¬ 
ren, Einmütigkeit gibt es beispielsweise 
in Sachen Transaktionssteuern. 

Doch etliche Detailfragen sind noch of¬ 
fen, dazu gehört die SPD-Kernforde- 
rung nach „Einführung eines flächen¬ 
deckenden gesetzlichen Mindestlohn 
in Höhe von 8,50 Euro pro Stunde (in 
Ost und West), die wirksame Bekämp¬ 
fung des Missbrauchs von Leih- und 
Zeitarbeit und sogenannter Werkver¬ 
träge 4 sowie die Abschaffung der sach- 
grundlosen Befristung von Arbeitsver- 
trägen.“ Sicherlich eine vielen Ohren 
wohltuende Forderung, die allerdings 
verschweigt, wer die politische Verant¬ 
wortung für diese Situation trägt, die 
diese Forderung notwendig macht - 
auch wenn die 8,50 Euro natürlich zu 
wenig sind. 

Der Widerstand der „Arbeitgebers- 
Verbände gegen einen Mindestlohn 
dürfte indes äußerst gering ausfallen. 
Zwar hat der Präsident des Arbeitge¬ 
berverbandes BdA, Dieter Hundt, der 
Union vor Zugeständnissen beim ge¬ 
setzlichen Mindestlohn gewarnt und mit 
einer Klage gedroht. Er wiederholt da¬ 
bei die alte Mär von einem Zusammen¬ 
hang von Arbeitsplatzvernichtung und 
Mindestlöhnen. Aber viele seiner „Kol¬ 
legen 44 erkennen, dass sich der jahrzehn¬ 
telange Lohnraub in der Republik auch 
negativ auf die Wirtschaft auswirkt. 
Diese Abkehr von der Abkehr gilt 
auch für die SPD-Forderung nach einer 
wirksamen Regelung der Finanzmärk¬ 
te. „Wir entschlacken die Vorschriften 
zum Kreditwesengesetz und führen 
die bestehende Überregulierung bei 
der Bankenaufsicht auf das notwendi¬ 
ge Maß zurück 44 hatte die CDU noch in 
ihr Wahlprogramm von 2005 geschrie¬ 
ben, die rot-grüne Koalition zeichnete 
damals verantwortlich für die Locke¬ 
rung der Regeln etwa für Hedge-Fonds 
in Deutschland. 

Andere Frontlinien verlaufen nicht 
zwischen, sondern innerhalb der Koali¬ 


tionspartner in spe. So darf die Energie¬ 
wende aus Sicht der nordrhein-westfä¬ 
lischen Ministerpräsidentin Hannelore 
Kraft (SPD) nicht auf Kosten von Ar¬ 
beitsplätzen und bezahlbarer Energie 
gehen. „Die SPD sei zwar auch für die 
Energiewende, und der Klimaschutz 


in Deutschland und in der EU ver¬ 
bindliche und restriktive Regeln für 
den Rüstungsexport und neue Initiati¬ 
ven bei der Rüstungskontroll- und Ab¬ 
rüstungspolitik. 44 Von einer Beendigung 
der Auslandseinsätze der Bundeswehr 
ist jedoch nicht die Rede. Durchaus un¬ 


Einen Politikwechsel hatte die SPD 
im Wahlkampf versprochen, nach dem 
Wahltermin nannte sie diesen dann 
auch als Grundbedingung für die Ko¬ 
alitionsverhandlungen. Die finanzielle 
Stärkung der Kommunen, verstärkte 
Investitionen in Schulen, Hochschulen 



Kann denn Liebe grenzenlos sein ...? 

Start der Koalitionsverhandlungen zwischen CDU, CSU und SPD am 23. Oktober 2013. Pressestatement der Generalsekre¬ 
täre nach der ersten großen Gesprächsrunde: CSU-Generalsekretär Alexander Dobrindt, SPD-Generalsekretärin Andrea 
Nahles und CDU-Generalsekretär Hermann Gröhe. 


könne Arbeitsplätze bringen 44 , sagte 
sie der Süddeutschen Zeitung. Aber 
„wichtig ist, dass wir die Industriear¬ 
beitsplätze in unserem Land erhalten 44 . 
Ausgerechnet Kraft leitet in den Ko¬ 
alitionsverhandlungen mit der Union 
für die SPD die Arbeitsgruppe Energie. 
In der vergangenen Woche haben sich 
SPD-Politiker wie Erhard Eppler, Mo¬ 
nika Griefahn, Volker Hauff, Jo Leinen 
und Gesine Schwan in einem offenen 
Brief an ihren Parteivorstand gewandt: 
„Wir erwarten von unserer Verhand¬ 
lungsführung ein klares Eintreten für 
Langfristigkeit, Klima und Umwelt. 44 
In Sachen Friedens- oder besser Kriegs¬ 
politik findet sich bei den Sozialdemo¬ 
kraten die Forderung: „Wir brauchen 


terschiedliche Positionen gibt es jedoch 
innerhalb der SPD, welche Rolle dabei 
noch dem Deutschen Bundestag bei¬ 
gemessen werden soll. SPD-Chef Ga¬ 
briel hatte im Frühjahr 2012 geäußert: 
„Auch wenn es schwer fällt, müssen wir 
bereit sein, wie schon zuvor in anderen 
Politikbereichen, auch im sicherheits- 
und verteidigungspolitischen Bereich 
Schritt für Schritt Souveränität abzu¬ 
geben. 44 Möglicherweise ist das auch 
die Marschrichtung der CDU, denn 
Andrea Nahles verkündete am ver¬ 
gangenem Montag in Berlin, mit ihrer 
Partei werde es eine Aufweichung der 
Zustimmungspflicht des Bundestags 
zu Auslandseinsätzen der Bundeswehr 
nicht geben. 


und Wissenschaft und eine wirksame 
Bekämpfung der Jugendarbeitslosig¬ 
keit sind weitere Punkte des SPD-For- 
derungskataloges. 

Spätestens zwei Wochen nach Ab¬ 
schluss der Koalitionsverhandlungen 
mit CDU/CSU müsste nach dem Fahr¬ 
plan der sozialdemokratischen Partei 
die Zustimmung ihrer Mitglieder per 
Briefwahl erfolgen. Ihre noch 470 000 
Parteimitglieder können dann ihr Vo¬ 
tum abgeben, ob sie den Koalitions¬ 
vertrag in der ausgehandelten Form 
akzeptieren oder nicht. Spannend 
wird sein, wie die Parteiführung ihre 
Basis zum Krötenschlucken motivie¬ 
ren wird. 

Werner Sarbok 


In Sicherheitsfragen wird nur gelogen - 
und das kann tödlich enden 


Ich gestatte mir, aus Anlaß der gegen¬ 
wärtigen Aufregung um Obama und 
Merkel aus meiner Kundgebungsrede 
vom 3. Oktober zu zitieren: 

In Artikel 27 der Verfassung für das 
Land Nordrhein-Westfalen heißt es: 
„Großbetriebe der Grundstoffindust¬ 
rie und Unternehmen, die wegen ihrer 
monopolartigen Stellung besondere 
Bedeutung haben, sollen in Gemeinei¬ 
gentum überführt werden. Zusammen¬ 
schlüsse, die ihre wirtschaftliche Macht 
missbrauchen, sind zu verbieten 44 So die 
Verfassung für das Land Nordrhein- 
Westfalen vom 28. Juni 1950. Diese 
war per Volksentscheid von der Mehr¬ 
heit der Abstimmenden angenommen 
worden. Sie gilt noch immer. Und es ist 
daraus abzuleiten, dass z.B. die Enteig¬ 
nung von Energieriesen, Banken und 
Rüstungsbetrieben zum Wohle der 
Allgemeinheit zwingend geboten ist. 
Vor allem gilt es, Betriebe mit starkem 
Rüstungsanteil wie Thyssen-Krupp, 
Quandt und Rheinmetall zu enteignen 
und ihr mörderisches Wirken zu been¬ 
den. Doch nichts dergleichen geschieht. 
Hier wäre ein sinnvolles Betätigungs¬ 
feld für den Verfassungsschutz, wenn er 
denn wirklich die Verfassung schützen 
wollte. Rheinmetall soll sogar einen rie¬ 
sigen Auftrag erhalten, um Kamfdroh- 
nen zu entwickeln und zu produzieren. 
Und diese werden dann von hier aus 
auf den todbringenden Weg gebracht. 


Von hier und von Ramstein aus. Bei¬ 
de Militärstandorte, Kalkar und Ram¬ 
stein, müssen zusammengedacht wer¬ 
den. Von Ramstein aus wurden die US- 
Drohnenattacken auf Afrika gestartet. 
Und als der auf dem Kriegspfad wan¬ 
delnde mörderische Friedensnobel¬ 
preisträger und US-Präsident Barack 
Obama darauf angesprochen wurde, 
sagte er, Afrika werde nicht von Ram¬ 
stein aus beschossen. 

Nein, das geht anders. Die mörderi¬ 
schen Waffen werden von Ramstein 
und künftig auch von Kalkar aus ge¬ 
lenkt, stationiert sind sie woanders. 
Und als die Kanzlerin gefragt wurde, 
was denn mit den flächendeckenden 
Ausspähaktionen des NSA in Deutsch¬ 
land gegen die Deutschen sei, sagten 
sie und Pofalla, diese gäbe es nicht. 
Nein, die machen das woanders, die 
zapfen die Übersehkabel an, die aus 
unserem Land kommen. Schließlich 
gab es auch die große Raketenlüge zu 
den Patriot-Raketen, die im Rahmen 
des Syrienkrieges von Deutschland in 
die Türkei gebracht wurden. Es hieß, 
Deutschland wolle sich aus einem mög¬ 
lichen Militärschlag gegen das syrische 
Regime heraushalten. Nun ist der Ein¬ 
griff gegen Syrien erst einmal per Si¬ 
cherheitsratsbeschluss abgewendet 
worden. Aber die Patriot-Raketen ste¬ 
hen immer noch bereit, und sie werden 
von Ramstein aus befehligt, nicht von 


deutschen Stellen. Das heißt, dass wir 
in den Krieg hineingezogen werden, 
sobald im Pentagon wieder Kriegsplä¬ 
ne ersonnen werden. 

Wir werden in den sogenannten Si¬ 
cherheitsfragen ständig belogen. Nicht 
nur von amerikanischen Präsidenten, 
sondern auch von deutschen Minis¬ 
tern in Bund und Land und von der 
Kanzlerin. 

Das sagte ich am 3. Oktober in Kal¬ 
kar. Zusatzkommentar von heute: Und 
nun bemerkt die Kanzlerin, dass auch 
sie belogen wurde. Die flächendecken¬ 
de Überwachung unseres Landes per 
Überseekabel störte sie nicht. Nun bli¬ 
cken sie alle auf das Dach der US-Bot- 
schaft in Berlin, von wo die Bundes¬ 
kanzlerin belauscht wird, - sie sollten 
auch nach Kalkar blicken. Dort sagte 
ich weiter: 

Seit dem 1. Juli 2013 steht hier in Kal¬ 
kar/Uedem ein riesiges NATO-Luft- 
kommando bereit, um Luftoperatio¬ 
nen, ja den Krieg weltweit zu führen, 
auch Kampfdrohnen einzusetzen. Die 
beiden Hauptaufgaben eines Ministers 
Pofalla - hier das Luftkommando mit 
aufzubauen und für die umfassende 
Bespitzelung der Bürger zu sorgen - 
können eines Tages zusammengefasst 
werden: Denn die NSA-Spitzelergeb- 
nisse dienen den USA in Afrika, Pa¬ 
kistan, Jemen und Afghanistan bereits 
zur Zielbestimmung für Drohnenein¬ 


sätze. Sollten künftig in Deutschland 
sogenannte Terrornester entdeckt wer¬ 
den, dann können diese bald zu Zielen 
der von Kalkar aus gelenkten Drohnen 
werden. Das ist Mord auf große Dis¬ 
tanz per Knopfdruck ... 

Nahezu 1 000 Soldaten können im 
Auftrag der NATO in kurzer Zeit von 
hier aus den Krieg auslösen oder in ihn 
von fern eingreifen. 

Es wäre ein Krieg von deutschem Bo¬ 
den aus, ein Krieg, der auch unser Land 
zum Kriegsschauplatz macht. Es ist da¬ 
ran zu erinnern: „Raketen sind Mag¬ 
neten 44 . 

Ja, wenn kürzlich in der örtlichen Pres¬ 
se zu lesen war, dass die neuen Luft¬ 
waffensoldaten und -Offiziere hier 
Wohnungen und Kindertagesstätten 
suchen, dann sollen die Vermieter 
in Kalkar wissen: Die Arbeitsplätze 
der Bundeswehrangehörigen mögen 
künftig unter dicken Betonplatten ge¬ 
schützt sein, die Häuser am Nieder¬ 
rhein sind es nicht. Es wird ja nicht 
nur die Gefahr da sein, die von hier 
für andere ausgeht, es werden auch die 
Niederrheiner gefährdet sein, denn die 
andere Seite wird ja nicht untätig Zuse¬ 
hen. Das ist auch hinsichtlich der Pläne 
zu sagen, dass hier ein Teil des soge¬ 
nannten Raketenabwehrschirmes der 
NATO stehen wird. Russland hat sich 
schon eindeutig dazu geäußert. 

Ulrich Sander 


„Franz Hertel hörte 
in der Stadt 
die Flöhe husten!“ 

Abschied nach 45 Jahren 

Wenn ein aufrechter Kommunist nach 
über vier Jahrzehnten Stadtratstätigkeit 
mit einem würdigen Empfang seiner 
Stadt verabschiedet wird, dann muss er 
verdammt viel richtig gemacht haben. 
Wenn der ehemalige CDU-Bürger- 
meister in seiner Laudatio auch noch 
enorm viel Sympathie und Respekt rü¬ 
berbringt und wenn die Fraktion DIE 
LINKE im Stadtrat dann auch noch 
die Ehrenbürgerschaft beantragt, dann 
spürt man, welche tiefen Spuren das 
„Urgestein Franz Hertel 44 (Saarbrücker 
Zeitung) in der politischen Landschaft 
im saarländischen Püttlingen hinterlas¬ 
sen hat. 

Seit 1968, nur mit fünf Jahren Unter¬ 
brechung nach Verlust der Mandate 
infolge der Gebietsreform, wurde die 
DKP-Politik im Stadtrat von Franz Her¬ 
tel geprägt. Vierzig Jahre ohne Unter¬ 
brechung im Stadtrat: Da fragen sich 
viele, wie dies erreicht werden konn¬ 
te, in einer erzkatholischen Stadt mit 
denselben antikommunistischen Vor¬ 
urteilen wie anderswo auch. Einen Teil 
der Antwort gab der Laudator mit der 
Feststellung: „Franz Hertel hörte in der 
Stadt die Flöhe husten 44 . Wenn Bürge¬ 
rinnen und Bürger sich ungerecht be¬ 
handelt fühlten, hörte er immer wie¬ 
der den Spruch: „Dann geh ich halt 
zum Franz Hertel! 44 Eine weitere Ant¬ 
wort enthielt das Grußwort des DKP- 
BezirksVorsitzenden. „Franz war nicht 
deswegen über vier Jahrzehnte im Pütt- 
linger Stadtrat, weil er kommunistische 
Kommunalpolitik neu interpretiert hat 
sondern weil er ganz klassisch mit sei¬ 
nen Mitstreiterinnen und Mitstreitern 
eines war, unermüdlicher und unbe¬ 
stechlicher Interessenvertreter der ar¬ 
beitenden Menschen in dieser Stadt. 44 
Franz hat kommunistischer Politik in 
Püttlingen ein Gesicht gegeben, er war 
und ist greifbar für die Menschen, ob 
bei fehlenden Taxistellplätzen oder 
drohenden Gebührenerhöhungen. 
Und ebenso klassisch wusste Franz im¬ 
mer, dass die Püttlinger Probleme, ob 
Schulden oder Arbeitslosigkeit, nicht 
in Püttlingen gelöst werden können. 
Deshalb hat er gemeinsam mit ande¬ 
ren immer wieder die Zusammenhän¬ 
ge dargestellt und auf die gesellschaft¬ 
lichen Widersprüche verwiesen. Ob es 
Rüstung und Krieg waren, Reichtum 
und Armut, Ausbeutung und prekäre 
Beschäftigung - all diese Themen der 
sogenannten „großen Politik 44 hat er nie 
ausgeblendet und ist damit sicher vielen 
auf die rein kommunalpolitisch ausge¬ 
richteten Nerven gegangen. 

Wenn der Kapitalismus wie heute in 
Zeiten der Finanz- und Bankenkrise 
hässliche Spuren auch in Püttlingen 
hinterlässt, dann ist dies ein Thema für 
Franz Hertel und die DKP Püttlingen. 
Sich einsetzen für Gerechtigkeit und 
Frieden, ob auf einer Demo oder in der 
Musikschule, das war und ist seine Welt. 
Franz wusste aus seinen Erfahrungen als 
Bauarbeiter, wie groß die Kraft der Ar¬ 
beiterklasse sein kann und zugleich wie 
ohnmächtig sie häufig ist gegenüber der 
Macht der Unternehmer. Deshalb hat er 
sich neben der Stadtratstätigkeit immer 
aktiv in die Gewerkschaft eingebracht, 
ist noch heute Seniorenvertreter im ver. 
di-Landesvorstand. Auch dies ist keine 
Erfindung von Franz. Die Erkenntnis, 
dass sich die Arbeiterbewegung - bei 
allen Differenzen - nicht spalten lassen 
darf, hat sich nach 1933 tief in das Be¬ 
wusstsein einer Generation von Kom¬ 
munistinnen und Kommunisten und an¬ 
derer Linker gebrannt. Deshalb ist auch 
Franz Hertel kein Kohlhaas - er sucht 
Verbündete auf allen Ebenen, wenn es 
um die gute Sache geht. 

Nun hat er also im Stadtrat Schluss 
und Tschüss gesagt. Wer könnte es dem 
79-jährigen verdenken nach 354 Rats¬ 
sitzungen und weit über tausend Veran¬ 
staltungen von Einrichtungen, Vereinen 
und Organisationen? Franz hinterlässt 
eine Lücke, die sehr schwer zu schlie¬ 
ßen sein wird. Er hat versprochen, dabei 
mitzuhelfen. Die DKP wird in einer ei¬ 
genen Veranstaltung am 30.11.13 in Jan¬ 
sens Eck im Rahmen eines politischen 
Jahresabschlusses Danke sagen. 

Thomas Hagenhofer 
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EU-Tagung: Kein Wort 
der Kritik an USA-Spionage 

Ausspähung von Bürgern soll mit den USA vertraglich geregelt und gemeinsam betrieben, aber nicht verboten werden 


D ie mediale Aufregung um Mer¬ 
kels Handy scheint keine Gren¬ 
zen zu kennen. Dennoch war 
die Versammlung der EU-Oberen am 
24.125. Oktober unter Merkels Beteili¬ 
gung aber zu keinem Wort des Protests 
oder auch nur der offenen Kritik an die 
Adresse der USA-Regierung bereit. Je¬ 
denfalls findet sich keine Spur davon in 
der „Erklärung der Staats- und Regie¬ 
rungschefs “die sie Ende letzter Woche 
aus diesem Anlass in Brüssel verab¬ 
schiedet haben. 

Von einem „No-spy-Abkommen“, das 
Kanzlerin Merkel angeblich den EU- 
Partnern vorgeschlagen hat, also von 
einem Abkommen, das das Ausspähen 
untersagen würde, ist in dem Text mit 
keiner Silbe die Rede. Ebenso wenig 
von einer zeitweiligen Aufkündigung 
des „Swift-Abkommens“ zwischen 
EU und USA über den automatisier¬ 
ten Austausch von Bankdaten, wie es 
das EU-Parlament am 23. Oktober als 
Gegenreaktion gefordert hatte. Auch 
nicht von einem Aussetzen der Ver¬ 
handlungen über das „Transatlantische 
Freihandelsabkommen“ (TAFTA), wie 
von der EU-Justizkommissarin Vivia- 
ne Reding und anderen vorgeschlagen 
worden war. 

Stattdessen heißt es in dem jüngs¬ 
ten Text ganz im Gegenteil, dass die 
EU-Oberen „die engen Beziehungen 
zwischen Europa und den USA und 
den Wert dieser Partnerschaft“ beto¬ 
nen und dass „die Nachrichtengewin¬ 
nung (!) ein wesentlicher Bestandteil 
des Kampfes gegen den Terrorismus“ 
sei. Nur müsse Partnerschaft halt „auf 
Respekt und Vertrauen beruhen“ und 
dies auch für die „Zusammenarbeit 
der Geheimdienste“ gelten. Weil näm¬ 
lich „ein Mangel an Vertrauen ... die 
notwendige Zusammenarbeit auf dem 
Gebiet der Nachrichtengewinnung be¬ 


einträchtigen“ könnte. In diesem Sinn 
nahmen die EU-Chefs „zur Kenntnis“, 
dass Frankreich und Deutschland bila¬ 
terale Gespräche mit den USA führen 
wollen, „um bis zum Jahresende zu ei¬ 
ner Verständigung über die gegensei¬ 
tigen Beziehungen auf diesem Gebiet 


zu gelangen“. Andere EU-Staaten kön¬ 
nen sich dem anschließen, wurde hin¬ 
zugefügt. 

Danach kann eigentlich kein Zweifel 
mehr bestehen, was da wirklich verein¬ 
bart werden soll. Merkel und Hollande 
wollen mit den USA ein Abkommen 
aushandeln, das die Zusammenarbeit 
der beiderseitigen Geheimdienste bes¬ 
ser regelt und die Ausspähung per In¬ 
ternet und Telefonüberwachung bei 
Millionen europäischen Bürgern „lega¬ 
lisiert“ und effizienter macht. Kanzlerin 
Merkel selbst nannte nach dem Brüsse¬ 


ler Treff wörtlich einen „Kooperations¬ 
rahmen der Geheimdienste“ als Ziel 
der Verhandlungen. Hollande sprach 
von einem „Kodex guten Verhaltens, 
das heißt, dass man nicht jemanden 
abhört, den man bei internationalen 
Begegnungen trifft“. 


Mit anderen Worten: die Bürgerbe¬ 
spitzelung durch die Geheimdienste 
soll von beiden Seiten des Atlantiks 
munter weiter betrieben werden. Nur 
für die oberste Politikerriege sollen 
vielleicht ein paar „Beschränkungen“ 
eingeführt werden. Als ob alles in Ord¬ 
nung wäre, wenn nur das Handy der 
Kanzlerin nicht mehr von den Amis 
abgehört wird. 

Allerdings hat der Chef des Bundesver¬ 
bands der Deutschen Industrie (BDI), 
Ulrich Grillo, inzwischen in einer ver¬ 
öffentlichten Erklärung verlangt, dass 


auch die „Wirtschaft“ besser vor Aus¬ 
spähung geschützt werden müsse und 
„Wirtschaftsspionage völkerrechtlich 
zu ächten“ sei. 

Das Abhören und Speichern von Te¬ 
lefongesprächen, E-Mails, Handy- und 
Internetverbindungen soll aber ver¬ 


traglich geregelt fortgesetzt und die 
Kooperation der Spionagedienste da¬ 
bei besser geregelt werden. 

Es bleibt bei der „Festung Europa“ und 
dem Kampf gegen die Flüchtlinge: Auch 
beim zweiten Thema, das eigentlich 
nicht vorgesehen war, aber angesichts 
der Erregung in der Öffentlichkeit in die 
Tagesordnung des jüngsten EU-Gipfels 
aufgenommen werden musste, ist von ei¬ 
nem Umdenken der EU-Chefs nichts zu 
erkennen. Sie schwangen sich angesichts 
der „Tragödie von Lampedusa“ zwar zu 
einer heuchlerischen Bekundung ihrer 


„tiefen Trauer“ auf. Aber ansonsten ist 
dem Gipfelprotokoll aber nur zu ent¬ 
nehmen, dass trotz der tausendfachen 
Toten im Mittelmeer der bisherige Kurs 
mit verstärkten Maßnahmen fortgesetzt 
werden soll. 

Da wird an einer Stelle zwar auch davon 
gesprochen, dass „die eigentlichen Ur¬ 
sachen der Migrationsströme“ bekämpft 
werden müssten. Aber Konkretes über 
Maßnahmen zur Bewältigung von Ar¬ 
mut, wirtschaftlicher Not und daran 
entzündeten Spannungen und kriegeri¬ 
schen Konflikten ist in dem Text nichts 
zu lesen. Stattdessen wird von der „Ver¬ 
stärkung der Zusammenarbeit mit den 
Herkunfts- und Transitländern“ und von 
einer „wirksamen Rückführungspolitik“ 
gesprochen. Nicht nur im Hoheitsgebiet 
der EU-Staaten, sondern auch in den 
Herkunfts- und Transitländern solle der 
„Kampf gegen Schleusung und Men¬ 
schenhandel intensiviert“ werden. Par¬ 
allel dazu verlangen die EU-Chefs in ih¬ 
rem Text die Verstärkung der Aktivität 
der EU-Grenzschutzagentur „Frontex“ 
und die rasche Einführung des neuen 
EU-Grenzüberwachungssystems „Eu- 
rosur“ (siehe UZ vom 18.10.13 ) 

Die EU will also dabei „helfen“, die 
Menschen, die Not- und Gefahrensitua¬ 
tionen in ihren Heimatländern entkom¬ 
men wollen, noch besser als bisher be¬ 
reits unterwegs abzufangen, ehe sie die 
EU-Grenzen erreicht haben. Die EU- 
Politik bleibt also vorrangig darauf aus¬ 
gerichtet, den Zustrom von Flüchtlingen 
zu bekämpfen, aber nicht ihre humane 
Behandlung und Aufnahme in den EU- 
Staaten zu gewährleisten. 


Alle Zitate aus „Schlussfolgerungen 
des Europäischen Rates, Tagung vom 
24-/25. Oktober 2013“, http://www.eu- 
ropean-council.europa.eu/). 



Es bleibt bei der„Festung Europa“ und dem Kampf gegen die Flüchtlinge: Die italienische Küstenwache rettet zwei 
der Überlebenden der Tragödie vom 3. Oktober vor Lampedusa. 


Geschacher um Haftentlassung für Julia Timoschenko 

EU droht mit Scheitern des Assoziationsabkommens 


Wahlen in Tschechien 

Zuwachs für die KSCM 

Nach den Wahlen vom vergangenen 
Wochenende gibt es keine klaren Mehr¬ 
heiten in der Tschechischen Repu¬ 
blik. Die Wahlbeteiligung fiel mit rund 
59 Prozent niedrig aus. 

Die Sozialdemokraten (CSSD) un¬ 
ter Parteichef Bohuslav Sobotka wur¬ 
den zwar stärkste Kraft, blieben mit 
20,45 Prozent (2010:22,09) der Stimmen 
aber deutlich hinter den Erwartungen 
zurück. Die Partei landet nur knapp vor 
der populistischen „Aktion unzufriede¬ 
ner Bürger“ (ANO) des Milliardärs An¬ 
drej Babis, die 18,65 Prozent der Stim¬ 
men erhielt. ANO zieht erstmals in das 
Abgeordnetenhaus ein. ANO-Gründer 
Babis ist Eigner des größten Nahrungs¬ 
mittelkonzerns und des zweitgrößten 
Chemiekonzerns des Landes sowie Be¬ 
sitzer einer einflussreichen Mediengrup- 
pe. 

Sobotka will versuchen eine Minder¬ 
heitsregierung zu bilden. Dazu kün¬ 
digte er schnelle Gespräche mit allen 
Parteien und dem Präsidenten Zeman 
an. Für eine von den Kommunisten to¬ 
lerierte Minderheitsregierung, die er 
ursprünglich anvisiert hatte, reicht es 
nicht - auch wenn die Kommunistische 
Partei Böhmens und Mährens (KSCM) 
mit 14,91 Prozent der Stimmen (2010: 
11,27) drittstärkste Kraft wurde. 

Starke Verluste mussten die liberal-kon¬ 
servativen Parteien hinnehmen, die bis 
Juni die Regierung gestellt hatten. 

Die vorgezogene Abgeordnetenhaus- 
Wahl hatte eigentlich einen Schluss¬ 
strich unter eine monatelange Regie¬ 
rungskrise setzen sollen. Im Juni war 
der liberal-konservative Ministerpräsi¬ 
dent Petr Necas über einen Bespitze¬ 
lungsskandal gestürzt. Ein von Staats¬ 
präsident Milos Zeman eingesetztes 
Expertengremium unter Leitung des 
Ökonomen Jiri Rusnok hatte seit Juli 
die Regierungsgeschäfte vorüberge¬ 
hend übernommen. 


Seit Wochen nimmt das Geschacher 
um eine Haftverschonung für die we¬ 
gen Amtsmissbrauchs verurteilte ehe¬ 
malige ukrainische Ministerpräsidentin 
Timoschenko in den Medien einen zen¬ 
tralen Platz ein. 

So erklärte Präsident Janukowitsch, er 
sei bereit ein Gesetz zu unterschrei¬ 
ben, das Frau Timoschenko erlaube 
nach Deutschland auszureisen. Vor¬ 
aussetzung dafür sei allerdings, dass 
das Parlament ein entsprechendes Ge¬ 
setz beschließe. Ministerpräsident Asa- 
row sattelte drauf und forderte, die EU 
solle sich vor einer Ausreise zunächst 
von der Rechtmäßigkeit des Richter¬ 
spruchs überzeugen („Wirtschaftswo¬ 
che“). Westliche Politiker, die das Ur¬ 
teil als politisch motiviert bezeichnen, 
reagierten empört. 

Eine andere Variante nannte der pol¬ 
nische EU-Abgeordnete Marek Si- 
vez. Laut der russischen Agentur „IA 
REGNUM“ erklärte er, Europa habe 
vorgeschlagen, Julia Timoschenko mit 
Auflagen zu begnadigen. Die ehemali¬ 
ge Ministerpräsidentin solle freigelas¬ 
sen werden, jedoch 200 Millionen Dol¬ 
lar Strafe zahlen und für drei Jahre die 
Bürgerrechte verlieren, d.h. auch bei 
den Präsidentenwahlen 2015 nicht kan¬ 
didieren können. 

Der deutsche Vorsitzende des Komi¬ 
tees für Auswärtige Angelegenheiten 
im Europaparlament, Elmar Brok, stell¬ 
te dem entgegen: „Ich bin über den In¬ 
halt des von Sivez publizierten Artikels 
schockiert. ...Erstens verstößt Herr Si¬ 
vez gegen den vertraulichen Charak¬ 
ter des Treffens, und zweitens gibt er 
das, was die von den beiden Gesand¬ 
ten des Europäischen Parlaments der 
Ukraine überbrachte politische Mes¬ 
sage war, entstellt wieder. ... In keiner 
Weise haben die beiden Gesandten da¬ 
rauf hingewiesen, dass Timoschenko zu¬ 


stimmen soll, auf eigene gesetzmäßige 
Rechte und Positionen zu verzichten. 
Ich bin tief schockiert darüber, dass 
ein solcher Europarlamentarier wie 
Sivez die Meinung vertritt, das Verbot 
der Teilnahme an den Wahlen soll ein 
unabdingbarer Bestandteil einer vom 
Europaparlament vorgeschlagenen po¬ 
litischen Lösung sein.“ (Nach dem rus¬ 
sischsprachigen Text auflA REGNUM) 
Dies bedeutet, dass Brok seinem Par¬ 
lamentskollegen eine falsche Darstel¬ 
lung des von den Gesandten des Euro¬ 
paparlaments überbrachten Vorschlags 
unterstellt. 

Die Ursache für die Empörung Broks 
dürfte wohl vor allem darin zu suchen 
sein, dass die Botschaft an die ukraini¬ 
sche Führung offenbar vor der Öffent¬ 
lichkeit geheim gehalten werden soll¬ 
te. Steht sie doch in Kontrast zu den 
Drohgebärden der EU-Außenminister 
auf ihrer Tagung am 21. Oktober in Lu¬ 
xemburg. 

Dort verlautete der noch amtierende 
deutsche Außenminister Westerwelle 
u.a.: „Das ist ein Fall von großer symbo¬ 
lischer Bedeutung. Und wir erwarten, 
dass dieser Fall von Frau Timoschenko 
vorher gelöst wird.“ Die Ukraine müsse 
„glaubwürdig und nachprüfbar“ zeigen, 
dass sie „selektive Justiz“ überwunden 
habe. Unter Hinweis auf den geplanten 
Unterzeichnungstermin für das Assozi¬ 
ationsabkommen EU - Ukraine Ende 
November fügte er hinzu: „Dieser Fahr¬ 
plan zeigt, dass niemand sich noch all¬ 
zu lange Zeit lassen darf. Last-Minute- 
Aktionen sind nicht sinnvoll, sondern 
ausgesprochen riskant.“ Der britische 
Außenminister Hague betonte, der Fall 
Timoschenko sei wichtig, aber es gebe 
noch andere Bedingungen „die erfüllt 
sein müssen“. Was bei alledem für die 
EU das Wichtigste ist, brachte der ös¬ 
terreichische Außenminister Spindeleg¬ 


ger auf den Punkt: „Für uns ist es wich¬ 
tig, dass die Ukraine ganz klar Richtung 
Europa ihren Kurs ausrichtet und nicht 
in Richtung Russland.“ 

In der Tat. Das Ziel der EU, besonders 
des dominierenden deutschen Imperia¬ 
lismus, besteht darin, die Vorherrschaft 
auf ganz Europa und darüber hinaus auf 
die rohstoffreichen Länder Zentralasi¬ 
ens auszudehnen. Das Haupthindernis 
für dieses Vorhaben ist Russland mit 
seinen politischen, militärischen und 
ökonomischen Potenzen, mit seinen 
gewaltigen Energie- und anderen Roh¬ 
stoffreserven und seinem Einfluss im 
postsowjetischen Raum. Insbesondere 
wird in Berlin und Brüssel befürchtet, 
dass es zu einer Reintegration der ehe¬ 
maligen Sowjetrepubliken mit Russland 
als Kern kommen könnte. Ein Ansatz 
dafür ist die Zollunion Russland, Bela¬ 
rus, Kasachstan. Auch auf dem Weg zur 
Eurasischen Wirtschaftsgemeinschaft 
gibt es Fortschritte. 

Ein weiteres Voranschreiten der Inte¬ 
grationsprozesse soll um jeden Preis 
verhindert werden. Dabei kommt der 
Ukraine eine Schlüsselrolle zu. Nach 
Russland ist sie die zweitgrößte Repu¬ 
blik auf dem Territorium der ehema¬ 
ligen Sowjetunion. Ob sie sich auf die 
EU oder auf Russland orientiert, kann 
darum auch von großer Bedeutung für 
den Weg anderer Ex-Sowjetrepubliken 
sein. Darum setzt nicht nur die EU alle 
Hebel in Bewegung, um die Ukraine an 
ihre Leine zu kriegen. Auch die NATO 
hat sich eingeschaltet. So erklärte der 
stellvertretende NATO-Generalsekre- 
tär Alexander Vershbow Mitte Septem¬ 
ber auf einer internationalen Konferenz 
unter dem Titel „Die Rolle der inter¬ 
nationalen Organisationen bei der na¬ 
tionalen Sicherheit der Ukraine“: „Die 
Ukraine wird wahrscheinlich nicht die 
Möglichkeit suchen, der NATO beizu¬ 


treten, die intensive Zusammenarbeit 
mit der NATO hat jedoch ein ausrei¬ 
chendes Niveau erreicht, um die Asso¬ 
ziation der Ukraine mit der Europäi¬ 
schen Union zu unterstützen. Und wir 
werden alles tun, um der Ukraine zu 
helfen, diese Aufgabe zu erfüllen.“ 
Vieles deutet darauf hin, dass sich die 
ukrainische Führung bereits für den As¬ 
soziationsvertrag entschieden hat. Und 
dies, obwohl erhebliche negative Fol¬ 
gen für die ukrainische Wirtschaft dro¬ 
hen. Konsumgüter aus den EU-Staaten 
werden den ukrainischen Markt über¬ 
schwemmen. Die entsprechenden uk¬ 
rainischen Produkte mit zumeist nied¬ 
rigerer Qualität dürften kaum eine 
Chance in der Konkurrenz mit ihnen 
haben. Auch auf den russischen Märk¬ 
ten kann der Absatz schwerer werden, 
da dort die Zölle steigen. Das gilt auch 
für andere Produkte der ukrainischen 
Industrie sowie der Landwirtschaft. 
Letztere werden zudem wahrscheinlich 
stärkeren Qualitätskontrollen unterlie¬ 
gen, da Russland befürchtet, dass über 
die Ukraine aus EU-Ländern landwirt¬ 
schaftliche Produkte nach Russland 
gelangen könnten, die nicht den gefor¬ 
derten Standards entsprechen. Zudem 
könnten früher oder später die Prei¬ 
se für russisches Gas dem Niveau für 
EU-Länder angeglichen werden. Eine 
Folge von alledem dürfte ein weiteres 
Anwachsen der ohnehin sehr hohen 
Arbeitslosigkeit sein. Wenn sich Janu¬ 
kowitsch und seine Partei dennoch für 
diesen Weg entscheiden, so ist dies ei¬ 
gentlich nur dadurch zu erklären, dass 
sie die politische Interessenvertretung 
der die ukrainische Schwerindustrie 
beherrschenden Oligarchen sind. Und 
diese rechnen darauf, durch besseren 
Zugang zu den Märkten der EU-Län¬ 
der noch größere Profite scheffeln zu 
können. Willi Gerns 
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Präsidentenwahlen in Georgien 

Die Ära Saakaschwili ging zu Ende 


A m Sonntag wurde in Georgien 
ein neuer Präsident gewählt. 
Die Verfassung erlaubt dem 
seit zehn Jahren regierenden Staats¬ 
chef Michail Saakaschwili keine dritte 
Amtszeit. 

Wenn es nach dessen Plänen gegangen 
wäre, hätte er zwar den Präsidenten¬ 
sessel räumen müssen, aber die Macht 
behalten. Zu diesem Zweck hatte er 
von den Abgeordneten seiner Partei 
„Vereinigte Nationale Bewegung“, die 
bis zum Herbst letzten Jahres das Par¬ 
lament dominierten, eine Verfassungs¬ 
änderung beschließen lassen. Damit 
wurden die Befugnisse des künftigen 
Präsidenten im Wesentlichen auf re¬ 
präsentative Aufgaben beschränkt und 
die tatsächliche Macht dem Parlament 
und der Regierung, insbesondere dem 
Ministerpräsidenten übertragen. Und 
diesen Posten wollte Saakaschwili be¬ 
setzen. Diese Absicht wurde jedoch 
mit dem Wahlsieg der Partei „Georgi¬ 
scher Traum“ des Milliardärs und heu¬ 
tigen Ministerpräsidenten Iwanischwili 
bei den letzten Parlamentswahlen zu¬ 
nichte gemacht. Im Parlament verfügt 
nunmehr der „Georgische Traum“ mit 
85 Mandaten gegenüber 53 der Saa- 
kaschwili-Partei über eine fundierte 
Mehrheit. Außerdem gibt es noch sechs 
fraktions- und sechs parteilose Abge¬ 
ordnete. 

Diese Kräfteverschiebung bedeutet 
nicht nur für Saakaschwili, sondern 
auch für seine Proteges in Washington 
eine derbe Niederlage. Hatte doch die 
„Washington Post“ nach dem Sieg der 
von Saakaschwili geführten „Rosenre¬ 
volution“ vor zehn Jahren begeistert ge¬ 
schrieben: „Im Fall des Sieges bei den 
Präsidentenwahlen wird Saakaschwili 
das erste amerikanisierte Staatsober¬ 
haupt im postsowjetischen Raum sein, 
wenn man von den baltischen Repub¬ 
liken absieht.“ Diese Einschätzung war 
durchaus zutreffend. Saakaschwili war 
der Vertrauensmann der herrschenden 
Kräfte in den USA und wurde mit ih¬ 
rer Hilfe ins Amt gehievt. Er hatte in 


den USA studiert und in einer renom¬ 
mierten Anwaltskanzlei gearbeitet. 
Es ist die Rede davon, dass er dorthin 
nach dem Ausscheiden aus dem Präsi¬ 
dentenamt auch zurückgehen könnte. 
Der Absturz des einstigen „Helden 
der Rosenrevolution“ hatte sich seit 


Parlamentswahlen 2012: Wahllokal in Poti. 

längerem abgezeichnet. Bereits Ende 
2007 waren in der Hauptstadt Tiflis 
Zehntausende Demonstranten mit der 
Forderung nach einem Rücktritt Saa- 
kaschwilis auf die Straße gegangen. Sie 
warfen ihm vor, immer mehr Macht in 
seinen Händen zu konzentrieren, die 
Opposition zu unterdrücken, die Pres¬ 
sefreiheit mit Füßen zu treten und die 
Justiz als Instrument zur Niederhal¬ 
tung seiner Widersacher zu missbrau¬ 
chen. So war der sprichwörtlich letz¬ 
te Tropfen, der damals das Fass zum 
Überlaufen gebracht hatte, gerade die 
Inhaftierung des ehemaligen Verteidi¬ 
gungsministers Okruaschwili. Neben 
der diktatorischen Herrschaft waren 
es vor allem die miserablen Lebensbe¬ 
dingungen, die die Menschen auf die 
Straße brachten. 


Der von den USA und der EU als „ein¬ 
ziger demokratischer Präsident in der 
Kaukasus-Region“ gepriesene Saa¬ 
kaschwili - George Bush jr. hatte ihn 
sogar überschwänglich den „Leucht¬ 
turm der Demokratie im postsowje¬ 
tischen Raum“ genannt - antwortete 


auf die Forderungen der Demonstran¬ 
ten mit einer Orgie der Gewalt. Selbst 
nach offiziellen Angaben wurden etwa 
600 Demonstranten durch Polizei und 
Soldaten verletzt. Hunderte mussten 
in Krankenhäusern behandelt werden. 
Zugleich wurde der Ausnahmezustand 
verhängt, Demonstrationen und Ver¬ 
sammlungen wurden verboten, und 
Medien von Spezialeinheiten gestürmt. 
Die Skandale häuften sich, je näher 
das Ende der Amtszeit Saakaschwilis 
kam. Im Juni 2013 wurden von der vor¬ 
herigen Regierung angelegte geheime 
Waffenlager gefunden und neben den 
Waffen auch grauenhafte Folter- und 
Missbrauchs Videos sowie Dossiers über 
damalige Oppositionelle. Einen nicht 
zu unterschätzenden Sargnagel für 
Saakaschwili bedeutete auch der von 


ihm angezettelte und verlorene Krieg 
gegen Südossetien und Russland, der 
nicht nur unter den Südossetiern, son¬ 
dern auch unter den Georgiern viele 
Opfer kostete,. Zugleich bedeutete das 
Kriegsabenteuer das endgültige Aus 
für alle Träume von einem Wiederan¬ 
schluss Südossetiens und Abchasiens 
an Georgien. Als sich mit dem Wahl¬ 
sieg Iwanischwilis und seiner Partei 
eine ebenfalls prowestlich orientierte 
Alternative anbot, wurde Saakaschwili 
auch von Washington und Brüssel fal¬ 
len gelassen. 

Als aussichtsreichster Kandidat unter 
den 23 Bewerbern für die Saakaschwi- 
li-Nachfolge im Präsidentensessel galt 
der bisherige Bildungsminister und 
Iwanischwili-Vertraute Georgi Marg- 
welaschwili. Umfragen sahen ihn bei 
etwa 55 Prozent der Stimmen. Er lag 
damit klar vor Saakaschwilis Kandidat, 
dem früheren Parlamentspräsidenten 
David Bakradse. 

Der Ex-Bildungsminister Margwela- 
schwili hat bei den Wahlen Prognosen 
zufolge bereits im ersten Wahldurch¬ 
gang zwei Drittel der Stimmen auf sich 
vereint. Einer Stichwahl muss er sich 
nun nicht mehr stellen. 

Der neue Präsident wird jedoch auf¬ 
grund einer Verfassungsänderung we¬ 
niger Vollmachten haben als seine Vor¬ 
gänger. 

Iwanischwili soll - wie es heißt - be¬ 
absichtigen, noch vor Jahresende vom 
Posten des Ministerpräsidenten zu¬ 
rückzutreten, da er seine Aufgabe als 
erfüllt ansehe. 

Wer der neue Ministerpräsident und 
damit die stärkste politische Figur in 
Georgien sein wird, ist noch nicht be¬ 
kannt. Darüber wird natürlich auch in 
Russland gerätselt. Schließlich dürfte 
nicht wenig davon abhängen, ob es un¬ 
geachtet einer zu erwartenden Weiter¬ 
führung der Westorientierung in der 
georgischen Politik wenigstens zu ge¬ 
wissen Verbesserungen in den Bezie¬ 
hungen zwischen Russland und Geor¬ 
gien kommen wird. Willi Gerns 



ln Honduras sterben 
die Journalisten 

Bereits dreißig Morde an Presseleuten seit dem Putsch 


Wahlen lassen USA und 
Frankreich hoffen 

Run auf Madagaskars Bodenschätze 



Proteste in der Hauptstadt des Landes gegen die 
Ermordung von Journalisten (2011). 


Der Kollege Manuel Mu- 
rillo Varela war ein mu¬ 
tiger Journalist. Und ob¬ 
wohl er entführt, gefoltert 
und ständig mit dem Tod 
bedroht wurde, machte er 
seine Arbeit weiter. Am 
24. Oktober haben wir 
die Nachricht von seiner 
Ermordung bekommen. 

Seine Bilder vom Morgen 
des 28. Juni 2009 vor dem 
Haus des damaligen Prä¬ 
sidenten Manuel Zelaya 
wurden von den Agentu¬ 
ren, den Journalisten und 
Fotoreportern der ganzen 
Welt verbreitet. Sie zeig¬ 
ten, wie ein Kommando 
von Spezialkräften des hondurani¬ 
schen Heeres das Haus umstellt und 
etwa hundert Schüsse auf die Hinter¬ 
tür des Gebäudes abgegeben hatte, 
wo sie schließlich eindrangen und und 
den Präsidenten Zelaya entführten. Er 
wurde in einem Militärflugzeug nach 
Costa Rica gebracht - aber zuerst flog 
man nach Norden und landete auf der 
US-Basis Palmerola, wo das Flugzeug 
etwa fünfzehn Minuten blieb um da¬ 
nach nach Süden zum Ziel Costa Rica 
aufzubrechen, wo Zelaya von den put¬ 
schenden Militärs ausgeladen wurde. 
Diese Bilderfolge im Anblick des Todes 
war für Manuel Murillo nur der Anfang 
von mehr als vier Jahren ständiger Ver¬ 
folgung seitens der Todesschwadronen, 
die in Honduras in den letzten drei Jah¬ 
ren das Leben von über dreißig Jour- 
nalist/inn/en und Fotoreporter/inne/n 
beendeten. 

Am 3. März 2010 wurde der Genosse 
und Kollege dann von Uniformierten 
entführt und gefoltert, wie „C-Libre“, 
eine Organisation für Menschenrech¬ 


te und Journalistenschutz, berichtete. 
Wir drücken der Familie von Manuel 
und seinen honduranischen Mitstreiter/ 
inne/n unsere Solidarität aus, vor allem 
jenen, die sich von den Putschisten des 
Juni 2009 nicht haben beugen lassen, 
die eine wilde Verfolgung der hondu¬ 
ranischen Kolleg/inn/en eingeleitet 
haben. Beweis für diese Hexenjagd ist 
der Überfall auf den ehemaligen Te- 
leSur-Korrespondenten in Honduras, 
Dassaev Aguilar, in der vergangenen 
Woche. Das nennt sich „Kolumbiani- 
sierung“ einer Gesellschaft und des Le¬ 
bens in Honduras. Dick Emanuelsson 
(Emanuelsson ist ein schwedischer Journalist, der seit 
Jahrzehnten aus Kolumbien und nun aus Honduras be¬ 
richtet /Übers.: G.P.) 


Die Redaktion der UZ solidarisiert 
sich mit den Opfern der Verfolgung 
und fordert die Bundesregierung 
auf, ihren Einfluss auf die hondu¬ 
ranische Regierung geltend zu ma¬ 
chen! 


„Französisch-amerikanisches Ringen 
um Madagaskar“ titelte die französi¬ 
sche Ausgabe der Deutschen Welle am 
Dienstag und schrieb, der am Wochen¬ 
ende gewählte Präsident, wer es auch 
sei, wird wohl beide zufriedenstellen. 
Aber er wird auch mit Chinas und Süd¬ 
afrikas Appetit auf die Ausbeutung der 
Bodenschätze rechnen müssen. Die im¬ 
perialistische Konkurrenz hat die Ent¬ 
deckung von offshore-Erdölfeldern 
im Kanal von Mozambik wie auch an 
Land angefacht. In Zukunft wird Ma¬ 
dagaskar zu den erdölexportierenden 
Ländern gehören. 

Zur Wahl stehen nicht mehr der ehe¬ 
malige Staatschef Didier Ratsiraka 
(1975-1993 und 1997-2002), die Frau 
des früheren Staatschefs Marc Ravalo- 
manana (2002-2009) Lalao und der seit 
2009 amtierende Übergangs-Präsident 
Andry Rajoelina. Der Spezialgerichts¬ 
hof für Wahlen CES hatte sie im Au¬ 
gust ausgeschlossen. Aber unter den 33 
Kandidaten sind ihre „Strohmänner“ 
leicht auszumachen. 

Der amtierende Andy Rajoelina, 2009 
durch einen Putsch, hinter dem die 
Hände Frankreichs vermutet werden, 
an die Macht gekommen, schickt sei¬ 
nen Finanzminister Hery Rajaonarim- 
pinina ins Rennen. Der erfreut sich der 
finanziellen Unterstützung der elf Un¬ 
ternehmen umfassenden Gruppe Sodi- 
at und verfügt über eine „Kriegskasse“ 
von 43 Mio. US-Dollar, was ihn leicht 
favorisiert. Aber sein „Programm für 
den Rechtsstaat und den Kampf gegen 
die Armut“ lässt die Finanzskandale 
nicht vergessen, in die die Übergangs¬ 
regierung in den vergangenen drei Jah¬ 
ren verstrickt war. 

Der im Exil lebende Marc Ravalo- 
manana schickt seinen früheren Ge¬ 
sundheitsminister Jean-Louis Robin¬ 


son. Seine Frau Lalao, ebenso wie die 
ehemaligen Staatschefs vom Speziellen 
Gerichtshof für Wahlen CES ausge¬ 
schlossen, unterstützt ihn als designier¬ 
te Premierministerin auf Veranstaltun¬ 
gen. Er gilt als Sympathisant der fran¬ 
zösischen PS Hollandes - anscheinend 
in der Lage, die gebrochene Beziehung 
zu Frankreich zu kitten - und eines ul¬ 
traliberalen Kurses seines Mentors. Er 
setzt auf die amerikanische Karte, will 
erreichen, dass Madagaskar wieder in 
den Genuss des „African Groth Op- 
portunity Act“s (AGOA), des zollfrei¬ 
en Exports in die USA, kommt. Die 
USA hatte dies seit 2009 ausgesetzt, 
was die Textilindustrie des Landes in 
den Ruin trieb: 30.000 Arbeitsplätze 
gingen auf dem Schlag verloren. Voice 
of Amerca schreibt, die „Wahlen las¬ 
sen hoffen“. 

Worauf können die Wähler hoffen? 
Dass, wenn sich zwei streiten, sich ein 
Dritter freut, an die „Fleischtöpfe ge¬ 
kommen zu sein? Über 90 Prozent der 
Bevölkerung ist arm, verarmt und ver¬ 
fügt nach UN-Kriterium über ein Ein¬ 
kommen von weniger als 2 US-Dollar 
pro Tag. Die Hälfte der 22 Millionen 
Einwohner sind unter 18 Jahren. Davon 
gehen eineinhalb Millionen Kinder, 
also jedes siebte, nicht in die Schule, 
wie der Vertreter von UNICEF in Ma¬ 
dagaskar, Steven Lauwerier, sagt. Wen 
wundert es, dass der Wahlkampf „ohne 
große Begeisterung“ (Radio France In¬ 
ter) offiziell am Mittwoch zu Ende ge¬ 
gangen ist? 2006 bei der letzten Präsi¬ 
dentschaftswahl betrug die Wahlbetei¬ 
ligung 60 Prozent. Mal sehen, wie viele 
diesmal unter den Augen von über 800 
Wahlbeobachtern der EU, AU, SADC 
und der Internationalen Organisation 
der Frankophonie zu den Urnen gehen. 

Georges Hallermayer 


Westafrikas 

Politökonomie 

abgestimmt 

Gipfeltreffen in Dakar von 
CEDEAO und UEMOA 

Am letzten Freitag trafen sich in der 
Hauptstadt Senegals die Staats- und 
Regierungschefs von 15 Mitglieds¬ 
ländern zu einer außerordentlichen 
Sitzung der Westafrikanischen Wirt¬ 
schaftsgemeinschaft (ECOWAS/ 
CEDEAO). Tags zuvor kamen acht 
Staatsoberhäupter zu einer ordentli¬ 
chen Sitzung der Westafrikanischen 
Wirtschafts- und Währungsunion 
(UEMOA) zusammen, präsidiert seit 
Februar 2012 von Alassane Ouattara, 
dem Präsidenten von Cote dTvoire. 
Auf den beiden Tagesordnungen stand 
obenauf, die kapitalistischen Verwer¬ 
tungsbedingungen zu sichern - für 
das Jahr 2013 wird ein Wachstum von 
6,4 Prozent erwartet - um mittelfris¬ 
tig aufzuschließen zu den Schwel¬ 
lenländern. Neben der angestrebten 
ökonomischen Partnerschaft zur EU 
stand die Konsolidierung der regiona¬ 
len Märkte und vor allem ein gemein¬ 
samer Außenhandelstarif im Mittel¬ 
punkt der Debatten, um die aufzu¬ 
bauende Industrie und die regionalen 
Märkte zu schützen. Zukunftsvisionen, 
bis zum Jahre 2050 die Volksrepublik 
China zu überholen, waren nicht ge¬ 
fragt. Vielmehr standen drängende 
aktuelle politisch-ökonomische Fra¬ 
gen und die Folgen der politischen 
Krisen wie die Lage nach den Wahlen 
in Nord-Mali im Mittelpunkt der Ge¬ 
spräche. 

Der seit Monaten ausstehende Sold 
für das Militär der UN-Mission in 
Mali (MINUSMA) - die Soldaten 
aus dem Tschad hatten so vehement 
protestiert, dass sie umgehend ausge¬ 
tauscht wurden - wurde von der CE¬ 
DEAO beglichen. Dies dürfte auch 
der gewünschten Verstärkung des MI¬ 
NUSMA-Kontingents dienen, dessen 
vorgesehene Kampfstärke noch nicht 
erreicht ist. 

Nach den djihadistischen Attacken im 
Norden sucht die mit 1.500 Mann star¬ 
ken malischen, französischen und UN- 
Truppen gemeinsam unternommene 
Militäroperation „Hydra“ (nomen est 
omen), dem vielköpfigen Monster ei¬ 
nige Köpfe abzuschlagen, ein erneu¬ 
tes Aufflammen von Aufständen zu 
verhindern. Die in Ouagadougou, der 
Hauptstadt Burkina Fasos laufenden 
Verhandlungen zwischen der mali¬ 
schen Regierung und den Vertretern 
der Tuaregs dürften sich angenähert 
haben, seit einige der kriegsgefange- 
nen Gruppenchefs freigelassen wur¬ 
den und der die Separation verfech¬ 
tende Sprecher der MNLA Ibrahim 
Ag Mohamed Assaleh zurückgetre¬ 
ten ist. Die Einberufung der „General¬ 
stände für die Dezentralisation“ in die 
Hauptstadt Bamako, über eine grö¬ 
ßere Selbstständigkeit der Regionen 
insbesondere im von Fulbe, Songhai, 
Tuareg und Arabern bewohnten Nor¬ 
den zur dauerhaften Befriedung Malis 
zu kommen, begrüßten die fast voll¬ 
ständig anwesenden Staatsoberhäup¬ 
ter Westafrikas. Die Rückführung von 
Flüchtlingen mithilfe der UNO kom¬ 
me aber nur mühsam in Gang. 

Die Staatschefs sprachen sich einhellig 
für die Anerkennung des Wahlergeb¬ 
nisses in Guinea aus und stellten für 
Guinea-Bissau die Finanzierung der 
am 24. November anstehenden Prä¬ 
sidentschaftswahlen sicher. Dort hat¬ 
te das Militär am 12. April 2012 den 
korrupten Präsidenten Carlos Gomez 
Junior ins Londoner Exil gezwungen. 
Seitdem führt ein früherer Direktor 
der UEMOA, Premierminister Rui 
Duarte Barros, bis zu den Neuwahlen 
die Geschäfte. 

Die versammelten Staatsoberhäupter 
beschlossen, eine Agentur zur Über¬ 
wachung des zivilen Flugverkehrs zu 
gründen und nutzten die Gelegenheit, 
sich zu dem Gipfeltreffen „Sicherheit 
in Afrika“ zu verständigen, zu dem 
Frankreichs Präsident Hollande für 
den 6. und 7. Dezember alle Staats¬ 
chefs des Kontinents eingeladen hatte. 

G.H. 
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unsere zeit m 


Gastkolumne von Sevim Dagdelen, MdB, Fraktion „Die Linke“ 


Beitrittspolitik 
für das Kapital 


Der 5. November 2013 wird wieder 
einmal ein Beleg dafür, worum es 
in der EU wirklich geht: um bessere 
Prohte für das Kapital und um sonst 
nichts. An diesem Tag beginnt die EU- 
Kommission mit den EU-BeitrittsVer¬ 
handlungen mit der Türkei und eröff¬ 
net ein weiteres Kapitel. Bundesre¬ 
gierung, SPD und Grüne hatten dies 
bereits im Vorfeld gutgeheißen. Allein 
DIE LINKE hatte erklärt, dass ange¬ 
sichts der innenpolitischen Situation 
in der Türkei bei Fortsetzung der Ge¬ 
spräche und Beitritts Verhandlungen 
gegenwärtig kein weiteres EU-Bei- 
trittskapitel eröffnet werden soll. 
Viele rieben sich verwundert die 
Augen, denn die Kapiteleröffnun¬ 
gen sind an Fortschritte im Bereich 
der Grund- und Menschenrechte ge¬ 
bunden. Gab es da nicht vor weni¬ 
gen Monaten die Gezi-Park-Proteste, 
bei denen Hundertausende gegen die 
autoritäre Erdogan-Regierung, ihre 
Islamisierungspolitik und den An¬ 
griff auf soziale Rechte protestier¬ 
ten? Gab es nicht eine verheerende 
Bilanz der politisch verordneten Po- 
lizeigewalt: sieben Tote, über 8 000 
Verletzte, darunter 1000 Schwerver¬ 
letzte und 14 Menschen, die ihr Au¬ 
genlicht verloren haben? Und gab 
es nicht eine regelrechte Kultur der 
Straflosigkeit im Bezug auf die Po¬ 
lizisten, die über 12 000 Menschen 
verhaftet und teilweise der Straf¬ 
verfolgung ausgesetzt hatten, allein 
weil diese von ihrem Grundrecht 
auf Versammlungsfreiheit oder der 
Kommunikations- und Meinungs¬ 
freiheit Gebrauch gemacht hatten? 
Ja, das gab es. Aber all das hält den 
Beitrittszug selbstverständlich nicht 
auf. Der deutsche Staatsminister Mi¬ 
chael Link (FDP) setzte sogar noch 
einen drauf und verstieg sich zu der 
Behauptung, die Türkei habe nach 
Protesten gegen den Polizeieinsatz 
gut reagiert und in vielen Berei¬ 
chen nachgebessert. Das muss den 
tausenden Demonstranten in der 
Türkei, die seit den Gezi-Protesten 
in Haft sitzen, wie blanker Hohn 
in den Ohren klingen. Dagegen ju¬ 
belte die Regierung Erdogan regel¬ 
recht, denn sie verstand die Maßnah¬ 
me wohl: als Bestätigung ihres Kur¬ 
ses in Richtung eines islamistischen 
Unterdrückungsstaates mit brutaler 
Polizeigewalt und groben Menschen¬ 
rechtsverletzungen. Als Bestätigung 
ihres Kurses der Unterdrückung von 
Aleviten, Kurden und anderen Min¬ 
derheiten. Als Bestätigung ihrer An¬ 
griffe auf Gewerkschaftsrechte und 
ihrer brutalen Privatisierungs- und 
Ausverkaufspolitik. 


In einer jüngsten Studie des Think 
Tanks SWP zur strategischen Ko¬ 
operation der USA mit der Türkei 
wird richtig darauf verwiesen, dass 
die USA der Akteur ist, der am meis¬ 
ten auf einen EU-B eitritt der Türkei 



drängt. Hier heißt es: „Konkret er¬ 
warten sich die USA folgende Vor¬ 
teile: Ihr Zugang zum Nahen Osten 
und Zentralasien würde erleichtert 
werden (und gleichzeitig verhindert, 
dass sich Ankara „zu stark“ an sei¬ 
ne nichteuropäischen Nachbarstaa¬ 
ten anlehnt); die Nato-Mitglieder 
innerhalb der EU bekämen mehr 
Gewicht (was wiederum die sicher¬ 
heitspolitische Zusammenarbeit 
zwischen Washington und Brüssel 
verbessern würde); schließlich wür¬ 
de die EU generell an außenpoliti¬ 
scher Stärke gewinnen und sich so 
zu einem verlässlicheren Partner 
der USA entwickeln - auch über die 
Region Nahost hinaus.“ Es geht also 
allein um ökonomische Vorteile für 
das Kapital der EU-Mitgliedstaaten 
verbunden mit der Erfüllung impe¬ 
rialistischer Kontrollabsichten unter 
der Hegemonie der USA. Der EU- 
B eitritt der Türkei und das Voran¬ 
treiben der Beitrittsverhandlungen 
koste es was es wolle sind dabei der 
Schlüssel. Karl Marx zitierte einmal 
zustimmend den Satz: „Das Kapital 
hat einen Horror vor Abwesenheit 
von Proüt oder sehr kleinem Pro¬ 
fit, wie die Natur vor der Leere. Mit 
entsprechendem Proüt wird Kapital 
kühn. Zehn Prozent sicher, und man 
kann es überall anwenden; 20 Pro¬ 
zent, es wird lebhaft; 50 Prozent, 
positiv waghalsig; für 100 Prozent 
stampft es alle menschlichen Geset¬ 
ze unter seinen Fuß; 300 Prozent, und 
es existiert kein Verbrechen, das es 
nicht riskiert, selbst auf Gefahr des 
Galgens.“ Die Beitritts Verhandlun¬ 
gen mit der Türkei scheinen dieser 
Maxime zu folgen. 


Auf die Tragödie von Lampedusa reagieren 


In dieser Woche ist Europa Zeuge ei¬ 
ner Tragödie geworden, die sich we¬ 
nige Meter vor der Küste von Lam¬ 
pedusa ereignet hat. 

Es handelte sich um ein weiteres Ka¬ 
pitel der kontinuierlichen verzweifel¬ 
ten Anstrengungen von Menschen, 
die häufig in ihren Heimatländern 
keine Existenzgrundlage haben oder 
deren Menschenrechte dort nicht ge¬ 
achtet werden, und die in Europa ei¬ 
nen Ort sehen, wo sie arbeiten und 
leben können, in der schlichten Hoff¬ 
nung, ihren Familien eine normale 
und wirtschaftlich sichere Zukunft 
zu sichern. (...) 

Es war in Europa, wo erstmals Men¬ 
schenrechte von der Staatsbür¬ 
gerschaft losgelöst wurden, indem 
ausdrücklich jedem Menschen, un¬ 
abhängig von dessen oder deren 
Staatsangehörigkeit, verbindliche 
Grundrechte zuerkannt wurden.... 
Der Tod von Flüchtlingen, die ver¬ 
suchen, die EU zu erreichen, ist die 
unmittelbare Folge der Politik, Euro¬ 
pa gegen Flüchtlinge und Immigran¬ 
ten abzuschotten. Diesem Problem 
ernstlich entgegenzutreten, dürfte 


eine sehr grundlegende Reform die¬ 
ser Politik erfordern. 

Das Ziel der europäischen Auslän- 
derpolitik sollte nicht ausschließlich 
Sicherheit sein, sondern auch - und 
vor allem - Humanität. 

Das erfordert grundlegende Ände¬ 
rungen des Einwanderungs- und 
Flüchtlingsrechts. Unter anderem 
ist es erforderlich, Flüchtlingen zu 
helfen, Europa zu erreichen, und 
dies nicht nur durch sichere Schiffs¬ 
passage über das Mittelmeer. Wei¬ 
terhin bedarf es Maßnahmen um 
sicherzustellen, dass Flüchtlinge 
Zugang zu derjenigen Bildung und 
Ausbildung haben, die erforder¬ 
lich ist, um sie in die europäischen 
Hochtechnologiegesellschaften und 
ihre Arbeitsmärkte zu integrieren, 
damit die Flüchtlinge nicht aus¬ 
schließlich auf staatliche Fürsorge 
angewiesen sind. 

(...) 

MEDEL, eine fortschrittliche europäische 
Richter- und Staatsanwälteorganisation, der 
ver.di als Mitglied angehört, veröffentlichte 
diese Erklärung am 10.10.2013. 



Karikatur: Bernd Bücking 


Niemand darf vom kulturellen Leben 
ausgegrenzt werden! 

Auszeichnung für die Ratinger Volkssolidarität 


Am 19. Oktober fand in Berlin der Fest¬ 
akt zum 68. Gründungstag der Volksso¬ 
lidarität (VS) statt. Den jährlich verge¬ 
benen Ehrenpreis des Bundesvorstan¬ 
des der Volkssolidarität erhielt in diesem 
Jahr die Ratinger Ortsgruppe. Die UZ 
nahm diese Preisverleihung zum Anlass, 
ein Interview mit der Vorsitzenden der 
Ratinger Volkssolidarität, Gabi Evers, 
zu führen. 

UZ: Herzlichen Glückwunsch zu Eu¬ 
rer Auszeichnung! Wie seid Ihr dazu 
gekommen? 

Gabi Evers: Der Ehrenpreis des Bun¬ 
desvorstandes wird jährlich vergeben. 
Als wir erfahren haben, dass wir ihn in 
diesem Jahr erhalten, waren wir total 
überrascht. Es gab wohl öfters schon 
mal Versuche, in den westlichen Bun¬ 
desländern VS-Gruppen zu gründen. 
Es blieb aber meistens bei Versuchen. 
Bei uns ist es aber anders, wir haben 
uns über die Jahre kontinuierlich wei¬ 
terentwickelt, sowohl was die Mitglie¬ 
derzahl, als auch was die Aktivitäten 
und Angebote angeht. Dies soll mit 
der Auszeichnung gewürdigt werden. 
Zudem sind wir Ansprechpartner für 
die, die in NRW VS-Gruppen gründen 
wollen. Also: Wer Fragen hat, soll sich 
melden! 

UZ: Die Gruppe in Ratingen wurde 
2006 gegründet. Wie seid Ihr auf die 
Idee gekommen? 

Gabi Evers: Mein Mann und ich woll¬ 
ten uns sozialpolitisch engagieren. Die 
Volkssolidarität war uns, auch wenn sie 
ein „Kind“ des Ostens ist, nicht gänz¬ 
lich unbekannt. Nachdem wir uns nä¬ 
her über sie informiert hatten - das 
war 2004 - stand der Entschluss fest, 
dort Mitglied zu werden. Die partei¬ 
politische und konfessionelle Neutra¬ 
lität hatte uns sehr zugesagt. Nach und 
nach haben wir einige Mitstreiterinnen 
gefunden, so dass am 1. August 2006 
die erste VS Ortsgruppe in den west¬ 
lichen Bundesländern gegründet wer¬ 
den konnte. Von Anfang an hat uns die 
Bundesgeschäftsstelle in Berlin unter¬ 
stützt. Aber weder wir noch Berlin ha¬ 
ben geglaubt, dass sich die Entwicklung 
unserer Gruppe derart positiv gestalten 
würde. 

UZ: Dabei habt Ihr eine Tradition auf¬ 
gegriffen, denn die Volkssolidarität gab 
es schon gleich nach 1945 

Gabi Evers: Wenn man einmal davon 
absieht, dass wir jetzt 2013 haben, kann 
man das so sehen. In unserer Gruppe 
arbeiten Menschen verschiedener po¬ 
litischer Ansichten, sowie unterschied¬ 
licher Religionszugehörigkeiten und 
auch Atheisten solidarisch zusam¬ 
men. Wobei ich Wert darauf lege, dass 
wir uns nicht vor eine parteipolitische 



Gabi Evers, Vorsitzende der Ratinger 
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Karre spannen lassen. Außerdem muss 
ich bei den politischen Ansichten noch 
eine Einschränkung machen, denn der 
antifaschistische Gedanke gilt auch für 
uns. Daher haben Nazis und Rechtsra¬ 
dikale bei uns nichts zu suchen. Als die 
Volkssolidarität am 17. Oktober 1945 
gegründet wurde, hat bestimmt keiner 
geglaubt, dass sie 2013 wieder soge¬ 
nannte Suppenküchen und Tafeln an¬ 
bieten würde. Wir in Ratingen können 
solche Aufgaben aber noch nicht stem¬ 
men. 

UZ: Was sind die Schwerpunkte der Ar¬ 
beit in Ratingen? Sind es ähnliche wie in 
den östlichen Bundesländern? 

Gabi Evers: Um die zweite Frage zu¬ 
erst zu beantworten: Nein. Dort hat 
man einen sechzigjährigen Vorsprung. 
Das, was in Sachsen, Brandenburg usw. 
geleistet wird, können wir gar nicht 
leisten. Wir haben in Ratingen sozusa¬ 
gen bei Null angefangen. Altenheime, 
Essen auf Rädern, Kindergärten und 
alles, was dazugehört, sind für uns auf 
absehbarer Zeit nicht zu realisieren. Da 
müssen wir ganz realistisch sein. Al¬ 
lein schon wegen der Mitgliederzahl. 
Die Volkssolidarität hat insgesamt ca. 
220 000 Mitglieder, davon ca. 50 in Ra¬ 
tingen, Tendenz steigend. Ein Schwer¬ 
punkt unserer Arbeit liegt im Kultu¬ 
rellen. Wir haben kurz nach unserer 
Gründung einen Kulturkreis ins Leben 
gerufen, mit dem kulturelle Veranstal¬ 
tungen zu günstigen Preisen besucht 
werden. Wobei man hier sagen muss, 
dass für nicht wenige Menschen auch 
diese günstigen Karten immer noch 
zu teuer sind. Da wir auf dem Stand¬ 
punkt stehen, dass kein Mensch auf 
Grund finanzieller Mittel vom kultu¬ 
rellen Leben ausgegrenzt werden darf, 
gibt es bei uns Kartenpaten, die Karten 
ganz oder teilweise bezahlen. Seit kur¬ 
zem gibt es in unserem Büro zweimal 
im Monat eine kostenlose Sozialbera¬ 
tung, die mittlerweile gut angenommen 
wird. Wir geben aber auch Stellungnah¬ 
men zu kommunalen Themen heraus 
und versuchen, bei bestimmten Veran¬ 


staltungen, wie z.B. am 1. Mai in Düs¬ 
seldorf, in der Öffentlichkeit präsent 
zu sein. Unser Bestreben ist es, unsere 
Angebote nach und nach zu erweitern. 
Dabei müssen wir aber unsere perso¬ 
nellen und finanziellen Kapazitäten 
im Auge behalten. Wir machen ja alles 
zu hundert Prozent ehrenamtlich und 
sämtliche Kosten, die wir haben, wie 
z.B. Büromiete und -material,Telefon, 
werden aus Spenden finanziert. 

UZ: Wie ist heute die Zusammenarbeit 
mit anderen Sozialverbänden 

Gabi Evers: Auf Bundesebene gibt es 
eine Zusammenarbeit mit so gut wie 
allen sozialen Verbänden. Die VS ist ja 
auch Mitglied im Paritätischen. Vor Ort 
sieht es etwas anders aus. Dort haben 
wir bei dem Bündnis umfairteilen mit¬ 
gearbeitet. Es gibt in Ratingen einmal 
im Jahr den Ratinger Kulturtag und 
eine Meile des Ehrenamtes. Bei beiden 
Veranstaltungen sind wir mittlerweile 
fester Bestandteil. Aber wie ich eben 
schon gesagt habe, müssen wir auch auf 
unsere personellen Kapazitäten achten. 
Positiv hervorheben möchte ich aber 
die Zusammenarbeit mit städtischen 
Einrichtungen. Mit dem Stadtarchiv 
der Stadt Ratingen haben wir Veran¬ 
staltungen durchgeführt, die durchweg 
gut besucht waren. 

UZ: Wie sehen die nächsten Aufgaben 
aus? Die Bundestagswahl ist vorbei, die 
Probleme sind nicht beseitigt... 

Gabi Evers:... sondern werden uns si¬ 
cher noch länger als die nächsten vier 
Jahre begleiten. Die Volkssolidari¬ 
tät hat hier ganz klar gesagt, was un¬ 
serer Meinung nach auf der Agenda 
der neuen Bundesregierung zu stehen 
hat. Dazu zählt die Einführung eines 
gesetzlichen Mindestlohns. Wer eine 
Vollzeitbeschäftigung hat, darf nicht 
auf Leistungen der Grundsicherung 
angewiesen sein. Das Absinken des 
Rentenniveaus muss gestoppt werden. 
Es muss der Altersarmut vorgebeugt 
werden. Eine ebenfalls wichtige For¬ 
derung ist die umfassende Reform der 
Pflege. Wir leben jetzt im 23. Jahr nach 
der deutschen Einheit. Bei der Ren¬ 
te ist davon nichts zu sehen. Hier lau¬ 
tet unsere Forderung: Gleiche Rechte 
für gleiche Lebensarbeitsleistung. Die 
Beschäftigungsperspektive für Älte¬ 
re muss verbessert werden. Auch das 
ist ein Schritt gegen die drohende Al¬ 
tersarmut. Ich kann hier die Forderun¬ 
gen nur stichpunktartig nennen, weil 
sonst der Rahmen eines Interviews 
gesprengt würde. 

UZ: Wir wünschen viel Erfolg für die 
weitere Arbeit und danken für das Ge¬ 
spräch: 

Die Fragen für die UZ stellte Uwe Koopmann 











































Der Aufstand der Matrosen 


M it dem Fortschreiten des ersten 
imperialistischen Weltkrieges 
wuchs in den kriegsteilneh¬ 
menden bzw. vom Krieg verheerten 
Nationen das Elend der arbeitenden 
Bevölkerung. Allmählich erwachte der 
Wille den eigenen Herrschern, die der 
Bevölkerung den Krieg aufgezwun- 
gen hatten, Widerstand zu leisten - der 
Nährboden für Revolution wurde be¬ 
reitet. 

Auftakt des neuen Zyklus sozialer Re¬ 
volution war die russische Februarrevo¬ 
lution 1917, die schließlich in die sozialis¬ 
tische Oktoberrevolution mündete. Der 
Heldenmut der russischen Bolschewiki 
und der revolutionäre Teil der Bevöl¬ 
kerung und ihre Erfolge im Kampf ge¬ 
gen Zarismus, Militär und Kriegsbefür¬ 
wortern wurden zu einem Fanal für die 
unter dem Joch von Krieg und Kriegs¬ 
gesetzen leidende arbeitende Bevölke¬ 
rung Europas. 

Auch im deutschen Kaiserreich wuchs 
der Unmut der Bevölkerung - ver¬ 
stärkt durch militärische Niederlagen, 
Senkungen der Lebensmittelrationen 
und immer rücksichtslosere Handha¬ 
bung des Ausnahmezustandes. Zwar 
versuchte die rechte Sozialdemokratie 
alles, um Streiks und Arbeiteraufstände 
zu verhindern, aber die wachsende Not 
der Bevölkerung fachte die Streikbewe¬ 
gung immer stärker an. 

Schließlich war das Maß voll. Im No¬ 
vember 1918 begehrten große Teile der 
arbeitenden Bevölkerung auf - unter¬ 
stützt von Soldaten und Matrosen. 

Die Novemberrevolution in Deutsch¬ 
land begann am 3. November 1918 mit 
dem bewaffneten Aufstand der Matro¬ 
sen in Kiel. 

★ 

Am 31. Oktober nachts war das III. Ge¬ 
schwader der Hochseeflotte nach Kiel 
zurückgekehrt. Noch vor dem Einlau¬ 
fen in den Hafen hatte der Chef des Ge¬ 
schwaders, Admiral Kraft, erneut - wie 
schon bei früheren Protesten - revolu¬ 
tionäre Matrosen verhaften lassen. Die 
Erbitterung der Matrosen wuchs. 

Am 1. November traten im Kieler Ge¬ 
werkschaftshaus Vertrauensmänner der 
Matrosen zusammen. Sie entsandten 
Abordnungen auf die Schiffe, die von 
den Kommandanten forderten, die Ver¬ 
hafteten sofort freizulassen. Die Matro¬ 
sen wurden brüsk abgewiesen. Die Offi¬ 
ziere wollten nicht verhandeln, sondern 
die Bewegung mit drakonischen Maß¬ 
nahmen niederwerfen. 

Am 2. November versammelten sich die 
Vertrauensmänner auf dem großen Ex¬ 
erzierplatz. Nach einer Ansprache des 
Oberheizers Karl Artelt beschlossen sie, 
für den nächsten Tag zu einer großen 
Protestversammlung aufzurufen. Artelt 
war Mitglied der USPD und gehörte im 
Februar 1919 zu den Mitbegründern der 
KPD in Magdeburg. Werftarbeiter, die 
an der Kundgebung teilnahmen, bekun¬ 
deten ihre Solidarität mit den Matrosen 
und Heizern. In der Nacht zum 3. No¬ 
vember stellten revolutionäre Arbeiter 
und Matrosen kleine Handzettel mit 


dem Aufruf zum Kampf her. In ihm hieß 
es: „Kameraden, schießt nicht auf eure 
Brüder! Arbeiter, demonstriert in Mas¬ 
sen, lasst die Soldaten nicht im Stich!“ 
Mehrere tausend Menschen zogen am 
3. November durch die Straßen der Stadt 
zur Marinearrestanstalt in der Feldstra¬ 
ße. Unterwegs schlossen sich ihnen Sol¬ 
daten aus den Kasernen an. Militärpa¬ 
trouillen wurden entwaffnet. Hochrufe 
auf die Internationale und die deutsche 
Republik lösten Begeisterungsstürme 
aus, die Forderung „Weg mit dem Kai¬ 
ser!“ fand lebhafte Zustimmung. An der 
Ecke Brauswiker- und Karlstraße stieß 
der Zug plötzlich auf eine starke Posten¬ 
kette. Die Soldaten eröffneten das Feuer 
auf die Demonstranten. Acht Demons¬ 
tranten wurden getötet, 29 verwundet. 
Unter den Opfern befanden sich auch 
Frauen und Kinder. 

In der Nacht zum 4. November und in 
den frühen Morgenstunden bildeten re¬ 
volutionäre Matrosen und Soldaten auf 
den Schiffen und in den Kasernen Sol¬ 
datenräte zur Führung des Kampfes. 
Vergebens versuchten rechte Führer 
der SPD, den Anschluss der Arbeiter 
an die revolutionäre Matrosenbewe¬ 
gung zu verhindern. Am Nachmittag 
des 4. November kamen die Ob- und 
Vertrauensleute der Arbeiter der Kie¬ 
ler Großbetriebe im Gewerkschaftshaus 
zusammen und fassten den Beschluss, 
am nächsten Tag als Zeichen der Solida¬ 
rität mit den aufständischen Matrosen 
in den Generalstreik zu treten. 
Inzwischen hatte der Gouverneur von 
Kiel, Vizeadmiral Souchon, erkannt, 
dass er mit den ihm zur Verfügung ste¬ 
henden Truppen die revolutionäre Be¬ 
wegung nicht niederwerfen konnte. Um 
Zeit für die Heranführung weiterer Mi¬ 
litäreinheiten zu gewinnen, ließ er be¬ 
kanntgeben, dass er eine Abordnung 
der Aufständischen empfangen wolle. 
Daraufhin begab sich am Nachmittag 
des 4. November eine Matrosendele¬ 
gation mit Vertretern der SPD und der 
USPD zum Gouvernmentsgebäude. In 
den Verhandlungen sah Souchon sich 
gezwungen, die Verhafteten des III. 
Geschwaders freizulassen und die Räte 
anzuerkennen. Am Abend des 4. No¬ 
vember befand sich Kiel vollständig in 
der Hand der revolutionären Matrosen, 
Soldaten und Arbeiter. 

Die Nachrichten aus Kiel riefen in der 
Reichsregierung Unruhe und Panik her¬ 
vor. Das Kabinett beschloss, sofort den 
Staatssekretär Conrad Haußmann nach 
Kiel zu entsenden. Auf Empfehlung der 
Führung der SPD begleitete ihn der so¬ 
zialdemokratische Reichstagsabgeord¬ 
nete Gustav Noske. Was damit bezweckt 
wurde, erklärte Philipp Scheidemann ei¬ 
nige Tage später: „Jetzt heißt’s, sich an 
die Spitze der Bewegung stellen, sonst 
gibt’s doch anarchische Zustände im 
Reich.“ 

Am Abend des 4. November trafen 
Gustav Noske und Conrad Haußmann 
in Kiel ein. Noske war bestrebt, die re¬ 
volutionäre Bewegung unter Kontrolle 
zu bringen. Er genoss bei einem Teil der 


Matrosen Vertrauen, weil er ihnen als 
sozialdemokratischer Referent für den 
Marineetat im Reichstag bekannt war. 
Seine Ankunft werteten sie als Billigung 
ihres Kampfes. Noch am späten Abend 
nahmen Noske und Haußmann an Ver¬ 
handlungen zwischen dem Soldatenrat, 
Arbeitervertretern und dem Gouver¬ 
neur teil. Die Delegierten der revolu¬ 
tionären Kieler Matrosen und Arbeiter 
verlangten die Zusicherung, dass eine 
gewaltsame Unterdrückung der Bewe¬ 
gung von auswärts nicht geplant werde. 
Weiter forderten sie die Freilassung al¬ 
ler politischen Gefangenen, die Abdan¬ 
kung aller Monarchen in Deutschland, 
Frauen- und Verhältniswahlrecht und 
die sofortige Bekanntgabe der Waffen¬ 
stillstandsbedingungen durch die Re¬ 
gierung. Um Zeit zu gewinnen und die 
Vertreter der Arbeiter und Soldaten 
zu beschwichtigen, sagten Noske und 
Haußmann zu, sich mit Berlin in Ver¬ 
bindung zu setzen und die Forderungen 
zu übermitteln. 

Noske gelang es, sich am 5. November 
zum Vorsitzenden des Soldatenrates 
wählen zu lassen. Den Höhepunkt sei¬ 
ner Bemühungen, die beginnende Re¬ 
volution zu erdrosseln, bildete die Über¬ 
nahme des Gouverneurpostens durch 
ihn am 7. November 1918. Vizeadmiral 
Souchon und mehrere höhere Marine¬ 
offiziere stimmten der Ernennung Nos- 
kes zum Gouverneur zu. Sie hatten er¬ 
kannt, dass sie nur mit Hilfe der rechten 
Führer der Sozialdemokratie die revolu¬ 
tionäre Bewegung eindämmen konnten. 
In seinem ersten Tagesbefehl ordnete 
Noske an, dass der militärische Sicher¬ 
heitsdienst in seinem Befehlsbereich in 
vollem Umfange wiederaufgenommen 
werden müsse. Das Waffentragen - au¬ 
ßer im militärischen Dienst wurde ver¬ 
boten. Die Durchführung dieses Befehls 
hätte die Entwaffnung der Revolution 
bedeutet. 

Noske verhinderte die von revolutionä¬ 
ren Kräften im Soldatenrat geforderte 
Bildung einer Roten Garde. Dafür for¬ 
mierte er später aus Berufssoldaten, 
Unteroffizieren und Deckoffizieren eine 
konterrevolutionäre Truppe, die im Ja¬ 
nuar 1919 zur Niederschlagung der re¬ 
volutionären Berliner Arbeiter einge¬ 
setzt wurde. 

Mit seiner Tätigkeit in Kiel schuf Noske 
das Beispiel für das Vorgehen der rech¬ 
ten Führer der SPD gegen die Volks¬ 
massen: Eindringen in die revolutionä¬ 
re Bewegung, um sie von innen her zu 
lähmen; Übernahme staatlicher Funk¬ 
tionen, um die Machtergreifung durch 
die revolutionären Arbeiter und Solda¬ 
ten zu verhindern; Mithilfe bei der Or¬ 
ganisierung der militärischen Konterre¬ 
volution und bei der Entwaffnung der 
Arbeiter. 

Obwohl Noske die Stoßkraft der revo¬ 
lutionären Bewegung der Kieler Mat¬ 
rosen, Arbeiter und Soldaten abschwä¬ 
chen konnte, gelang es ihm nicht, die 
Revolution einzudämmen und ihr Über¬ 
greifen auf andere Gebiete zu verhin¬ 
dern. 



Bild ganz oben rechts: Matrosenaufstand in Kiel (Gemälde von Günther Alerbet 
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Theorie und Geschichte 


unsere zeit m 


Ändere die Welt, sie braucht es! 


Eric Hobsbawm, Wie man die Welt verändert • Buchbesprechung 


W er von diesem Titel eine An¬ 
leitung zur Veränderung der 
Welt erwartet wird von der 
vorliegenden Sammlung von Studien 
des im letzten Jahr verstorbenen kom¬ 
munistischen Historikers aus Großbri¬ 
tannien schwer enttäuscht. Hingegen 
erfährt man allerhand über die „Wir¬ 
kung des Denkens von ... Marx (und 
... Engels) ..., der Wechselwirkung 
zwischen historischem Kontext und 
der Entwicklung und dem Einfluss von 
Ideen ... ihre Fähigkeit soziale Kräfte 
zu mobilisieren, eine wesentliche und 
zu manchen Zeiten entscheidende Prä¬ 
senz in der Geschichte des 20. Jahrhun¬ 
derts“ (9 f.) also darüber, wie der Mar¬ 
xismus die Welt verändert, bzw. zu ihrer 
Veränderung beigetragen hat. 

In dieser Hinsicht ragen drei Kapitel 
aus dem zweiten Buchteil heraus: Es 
handelt sich um erstmals auf deutsch 
vorliegende umfangreiche Beiträge aus 
einer um die Wende von den 1970er zu 
den 1980er Jahren in Italien erschie¬ 
nenen „Storia del Marxismo“ dessen 
letzter Teil grundsätzlich überarbei¬ 
tet und erweitert wurde ... Eingelei¬ 
tet wird dieser zweite Teil von einem 
Kapitel aus den 1950er Jahren über 
zeitgenössische Marx-Kritiker in dem 
sehr differenziert unterschiedlicher 
Tonfall und verschiedene Zielrichtun¬ 
gen viktorianischer Marx-Kritik darge¬ 
stellt werden.... Besonders informativ 
für deutschsprachige Leserinnen: das 
breite Spektrum der zeitgenössischen 
Auseinandersetzung mit Marx und 
deren inhaltliche Ausrichtung im eng¬ 
lisch- und französischsprachigen Raum. 
Zwei weitere Kapitel dieses Teils über 
den Einfluss des Marxismus befassen 
sich mit Gramsci der erstmals eine von 
der Praxis inspirierte Theorie der Poli¬ 
tik entwickelt hat... Hobsbawm beur¬ 
teilt Gramscis Werk als genuine prak¬ 
tische Ergänzung von Marx, der sich 
wenig zu praktisch-politischen Fragen 
geäußert hat. 

Abgeschlossen wird das Werk durch 
ein Kapitel von 2010 „Der Marxismus 
auf dem Rückzug 1983-2000“ und dem 
überarbeiteten und erweiterten Text 
eines Vortrags vor der Internationa¬ 
len Tagung der Historiker der Arbei¬ 
terbewegung (ITH) in Linz aus dem 
Jahr 1999 über den Einfluss von Marx 
auf die Arbeiterbewegung. Dass der 
Einfluss des Marxismus schon Ende 
der 1970er Jahre zu schwinden begann 
-trotz dem anscheinend widersprechen¬ 


der „Präsenz in den Buchhandlungen 
und Seminarräumen und politischer 
als auch gewerkschaftlicher ... Erfol¬ 
ge“ (364)- belegt der Autor u.a. anhand 
ideologischer Auseinandersetzungen 
in diversen linken Parteien, Gewerk¬ 
schaften und anderen Organisatio¬ 
nen in verschiedenen Teilen der Welt 
in Verbindung mit daraus resultieren¬ 
den Spaltungen, Neugründungen und 
programmatischen Umorientierungen. 
Im Ergebnis befanden sich die sich auf 
den Marxismus berufenden Regime in 
Europa offensichtlich in der Krise und 
hatte China seinen Kurs radikal geän¬ 
dert. Noch vor dem Zusammenbruch 
der sozialistischen Länder verloren die 
„nicht-staatlichen kommunistischen 
Parteien in Europa ... ihre Hegemonie 
über die Nachkriegsintellektuellen.“ 
(das.) Dieser Zerfall des sozialistischen 
Lagers war „nicht nur für Kommunis¬ 
ten traumatisch, sondern für Sozialis¬ 
ten allerorten, und sei es nur deshalb, 
weil es, allen offenkundigen Mängeln 
zum Trotz, der einzige Versuch gewe¬ 
sen war, tatsächlich eine sozialistische 
Gesellschaft aufzubauen ... die fast 
ein halbes Jahrhundert lang als globa¬ 
les Gegengewicht zum Kapitalismus 
... fungiert hatte.“ (361) Und dadurch 
u.a. nicht nur zu den erwähnten politi¬ 
schen und gewerkschaftlichen Erfolgen 
in Zeiten seiner Existenz zumindest in¬ 
direkt beigetragen hat! 

Eine Renaissance des Marxismus wie 
sie bürgerliche Kommentatoren am 
Umfang (neu) aufgelegter Primär- und 
Sekundärliteratur marxistischer Prove¬ 
nienz festmachen vermag Hobsbawm 
so nicht zu erkennen, konstatiert je¬ 
doch abschließend, dass Marx nach wie 
vor ein wertvoller Ratgeber für alle ist 
die nicht „an die rationalen Entschei¬ 
dungen und die Selbstkorrektur-Me¬ 
chanismen des freien Marktes glauben 
(in einer Zeit, in der) seine Zukunft 
nicht durch die Gefahr einer sozialen 
Revolution in Frage gestellt wird, son¬ 
dern allein durch die Art seines unge¬ 
hinderten globalen Operierens.“ (374) 
Die kapitalistische Wirklichkeit selbst, 
insbesondere seit der Mehrfach-Krise 
2008 f., also stellt Marx und seine Ka¬ 
pitalismuskritik erneut auf die Tages¬ 
ordnung! 

Dies ist auch die Quintessenz des letz¬ 
ten Beitrags in dem der Autor chrono¬ 
logisch und unter Berücksichtigung der 
je spezifischen nationalen und regiona¬ 
len Momente die Wirkung Marxscher 


Erklärungsmuster in den, bzw. auf die, 
verschiedenen Sparten der Arbeiterbe¬ 
wegung seit Veröffentlichung des Kom¬ 
munistischen Manifests in Verbindung 
mit den je relevanten Diskussionspro¬ 
zessen darstellt. 

Aussagekraft, Wirkungsgeschichte aber 
auch historische Begrenztheit dieses 


Manifests sind Gegenstand eines Kapi¬ 
tels im ersten Buchteil der sich im we¬ 
sentlichen den Schlüsselschriften von 
Marx und Engels und der Publikations¬ 
geschichte selbiger widmet. Für bemer¬ 
kenswert hält Hobsbawm dessen „fast 
biblische Sprachgewalt“ (117), stilisti¬ 
sche Kraft und präzise Aussagequalität 
besonders aber die erstaunliche Aktua¬ 
lität seiner Kernthesen trotz Nichtein¬ 
treten einiger Voraussagen. 

Dies wird auch im Eingangskapitel 
„Marx heute“ aus dem Jahr 2006 deut¬ 
lich in dem der Autor feststellt wie ein 
bedeutender Teil der Menschheit meh¬ 
rere Generationen lang unter Regimen, 
die sich auf Marx bezogen, gelebt ha¬ 
ben und wie, nach deren Verschwinden, 
„die globalisierte Welt... auf entschei¬ 
dende und unheimliche Weise der Welt 
nachgeriet, wie sie Marx im Kommunis¬ 
tischen Manifest antizipiert hatte.“ (15) 
Zu bedenken gibt er, das gilt auch für 
die zukünftige Rezeption (und nicht 
nur der Marxschen Schriften!): „Un¬ 
ser Urteil über den Marxismus des 20. 
Jahrhunderts beruht nicht darauf, wie 
Marx die Dinge dachte, sondern auf 
postumen Interpretationen und Revi¬ 
sionen seiner Schriften.“ (17) Inhaltlich 
festzuhalten sei wesentlich, dass Marx 


den Kapitalismus zutreffend als eine 
historisch begrenzte Art menschlichen 
Wirtschaftens analysiert hat und mitt¬ 
lerweile die Produktivkraftentwicklung 
in dieser Gesellschaftsformation ein 
solches Niveau erreicht hat, dass es po¬ 
tentiell jedem Menschen erlauben soll¬ 
te im „Reich des Überflusses“ zu leben 


wären da nicht die widersprechenden 
„Nebenwirkungen eben dieses Kapi¬ 
talismus die dies nicht nur verhindern 
sondern zugleich die langfristige Exis¬ 
tenz der Menschheit in mehrfacher 
Hinsicht gefährden. 

Die folgenden Kapitel über vormarx- 
schen Sozialismus und die zeitgenössi¬ 
sche Politik beschäftigen sich einerseits 
mit den (mindestens) drei Quellen des 
Marxismus, französischem (Früh)sozi- 
alismus, deutscher Philosophie und bri¬ 
tischer politischer Ökonomie anhand 
des Einflusses der Schriften ihrer per¬ 
sonellen Repräsentanten auf Marx 
und seine Ideenwelt bzw. andererseits 
die darauf gegründete politische Pra¬ 
xis von Marx und Engels und deren 
Stellungnahmen in zeitgenössischen 
politischen Auseinandersetzungen die 
detailliert dargestellt werden. Was das 
erste Thema anbelangt so sieht Hobs¬ 
bawm in historischen Verallgemei¬ 
nerungen und der Verknüpfung von 
Gesellschaftstheorie mit sozialer Be¬ 
wegung eine besondere Qualität Marx- 
Engelsschen Denkens. 

Im Kapitel „Das Schicksal der Schriften 
von Marx und Engels“ wird deren Pu¬ 
blikationsgeschichte detailliert zeitlich 
und regional nachgezeichnet, nationa¬ 


le und sprachliche Besonderheiten her¬ 
vorgehoben und die je unterschiedliche 
Veröffentlichungspraxis im Zusammen¬ 
hang mit politischen Entwicklungen in 
den verschiedenen Ländern erklärt. 
Hier spielten beispielsweise der Bruch 
zwischen China und der Sowjetunion 
oder die „Geschichte der KPdSU(B). 

Kurzer Lehrgang“ eine (un¬ 
rühmliche) Rolle ... 

Eine unbedingt empfeh¬ 
lenswerte Lektüre für alle 
die sich kritisch, konstruk¬ 
tiv und der Zukunft zuge¬ 
wandt mit dem Marxismus, 
seinen Wurzeln und seiner 
Aktualität auseinanderset¬ 
zen wollen und eine hilfrei¬ 
che Handreichung für fälli¬ 
ge Weiterentwicklung des¬ 
selben. Nebenbei erfährt 
man Grundlegendes zur 
Geschichte der internatio¬ 
nalen Arbeiterbewegung. 
Insbesondere die Kapitel 2 
bis 4 über den vormarxschen 
Sozialismus, die zeitgenössi¬ 
sche Politik und das kommu¬ 
nistische Manifest regen im¬ 
mer wieder dazu an, in die 
Originalquellen hineinzuschauen, sich 
dort gelegentlich festzulesen und neue, 
andere Erkenntnisse aus deren Lektüre 
zu erlangen als ggf. beim Erststudium 
dieser Schriften in der Vergangenheit 
unter anderen politischen Rahmenbe¬ 
dingungen als heute. So kann dieses 
Buch hinterrücks dazu beitragen ei¬ 
nen gar nicht geplanten persönlichen 
Marxismus-Grundkurs zu absolvieren. 
Da die Herausgeber dies sicher nicht 
vorhergesehen haben sind die Fund¬ 
stellen im Anmerkungsapparat „nur“ 
nach MEW und leider nicht nach z.B. 
ME AS angegeben. Die Lektüre einiger 
Kapitel aus dem zweiten Teil -insbeson¬ 
dere die oben erwähnten aus der „Sto¬ 
ria del Marxismo“ übersetzten- tragen 
trotz aller gut begründeten pessimisti¬ 
schen Einschätzungen doch auch dazu 
bei, nicht alle Hoffnung auf eine sozia¬ 
listische Zukunft aufzugeben. 

Rainer Venzke 

Eric Hobsbawm, Wie man die Welt verändert. 
Über Marx und den Marxismus, aus dem Eng¬ 
lischen von Thomas Atzert und Andreas Wir- 
tensohn, München 2012, Hanser, € 27,90, 
ISBN 978-3-446-24 000-1, auch als e-book, 
(Originalausgabe: How to Change the World. 
Tales on Marx and Marxism, London 2011) 



Der europäische Traum und die Wirklichkeit 

Buchbesprechnung von Uli Gellermann 


Nur knapp hat die Alternative für 
Deutschland (AdF) den Einzug in den 
Bundestag verfehlt. Für die Europa¬ 
wahlen prophezeien die Wahlforscher, 
dass die Partei rechts von der CDU 
bei den Europawahlen gute Aussich¬ 
ten auf Parlamentssitze haben wird. 
Ihren Erfolg bezieht die Partei vorran¬ 
gig aus ihrer Ablehnung des Euro und 
der scheinbaren Betonung des Natio¬ 
nalen. Auch deshalb ist das neue Buch 
von Andreas Wehr, das sich mit der 
EU und den Nationen auseinander¬ 
setzt, ein spannender Debattenbeitrag. 
Wehr arbeitet sich in guter intellektuel¬ 
ler Tradition an anderen intellektuellen 
Positionen ab, wenn er unter dem Titel 
„Der europäische Traum und die Wirk¬ 
lichkeit“ über die Rolle der Nationen in 
Europa nachdenkt. 

Es sind Jürgen Habermas, Jeremy Rif- 
kin, Ulrich Beck, Daniel Cohn-Bendit, 
Guy Verhofstadt und Martin Schulz, 
an denen sich Andreas Wehr reibt, und 
deren Überlegungen er als Träume, so¬ 
gar als Alpträume abtut. Wohl deshalb 
stellt der Autor zu Beginn fest: „Der 
Europäischen Union kommt die Legi¬ 
timation abhanden.“ Diese Feststellung 
untermauert er mit dem „Nein“ zur eu¬ 
ropäischen Verfassung bei den Volks¬ 
abstimmungen in Frankreich und Hol¬ 
land, den sinkenden Wählerzahlen bei 


europäischen Wahlen und den aus der 
Bankenkrise stammenden Vorbehalten 
gegen eine Union des Kaputtsparens: 
„Nach Osteuropa entsteht im Süden 
(Europas) eine zweite Armutszone.“ 
Jeremy Rifkin, ein US-amerikanischer 
Autor, der von Wehr rezensiert wird, 
vergleicht den „american dream“ mit 
seinem Traum von Europa und findet 
den letzteren einfach besser, weil er 
auf europäischen Straßen „nur selten 
Obdachlose“ gesehen hat und auch we¬ 
niger „schwergewichtige Menschen“. 
Dann freut sich der Soziologe heftig: 
„Europäer sind gern faul. Sie nehmen 
sich Zeit an Rosen zu schnuppern.“ 
Diesen galoppierenden Subjektivismus 
nimmt ihm Wehr zu Recht übel und 
sieht Rifkin gern als Äpfel-mit-Birnen- 
Vergleicher, der willkürlich mit Zahlen 
und Ebenen jongliert, um dann zu ei¬ 
nem gnadenlosen Urteil zu kommen: 
„Der Europäische Traum von Jeremy 
Rifkin ist Science Fiction.“ 

Jürgen Habermas will Wehr nicht als 
„Fiction“ abtun. Immerhin ist der Phi¬ 
losoph gut sozialdemokratisch vernetzt 
und seine These der „Transnationalisie¬ 
rung der Demokratie“ erfreut sich all¬ 
gemeiner Beliebtheit. Aber nicht bei 
Wehr, der ziemlich schnell nachweist, 
dass die Verlagerung sozialer Proble¬ 
me ins Transnationale, sprich auf die 


europäische Ebene, gern einem Trans¬ 
port ins Unverbindliche gleichkommt 
statt bereits auf nationaler Ebene den 
Kampf um soziale Gerechtigkeit aufzu¬ 
nehmen. Auch die (nicht nur) bei Ha¬ 
bermas als völlig neu begriffene Glo¬ 
balisierung sieht Wehr in einer kapita¬ 
listischen Kontinuität, die er mit einem 
treffenden Zitat aus dem „Kommunis¬ 
tischen Manifest“ belegt. Wenn Ha¬ 
bermas einer Teilung der „Volkssou¬ 
veränität zwischen den Bürgern der 
Europäischen Union und den Völkern 
Europas“ das Wort redet, ist Wehr an 
der Wirklichkeit interessiert, die nun 
mal eine nationale Staatsangehörigkeit 
vor die Unionsbürgerschaft setzt und 
auch deshalb bisher kaum ein europä¬ 
isches Bewusstsein zulässt. 

Auch dem Soziologen Ulrich Beck 
lässt der Autor die laxe Formulierung 
„Die Abgabe von Souveränitätsrech¬ 
ten geht einher mit einem Gewinn an 
politischer Gestaltungsmacht“ nicht 
durchgehen. Bereits Wehrs Erinne¬ 
rung an das wirtschaftliche Auseinan¬ 
derdriften der europäischen Staaten 
entlarvt den von Beck konstatierten 
„Gewinn“ als Phrase. Dem sprachge- 
waltigen „Manifest für Europa“ von 
Daniel Cohn-Bendit und Guy Verhof¬ 
stadt attestiert Andreas Wehr „ein eu¬ 
rozentrisches, ja eurochauvinistisches 


Weltbild“. Denn Cohn-Bendit und Ver¬ 
hofstadt begreifen Europa primär als 
ein Produkt der Konkurrenz zu Staaten 
wie China und Indien um, gemeinsam 
mit den USA, „die westliche Vormacht¬ 
stellung verteidigen zu können.“ Selbst¬ 
verständlich taucht in den Forderungen 
des „Manifest für Europa“ das ebenso 
beliebte wie nebulöse „wir“ auf: Das ist 
das „wir“, dass uns alle in ein Boot ver¬ 
frachtet und nicht fragt wer rudert und 
wer steuert. 

Schließlich macht uns Wehr noch mit 
den Positionen von Martin Schulz, 
dem Präsidenten des europäischen 
Parlamentes bekannt. Bei ihm sieht 
er nicht „den Hauch einer volkswirt¬ 
schaftlichen Erklärung, was angesichts 
der ökonomischen und sozialen Pro¬ 
bleme der EU schon erstaunlich ist. 
Und wenn der Präsident feststellt, dass 
die EU zur Zeit ein eher neoliberales 
Projekt ist, dann erlaubt sich Wehr den 
Sozialdemokraten Schulz daran zu er¬ 
innern, dass die Deregulierung der 
Märkte wesentlich von der sozialdemo¬ 
kratisch geführten Regierung Schröder 
betrieben wurde. 

Der EU-Mitarbeiter der Linkspartei 
Andreas Wehr legt ein sachkundiges, 
streitbares Buch vor, das mit einem Plä¬ 
doyer für den „Nationalstaat als Raum 
politischer Kämpfe und Klassenausein¬ 


andersetzungen“ endet. Nicht als Ge¬ 
gensatz zu einem vereinten Europa, 
sondern als Basis, von der aus ein ande¬ 
res, ein soziales und gerechtes Europa 
zu erreichen wäre. Dass Wehr - ange¬ 
sichts der Militäroperationen diverser 
EU-Mitgliedsländer - die Beschwö¬ 
rung des europäischen „Friedenspro¬ 
jektes“ als leeres Gerede demaskiert, 
ist ein kluges Additiv einer auf sozia¬ 
le und ideologische Fragen zentrierten 
Arbeit. 

Zuerst erschienen in www.rationalgalerie.de, 
17. Oktober 2013 



Andreas Wehr, Der europäische Traum und die 
Wirklichkeit, PapyRossa Verlag 2013,155 Sei¬ 
ten, 12,50 Euro 
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Statt Dokument nur „ART"? 

Das 22. Filmfestival „dokumentART“ in Neubrandenburg 


La Vita geht weiter... 

Zur neuen CD von Bejarano & Microphone Mafia 
„La Vita Continua“ 



„dokumentART“ - schon Name und 
Schreibweise der im Untertitel als „Eu¬ 
ropäisches Filmfestival für Dokumen¬ 
tarfilme“ firmierenden alljährlichen 
Begegnung in Neubrandenburg sind 
Programm. Brückenschlägen ist hier 
angesagt: zur polnischen Partnerstadt 
Szczecin, wo das Festival seit 2006 pa¬ 
rallel stattfindet, aber auch zwischen 
Dokumentarfilm und anderen Bild¬ 
kunstformen. So lässt man aus der Flut 
der Formen und Formate dokumenta¬ 
rischen Filmschaffens bevorzugt solche 
für den Wettbewerb gelten, die ihren 
Kunstanspruch ganz groß schreiben. 
Dass solche Kunst laut Reglement auf 
eine Spieldauer von 60 Minuten be¬ 
grenzt sein soll, mag angesichts des 
sonst kühn alle Genre- und Format¬ 
grenzen sprengenden Programms ver¬ 
wundern, fand aber unfreiwillige Be¬ 
stätigung im Eröffnungsfilm dieses 22. 
Jahrgangs: Jon Brewers „BB King - 
The Fife of Riley“ ist eine über zwei 
Stunden lange, unstrukturierte Ma¬ 
terialsammlung über den berühmten 
Bluesstar, die sich vor allem in eitler 
Präsentation von Prominentenzitaten 
ergeht und zum Kunst- und Innovati¬ 
onsanspruch der „dokART“ in krassem 
Kontrast stand. 

Dieser Anspruch ist offenbar seit dem 
Beginn der Kooperation mit Szczecin 


stetig gewachsen und erreichte anno 
2013 einen vorläufigen Höhepunkt. 
Zwar gibt es noch den klassischen Do¬ 
kumentarfilm und auch die boden¬ 
ständigen Begleitprogramme der Rei¬ 
hen „Ostblock“ „NDR Special“ oder 
ein Programm der Baltic Film and 
Media School in Tallinn, aber deren 
Kontrast zum Wettbewerbsprogramm 
hätte kaum größer sein können. Das 
spiegelte sich auch im Auditorium bei 
den Vorführungen und Gesprächen. 
Beispiel „Am Ende der Milchstraße“ 
von Feopold Grün und Dirk Uhlig: Die 
sensible Beobachtung in einem lang¬ 
sam verschwindenden 50-Seelen-Dorf 
in Mecklenburg lief in der auf nur ei¬ 
nen Film geschrumpften Reihe „Filme 


aus MV“ und zog vor allem Besucher 
aus der Region an; wo über die Filme 
des Wettbewerbs gesprochen wurde, 
dominierten die konkurrierenden Fil¬ 
memacher, und die kamen auffallend 
oft aus Filmhochschulen in Köln, Fud- 
wigsburg und Wien, wo man dem freien 
Experimentieren mehr Raum lässt als 
anderswo. 

Einen „ausgesprochen politischen“ 
Jahrgang hatten die Festivalleiter Ca¬ 
roline Walke und Bartosz Wöjcik im 
Katalog-Vorwort angekündigt, und 


in der Tat reicht die Skala politischer 
Stichworte aus dem Wettbewerbspro¬ 
gramm von Chinas Kulturrevolution 
über Solidarnosc, Gaza und Mölln bis 
zur aktuellen Finanz- und Bankenkri¬ 
se. Aber wenn sich die Filmemacher 
dabei der Mittel des fiktionalen Films 
bedienen, riskieren sie den Glaubwür¬ 
digkeitskredit, den man dem klassi¬ 
schen Dokumentarfilm so bereitwillig 
zugesteht. In „Decembers - Narrating 
History“ hat die dänische Video- und 
Fotokünstlerin Maj Hasager die Er¬ 
innerungen mehrerer Frauen aus den 
Anfangsjahren der polnischen Solidar¬ 
nosc zu einer einzigen Erzählung ver¬ 
dichtet. Ähnlich verfährt der Spanier 
Ivan Garcia in „Un gran desorden bajo 


el cielo“ mit Berichten aus der chine¬ 
sischen Kulturrevolution, die er zum 
„autobiografischen“ Bericht einer fik¬ 
tiven jungen Rotgardistin formt. Das 
Regieduo Oliver Ressler und Zanny 
Begg geht in „The Bull Faid Bear“ 
noch einen Schritt weiter, indem es 
gezeichnete Tierfiguren mit den To¬ 
gos bekannter Großbanken behängt 
und dazu eine Runde von Experten 
in einer fiktiven Kneipe so manches 
kluge Wort über die Krise des Kapi¬ 
talismus reden lässt. Das hat Witz und 
Originalität, doch 
wie in den vorhe¬ 
rigen Beispielen 
geht mit dem Ver¬ 
zicht aufs streng 
Authentische auch 
ein Teil der Glaub¬ 
würdigkeit verlo¬ 
ren: Sind vielleicht 
auch diese Exper¬ 
ten nur fiktive Per¬ 
sonen? 

Immerhin gingen 
zwei der drei Prei¬ 
se der internatio¬ 
nalen Jury an Fil¬ 
me, die nah an der 
beobachtbaren Re¬ 
alität blieben und 
doch ihre ganz ei¬ 
gene Note hatten. 
In „Maria“, einer 
zwanzig Minuten kurzen Chronik des 
Sterbens der Titelfigur innerhalb ihrer 
Familie schafft es der Rumäne Claudiu 
Mitcu, die ganz unsentimentalen Reak¬ 
tionen in Marias Umgebung einzufan¬ 
gen, ohne dem Geschehen seine Würde 
zu nehmen. Dafür gab es den mit 5.000 
Euro dotierten Hauptpreis. Überzeu¬ 
gend auch die Originalität von „Titloi 
Telous“ des 31-jährigen Griechen Yor- 
gos Zois, der den Fatücht-Preis (2.000 
Euro) erhielt. Er fand die Krise seines 
Tandes in riesigen Reklame wänden an¬ 
gemessen gespiegelt: Sie sind zerfled- 
dert und leer, weil eine zusammenbre¬ 
chende Wirtschaft wenig anzupreisen 
hat. 

Hans-Günther Dicks 


Es ist eines der Mut machenden Musik¬ 
projekte der letzten Jahre in Deutsch¬ 
land - gegen Rassismus und Faschis¬ 
mus, für kulturelle Vielfalt. Sie haben 
sich zusammengefunden, um gemein¬ 
sam traditionelle oder neue Musik zu 
präsentieren. Aber auch, um - davon 
zeugt ihr neues Album - Antworten 
mit neuen Fiedern auf Herausforde¬ 
rungen der heutigen Zeit zu geben. 
Die Rede ist von der inzwischen drei 
Jahre bestehenden eindrucksvollen Zu¬ 
sammenarbeit von Esther Bejarano, ih¬ 
rer Band Coincidence und der Micro¬ 
phone Mafia. 

Sie treten in den Städten auf Plätzen, 
in Sälen oder Schulen auf, und es ist 
immer wieder aufs Neue bewegend, 
sie live zu erleben. Zu beobachten, wie 



Jugendliche gebannt zuhören, wenn Es¬ 
ther Bejarano ihnen vom Mädchenor¬ 
chester in Auschwitz erzählt, oder wenn 
sie alle gemeinsam zum Schluss (zum 
Takt programmierter Beats von Kut- 
lu) „Bella Ciao“ in einer Rap-Version 
singen. 

Die elf Songs auf dem neuen Album 
stehen für einen Dialog verschiedener 
Kulturen (der jiddischen und der von 
türkischen und italienischen Migran- 
tlnnen in Deutschland), für eine span¬ 
nende und gelungene Begegnung un¬ 
terschiedlicher Musikstile (Rap, Folk¬ 
lore, Eisler) - und für eine Band, die 
drei Generationen verkörpert. 

Das bekannte jiddische Fied „Sag nicht 
keinmal“ steht am Anfang der CD: 

„ Sage nie, du gehst den allerletzten 
Weg, 

wenn Gewitter auch das Blau vom 
Himmel fegt, 

die ersehnte Stunde kommt, 
sie ist schon nah, 
dröhnen werden unsere Schritte: 
wir sind da!“ 

Der Refrain dieses Fiedes vom Dichter 
und Partisan Hirsch Glik wird von Es¬ 
ther gesungen. Zusammen mit den ein¬ 
zelnen Fiedstrophen im Rap-Stil bringt 
das Fied zum Ausdruck, was im Zen¬ 
trum der ganzen CD steht und in ei¬ 
nigen anderen Fiedern zum Ausdruck 
kommt: „Sage niemals nie, sage niemals 
es ist Schluss!“. 


Jawohl, Febensbejahender Optimismus 
geht von diesem neuen Album aus. Es 
ist eine wichtige Botschaft für unsere 
heutige Zeit, die von Resignation, Ver¬ 
zweiflung und Orientierungslosigkeit 
geprägt ist. Der Song „Wir leben trotz¬ 
dem“ (ebenfalls ein jiddisches Traditi- 
onal) bringt diese Aussage gegen Ende 
des Albums noch einmal in Erinnerung: 
„ Wir leben trotzdem, brennt auch 
die Welt, 

wir leben trotzdem ohne einen 
Groschen. 

Und allen Feinden zum Trotz, 
die uns das Leben missgönnen ... “ 

Im Fied „Insanlar - Menschen“ geht 
es um die Stille von Menschen, die an¬ 
gesichts von Gewalt und Ungerechtig¬ 
keit längst schreien müssten. Es geht 
also um das teutscheste aller Themen, 
das Wegschauen. Und einer der Ohr¬ 
würmer des Albums ist die gelunge¬ 
ne Interpretation des Höhner-Hits 
„Wann jeiht d‘r Himmel widder op“ 
-mit einem kritischen und (natürlich 
kein Widerspruch) liebevollen Blick 
auf Kölle aus Sicht italienischer und 
türkischer Migranten in der zweiten 
Generation. 

Manche Songs stehen als direkte Auf¬ 
forderung für den Kampf um eine bes¬ 
sere Gesellschaft: „... Hand in Hand, 
wir kämpfen Hand in Hand für ,ne 
bessre Welt mit Herz und Verstand.“ 
Und mit dem eindrucksvoll von Esther 
Bejarano interpretierten Anti-Kriegs- 
Fied „Deserteur“ wird am Ende des 
Albums noch einmal der Bogen ge¬ 
spannt zum notwendigen gemeinsamen 
Handeln bei den am meisten drängen¬ 
den Gegenwartsaufgaben. 

Das Album steht jedenfalls überzeu¬ 
gend für eine Weiterentwicklung des 
Musikprojektes: das Zusammenspiel 
ist eindeutig harmonischer geworden, 
die Songtexte haben eine noch höhe¬ 
re Qualität erreicht, einige Fieder wur¬ 
den neu geschrieben, die Rap-Beats 
aus Kutlu‘s Faptop passen noch besser 
zu den Instrumenten von Coincidence 
und der Stimme von Esther Bejarano. 



Kurzum: egal wo sie auftreten, unbe¬ 
dingt anhören! Und die CD „Fa Vita 
Continua“ von Bejarano und Micro¬ 
phone Mafia gibt es zu bestellen beim 
Neuen Impule Verlag in Essen, Hoff- 
nungstr. 12. 
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Beobachtungen am Hindukusch 2013 

Von Matin Baraki 


„ Es ist immer wieder erstaunlich, 
wie schnell sich eine miserable 
Gegenwart 

in eine gute alte Zeit verwandelt “ 
(Gustav Knuth) 

E in Dach und zwei Wetter, besagt 
ein afghanisches Sprichwort. Ein 
Islam und zwei Interpretationen, 
nennen es kritische Beobachter in Af- 
Pak. Für Ende März war ein Treffen der 
höchsten afghanischen und pakistani¬ 
schen Geistlichen vorgesehen. Daraus 
wurde jedoch nichts. Die afghanischen 
sollten die pakistanischen religiösen 
Führer davon überzeugen, Selbstmord¬ 
attentate als unislamisch zu verurteilen. 
Jedoch die pakistanischen Geistlichen, 
die den Kampf derTaleban als Djehad 
(Heiligen Krieg) gegen fremde Besat¬ 
zer ansehen, waren nicht bereit, den 
afghanischen Vorstellungen zu folgen. 
Der Präsident des islamischen Rates 
Pakistans, Taher Mohammad Aschrafi, 
hatte schon am 1. März 2013 in einem 
Fernseh-Interview die ablehnende Hal¬ 
tung seiner Organisation bekräftigt, die 
mit der Position des pakistanischen Ge¬ 
heimdienstes Interservice Intelligence 
(ISI) übereinstimme, wie die Afghanen 
behaupteten. Sowohl die Karsei-Admi¬ 
nistration als auch die NATO-Führung 
spielten Aschrafis Aussage so hoch, 
dass am 4. März Karsei und der NATO- 
Generalsekretär Rasmussen auf einer 
gemeinsamen Pressekonferenz in Ka¬ 
bul dazu aufriefen, ihn auf die Terrorlis¬ 
te der „internationalen Gemeinschaft“ 
zu setzen. Interessanterweise stellte 
auch der Sprecher der afghanischen 
Zivilgesellschaft, Saied Ismael Sokhan- 
war, vor der Presse in Kabul exakt die 
gleiche Forderung auf. Zivilgesellschaft 
und NATO, das sei doch wie Feuer und 
Wasser bemerkten kritische Kommen¬ 
tatoren in Kabul. Es könne zwischen 
beiden keine übereinstimmenden Posi¬ 
tionen geben, ihr Verhalten untergrabe 
die Autorität der Zivilgesellschaft. Da 
sie ohnehin im Verdacht stehe, nur als 
Aushängeschild für die Besatzer und 
die Kabuler Administration zu fungie¬ 
ren, wäre ihr anzuraten, sich nicht zu 
sehr anzubiedern. Die pakistanischen 
Geistlichen vermuteten hinter der gan¬ 
zen Sache ohnehin die Karsei-Clique 
und ihre Schutzmacht USA. 

Die gegenseitige Polemik zwischen 
den afghanischen und pakistanischen 
Administrationen verschärft die be¬ 
stehenden Spannungen noch mehr. 
Die Karsei-Administration wirft Pa¬ 
kistan vor, nicht genügend gegen den 
Zufluss der Taleban nach Afghanistan 
zu unternehmen. Darüberhinaus hat 
die afghanische Polizei pakistanische 
Staatsbürger, die in Afghanistan auf 
der Suche nach einer Tätigkeit sind, 
festgenommen, verprügelt, ihre Päs¬ 
se zerrissen und sie des Landes ver¬ 
wiesen. Daraufhin hat Pakistan seit 
kurzem für afghanische Staatsbürger, 
die nach Pakistan reisen möchten, die 
Visapflicht eingeführt. Das hat zu ei¬ 
nem riesigen bürokratischen Problem 
für alle Seiten geführt. Zuerst müssen 
die Afghanen sich Pässe besorgen. Das 
kostet nicht nur Gebühren, sondern 
ist selbstverständlich auch noch mit 
Bakschisch verbunden. Dann müssen 
sie vor den pakistanischen Konsulaten 
stundenlang Schlange stehen, zunächst 
um den Visaantrag einzureichen. Erst 
nach etwa einer Woche bekommen 
sie die Einreisevisa. Doch das ist noch 
nicht einmal das Ende der Qual. An der 
afghanisch-pakistanischen Grenze bil¬ 
det sich wegen der strengeren Kontrol¬ 
le nochmals eine endlose Schlange. Für 
die Fahrt von Kabul nach Peschawar 
brauchten die Reisenden zuvor knap¬ 
pe sechs Stunden. Nun müssen sie über 
acht Stunden Zeit in Kauf nehmen. Da¬ 
runter leiden am meisten Kinder, ältere 
Menschen und besonders Kranke, die 
wegen schwerer gesundheitlicher Pro¬ 
bleme zur Behandlung nach Pakistan 
reisen müssen. 

Maulawi Faqir Mohammad, Stellver¬ 
treter des Vorsitzenden der pakistani¬ 


schen Taleban „Tahrike Taleban“, der in 
Kabul inhaftiert ist, sollte an Pakistan 
ausgeliefert werden. Im Gegenzug ver¬ 
langt die Kabuler Administration die 
Freilassung von Mullah Beradar. Die¬ 
ser hatte im letzten Frühjahr Verhand¬ 
lungen der Taleban mit der Administ¬ 
ration am Hindukusch über eine poli¬ 
tische Lösung des inner-afghanischen 
Konfliktes angekündigt. Daraufhin 
wurde er von der pakistanischen Re¬ 


gierung verhaftet. Pakistan fühlte sich 
durch Beradars Alleingang hintergan¬ 
gen. Da die pakistanische Regierung an 
einer künftigen politischen Lösung am 
Hindukusch beteiligt werden und ihre 
Interessen dort berücksichtigt haben 
möchte, wird sie separate Verhandlun¬ 
gen nicht dulden. Der Kabuler Admi¬ 
nistration fällt es schwer dies zu verste¬ 
hen, geschweige denn zu akzeptieren. 
Fakt ist jedoch, dass ohne Beteiligung 
Pakistans, keine tragbare Lösung des 
Afghanistan-Konfliktes mit nachhalti¬ 
ger Wirkung denkbar ist. 

Präsidentenwahl 
im Herbst 2014 

Der Kampf um den Kopf des toten Kal¬ 
bes, nennen die Afghanen den schon 
begonnenen Wahlkampf um das Präsi¬ 
dentenamt am Hindukusch im Herbst 
2014. Es geht auch jetzt wieder um 
Postenverteilung. Asef Mohseni, Prä¬ 
sident der schiitischen Hesbe Wahdat 
(Einheitspartei), warf am 1. März 2013 
auf einer Wahlkampfveranstaltung Ha¬ 
mid Karsei vor, nach den letzten Wah¬ 
len seiner Partei lediglich drei bedeu¬ 
tungslose Ministerposten überlassen 
zu haben. Interessanterweise verlan¬ 
gen alle politischen Parteien - zumin¬ 
dest verbal - saubere Wahlen. Haltet 
den Dieb schreien alle Diebe, sagen 
die Afghanen, die seit 2001 viele sol¬ 
che Wahlen erlebt haben. Ahmad Wali 
Masud, der in der letzten Amtsperi¬ 
ode erster Stellvertreter Karseis war 
und während seiner Amtszeit auf dem 
Dubaier Flughafen mit 50 Mio. Dollar 
in seinem Handgepäck festgenommen 
worden war, erinnerte auf derselben 
Wahlkampfveranstaltung am 1. März 
an die unrechtmäßige Entmachtung 
des damaligen Präsidenten Burhanud- 
din Rabbani auf dem Petersberg im 
Dezember 2001, verschwieg jedoch, 
dass gerade die drei Warlords der 
Nordallianz, zu deren Gruppe auch 
Masud selbst gehörte, nämlich Abdul¬ 
lah Abdullah, Mohammad Jonus Qan- 
uni und Mohammad Qasim Fahim für 
die Ministerposten Außen, Innen und 
Verteidigung ihren eigenen Präsiden¬ 
ten geopfert hatten. Rabani wurde so 
einfach weggefegt, wie ein gebrauchtes 
Taschentuch und damit auf den Müll¬ 
haufen der Geschichte befördert. Da er 
vor einem Jahr von einem Sebstmord- 
attentäter getötet wurde, versuchen die 
Warlords der Nordallianz Rabbani nun 
für ihre Zwecke zu instrumentalisieren. 


Mahmud Karsei, ein Bruder des jetzi¬ 
gen Präsidenten verlangte am 8. März 
prophylaktisch, dass sich die Kandida¬ 
ten für das Amt des Präsidenten per 
Unterschrift verpflichten sollten, die 
Wahlergebnisse ohne Widerspruch zu 
akzeptieren. So könnte dann die Fa¬ 
milie Karsei ihren Betrügereien, einen 
geregelten und abgesicherten Rahmen 
verleihen, meinten politische Beobach¬ 
ter in Kabul. 


Nach der Verfassung darf Präsident 
Karsei nicht zum dritten Mal für das 
Amt kandidieren, trotzdem ist eine 
Medwedjew-Putin-Variante für die 
übernächste Präsidentschaftskandi¬ 
datur nicht ausgeschlossen, wenn sein 
Bruder Abdul Qaium Karsei die Wah¬ 
len gewinnen sollte. 

Bis jetzt sind folgende Präsident¬ 
schaftskandidaten im Gespräch: Asch- 
far Ghani Ahmadzai, ein US-Bürger 
und erster Finanzminister Kabuls nach 
der Vertreibung der Taleban, zur Zeit 
Koordinator für den Abzug der NA- 
TO-Kampfeinheiten aus Afghanistan. 
Was er genau macht, weiß aber nie¬ 
mand. Da er sich als ehemaliger Ma¬ 
nager der Weltbank für afghanische 


Verhältnisse als Kompetenter hervor¬ 
getan hatte, musste Karsei ihn irgend¬ 
wie unterbringen. Abdullah Abdul¬ 
lah, erster Außenminister und Leiter 
der nach dem ermordeten Panj schiri 
Warlord benannten Stiftung Ahmad 
Schah Masud. Ramazan Baschardost, 
ein Franko-Afghane, der nach kurzer 
Tätigkeit als Planungsminster entlassen 
wurde und Parlamentsabgeordneter ist. 
Sehr wahrscheinlich hat er eine mao- 
istische Vergangenheit und gilt als Po¬ 


pulist. Zalmai Khalilzad, ein gebürtiger 
Afghane und ein NEOCON-Politiker, 
der in der Bush-Ära u.a. US-Botschaf- 
ter in Afghanistan war. Mohammad 
Omar Sakhelwal, zur Zeit Finanzmi¬ 
nister und ein US-Mann, sowie Ahadi, 
Handels- und Gewerbeminister. War¬ 
lord, Kriegsverbrecher und Drogen¬ 
boss Mohammad Atta Nur, derzeit 
Gouverneur von Balkh und der US- 
Bürger und CIA-Mann mit Geschäfts¬ 


sinn, Abdul Qaium Karsei, der ältere 
Bruder des jetzigen Kabuler Präsiden¬ 
ten Hamid Karsei. 

Dieser hat am 6. März nach der Win¬ 
terpause die 16. Session des Parlamen¬ 
tes eröffnet, wobei er u.a. auf die letz¬ 
ten Präsidentschaftswahlen einging. 
Die Fälschungen bei den Wahlen sei¬ 
en nicht von ihm veranlasst worden, 
sondern durch die Interventionen der 
Khareji (Ausländer) im Wahlverlauf 
entstanden. Er wolle als ein ehrlicher 
Präsident in die afghanische Geschich¬ 
te eingehen. Deswegen sollte die nächs¬ 
te Präsidentschaftswahl, bei der sein äl¬ 
terer Bruder als Kandidat gilt, sauber 
sein. Wie unverfroren muss ein Mensch 
sein, dass er so etwas behaupten kann 


ohne rot zu werden, während er seit 
2001 jeweils nur durch Drohung, Stim¬ 
menkauf und Betrug ins Amt gekom¬ 
men ist? Er ging auch auf die Lage der 
Gefangenen in dem nördlich von Kabul 
liegenden US-Stützpunkt Bagram ein, 
wo auf Verdacht über 4 000 Menschen 
ohne Gerichtsverfahren festgehalten 
werden. Bagram wird am Hindukusch 
als afghanisches Abu Graib bzw. afgha¬ 
nisches Guantänamo bezeichnet. Die 
Foltermethoden wurden erst in Bagram 


praktiziert. „Wir wissen, dass dort auch 
unschuldige Menschen sitzen, die ich 
nach der Übernahme des Lagers, frei¬ 
lassen werde“, sagte Karsei hochnäsig. 
Die Übergabe an die Kabuler Admi¬ 
nistration war für den 9. März vorgese¬ 
hen. Daraus wurde jedoch nichts, weil 
die USA die Übergabe in letzter Mi¬ 
nute gestoppt haben. Die Besatzungs¬ 
macht USA und ihre Marionette, die 
Karsei-Administration konnten sich 
noch nicht über die Modalitäten eini¬ 
gen. Karsei rief am 15. März die USA 
ultimativ auf, bis Ende der Woche die 
Übergabe des Lagers zu vollziehen. Die 
US-Administration ließ Karseis Schau 
unbeeindruckt. Erst am 25. März wur¬ 
de Bagram an die afghanischen Behör¬ 
den übergeben. Über die Bedingungen 
wurde jedoch nichts bekannt. Anony¬ 
me Militärs gaben an, dass zwischen 
80 bis 90 Gefangene auch in Zukunft 
ausschließlich unter der Kontrolle der 
US-Militärs bleiben werden. Diese Per¬ 
sonen dürfen weder freigelassen wer¬ 
den, noch einen ordentlichen Prozess 
erhalten, wie Karsei vollmundig ange¬ 
kündigt hatte. Kritische Beobachter in 
Kabul sprachen davon, dass die US-Ar¬ 
mee, die ihnen unangenehmen Gefan¬ 
genen schon vor der Übergabe in an¬ 
dere US-Gefängnisse, z.B. nach Qan- 
dahar verlegt hätten. Nun würde der 
Karsei-Administration eine fast leere 
Anstalt überlassen. 

Polemik gegen die USA - 
Kungeln mit den Taleban? 

Da Hamid Karsei den Afghanen nichts 
anzubieten hat und als US-Pudel ver¬ 
schrien ist, versucht er nun am Ende 
seiner letzten Amtszeit, sein völlig 
ramponiertes Ansehen aufzupolieren. 
Er wolle mit einer sauberen Weste in 
den Ruhestand gehen. Das nimmt ihm 
aber niemand ab. Das einzige Mittel, 
was ihm Wirkung zu zeigen verspricht, 
ist gegen die verhassten US-Besatzer 
zu polemisieren. Damit möchte er so¬ 
wohl beim bewaffneten Widerstand als 
auch in der Bevölkerung punkten. 

Die US-Administration rege sich nur 
verbal auf, meinen viele Afghanen, die 
ich darauf angesprochen habe. Beob¬ 
achter in Kabul gehen davon aus, dass 
es möglicherweise zwischen Karsei und 
seiner Schutzmacht USA eine geheime 
Absprache gibt. Jeder darf sich aufre¬ 


gen und keiner meint es wirklich ernst. 
Aber auch die Opposition nutzt die 
Verbalattacken Karseis gegen die USA 
in ihrem Sinne, um Wähler für sich zu 
mobilisieren. Sie beschuldigt Karsei 
laufend der Kungelei mit den Tale¬ 
ban. Unmittelbar vor der bis zur letz¬ 
ten Minute geheim gehaltenen Reise 
des US-Verteidigungsministers Chuck 
Hagel nach Kabul wurde am 11. März 
ein Selbstmordattentat vor der nur für 
die zivilen Mitarbeiter vorgesehenen 
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Eingangstür des afghanischen Verteidi¬ 
gungsministeriums ausgeübt. Es kamen 
dabei zahlreiche Zivilisten ums Leben. 
Das Attentat den Taleban zu zuord¬ 
nen, nütze den Gegnern Afghanistans, 
erklärte Hamid Karsei in einer Rede. 
Diese Äußerung veranlasste sowohl 
den US-Botschafter in Kabul, James 
Cunningham, als auch die Opposition 
sowie die Zivilgesellschaft zu scharfen 
Reaktionen. Cunningham nannte die¬ 
se Aussage Karseis am 12. März inak¬ 
zeptabel. 

Am selben Tag setzte Karsei noch eins 
drauf. In einer Rede in Helmand warf 
er den USA eine Zusammenarbeit mit 
den Taleban vor. „Sie trinken gemein¬ 
sam Tee und Kaffee und handeln ge¬ 
gen Afghanistan“, sagte er wörtlich. Die 
Vereinigten Staaten betrieben eine Ge¬ 
heimdiplomatie bezüglich des Afgha¬ 
nistan-Konfliktes, meinte er. Der Spre¬ 
cher Karseis trat am 19. März mit der 
Erklärung vor die Presse, dass die NA- 
TO-Präsenz in Afghanistan sinnlos und 
unvernünftig sei. Da sie außer Krieg 
und Zerstörung von Häusern nichts 
anderes bewirkt habe. Als ich darauf¬ 
hin die um mich versammelten Dorf¬ 
bewohner fragte, was sie vom NATO- 
Abzug hielten, sprachen sie sich über¬ 
einstimmend für den Abzug aus. Weil 
die NATO-Soldaten nächtens fremde 
Häuser überfallen, wo Frauen unge¬ 
schützt schlafen, meinte stellvertretend 
Maksufa, eine ältere, analphabetische 
Frau. Diese Hausdurchsuchungen sind 
in Afghanistan vergleichsweise so ver¬ 
hasst wie die US-Drohneneinsätze in 
Pakistan. 

Korruption... 

Das Sondergericht bezüglich der Kor¬ 
ruptionsfälle bei der Kabul-Bank hat 
am 5. März 2013 den ehemaligen Prä¬ 
sidenten Khalilullah Ferosi zu fünf 
Jahren Haft und zur Zahlung von 
278 573 000 Dollar verurteilt. Ein wei¬ 
terer Manager, Scher Khan, wurde 
ebenfalls zu fünf Jahren Haft und zu 
530 988 000 Dollar verurteilt. Von einer 
Verurteilung des Bruders des Kabuler 
Präsidenten Karsei, Mahmud Karsei, 
der ebenfalls bei der Angelegenheit 
eine führende Rolle gespielt hatte, war 
keine Rede. Insgesamt wurden 21 Per¬ 
sonen verurteilt, 16 von ihnen laufen 
munter frei herum. Die gemeinsame 
Kommission zur Bekämpfung der Kor¬ 
ruption findet das Strafmaß zu niedrig. 
Das Sondergericht verbittet sich jede 
Einmischung in dieser Angelegen¬ 
heit, meldeten afghanische Medien 
am 19. März. Sowohl die USA als auch 
Großbritannien hatten die Entschei¬ 
dung des Gerichtes zur Kabul-Bank 
schon am 5. März begrüßt. Mahmud 
Karsei verlangte eine rechtskonforme 
Entscheidung des Gerichtes, was im¬ 
mer er auch darunter verstehen mag. 
Alles anderes wäre eine so gesetzes¬ 
widrige Entscheidung, wie es in ganz 
Afghanistan gang und gäbe sei, sagte 
er Tolo-TV am 6. März. Es gab zahl¬ 
reiche Stimmen in Kabul, die das Son¬ 
dergericht als ein von Präsident Kar¬ 
sei bestelltes Gremium einstuften. Am 
7. März wurde in den Kabuler Medien 
berichtet, dass auch der neue Präsident 
der Kabul-Bank, Masud Ghasi, inzwi¬ 
schen 5, 8 Mio. Dollar auf sein Privat¬ 
konto nach Dubai transferiert hat. 

... und Ausplünderung 
des Landes 

Bei meiner täglichen Joggingrunde bin 
ich am 7. März einem aus Kabul kom¬ 
menden Afghanen am Rande des nicht 
besonders grünen Fußballplatzes in ei¬ 
nem verstärkt von afghanischen Mig¬ 
ranten bewohnten Stadtteil Peschawars 
begegnet. Da es im neuen Afghanistan 
nicht möglich ist, Herzbeschwerden an¬ 
gemessen zu behandeln, musste der ge¬ 
sprächsfreudige Landsmann nach Paki¬ 
stan kommen. Es hatte kurz zuvor ge¬ 
regnet, und die Luft war etwas besser 
als sonst. Wie schön grün der Platz und 
wie gut die Luft sei, hob der mir un¬ 
bekannte kranke Mann hervor. In Ka¬ 
bul gäbe es kaum solche Örtlichkeiten 
und die Luft sei sehr dreckig und stin¬ 
ke furchtbar. Die neue, vom Westen 
eingesetzte und zum Teil von dort im¬ 
portierte, afghanische Elite habe nicht 
nur unser Land an die Amerikaner ver¬ 
kauft, sondern uns auch die Luft zum 
Atmen genommen, stellte er resigniert 


fest. Unsere Kinder würden durch die 
schmutzige Luft (Smog) krank. Inzwi¬ 
schen gäbe es komische Krankheiten, 
die bei uns vorher völlig unbekannt 
waren. Wenn unsere Frauen abends 


einer Stange. Als ich an ihnen vorbei¬ 
lief, sagte einer: „der ist hier neu“. Oh, 
dachte ich, du bist aufgefallen. Mein 
Bart war noch nicht gewachsen. Es 
wurde mir doch etwas mulmig zumu¬ 


Dorf Schina anzueignen. Als der Dorf¬ 
vorsteher Del Aqa sich wehrte, wurde 
er mit Handschellen abgeführt. Der ge¬ 
schlossene Widerstand der Dorfbewoh¬ 
ner veranlasste die Staatsorgane ihn 



Kabul, Afghanistan: Ein afghanischer Grenzpolizist beobachtet von seinem 
Fahrzeug aus während eines Trainings die Strecke vor dem Konvoi. 


Straßenszene... 

vergäßen, ihre frisch gewaschene Wä¬ 
sche reinzuholen, könne man sie nicht 
mehr anziehen. Auf der Wäsche liege 
eine Schicht von Ruß und Staub. Es 
müsse alles noch einmal gewaschen 
werden. Im heutigen Afghanistan feh¬ 
le es an Patrioten, betonte er. Die aus 
dem Exil zurückgekommenen Afgha¬ 
nen, ausgestattet mit ausländischen 
Pässen, raubten das Land aus. Die 
mehr als 50 Mrd. Euro, die aus dem 
Ausland nach Afghanistan geflossen 
sind, würden von hohen Politikern und 
Staatsbeamten abgezweigt. Entweder 
würden sie auf Dubaier Banken trans¬ 
feriert oder in Dubai bzw. in Neu De¬ 
lhi in Immobilien investiert. Da sie ihre 
Zukunft nicht mit Afghanistan verbin¬ 
den, haben sie auch kein Interesse im 
eigenen Land zu investieren. Unsere 
Großväter hätten die Angres (Briten) 
im 19. Jahrhundert aus dem Lande ver¬ 
trieben. Die jetzige Elite wolle, dass die 
Besatzer, wozu auch die Angres gehö¬ 
ren, noch länger am Hindukusch blei¬ 
ben. Knechtschaft sei im neuen Af¬ 
ghanistan zur Tugend geworden. Die 
da oben dächten nur an sich und an 
ihren Kontenstand in Dubai. Sie hätten 
das Volk buchstäblich ausgesaugt. Der 
Mann, den ich als etwa um die 60 Jahre 
alt schätzen würde, erzählte mit einem 
außergewöhnlichen Temperament von 
den guten alten Zeiten Kabuls, als dort 
noch Ruhe und Sicherheit geherrscht, 
und die gute Luft des Kabultals die 
Stadt in einen Kurort verwandelt hät¬ 
te. Der Mogulkaiser Babur hätte nicht 
ohne Grund Kabul als seine Sommer¬ 
residenz gewählt. Im Frühjahr begin¬ 
gen die Bewohner Kabuls die Melae 
Gule Arghawan (Fest der purpurro¬ 
ten Blume), das sich im Laufe der Zeit 
zu einem Volksfest entwickelt hat, wie 
das Nauwruz-Fest (Neujahr) in Masare 
Scharif, jedoch ohne religiöses Pathos. 
Seit 2001 sei Kabul zu einer der häss¬ 
lichsten Städte der Welt gemacht wor¬ 
den - Schutzmauern, Absperrungen, 
Stacheldraht, wie in einem Hochsi¬ 
cherheitsgefängnis und überall Check¬ 
points von Militär und Polizei. Totales 
Chaos auf den Straßen, die noch be¬ 
fahren werden könnten und nicht ge¬ 
sperrt seien. 

Da es mir zunehmend kälter wurde, 
musste ich mich von dem enthusiasti¬ 
schen Erzähler aus Kabul verabschie¬ 
den. Es war ein trauriger Abschied. Er¬ 
staunlich, wie zwei völlig unbekannte 
Menschen, sich in wenigen Minuten so 
nah kommen können und sich auf An¬ 
hieb verstanden, ähnliche Erinnerun¬ 
gen an Kabul lebendig werden ließen, 
und sich dann zwangsläufig, mit feuch¬ 
ten Augen und einem festen Hände¬ 
druck, auf nimmer Wiedersehen, ver¬ 
abschiedeten. Es war dann schon spä¬ 
ter Nachmittag. Die Taleban hatten 
inzwischen Pause und saßen, in einer 
Reihe nebeneinander, wie Hühner auf 


te, und nach der Runde ging ich doch 
lieber nach Hause. Obwohl ich immer 
von meinem „Body Guard“ beglei¬ 
tet werde, ist dennoch Vorsicht ange¬ 
bracht. Denn, Entführungen sind an 
der Tagesordnung. 

★ 

In der Provinz Maidan-Wardag kam es 
am 9. März zu einem großen Protest 
der Bevölkerung gegen die Einsätze 
der Sondereinheiten der US-Besatzer. 
Es sind eigentlich von der US-Armee 
angeheuerte, bezahlte und gelenkte 
einheimische Söldner, die wie maro¬ 
dierende Banditen agieren. Sie hätten 
in letzter Zeit neun Menschen ver¬ 
schwinden lassen, sogar einen Schüler 
in der Nacht aus dem Haus seiner El¬ 
tern entführt. Seine Leiche fand man 
dann zwei Tage später mit Folterspu¬ 
ren und durchgeschnittener Kehle un¬ 
ter einer Brücke. Es wurde den Ein¬ 
heiten vorgeworfen, willkürlich „un¬ 
schuldige Menschen festzunehmen, zu 
foltern und sogar zu töten“. US-Mili- 
tärs seien kürzlich Fotos und Videos 
über die Taten ihrer Söldner überge¬ 
ben worden, erklärte der Sprecher des 
Kabuler Präsidenten, Aimal Faizi, auf 
einer Pressekonferenz. Über 82 % der 
Folterfälle ist nicht einmal nachgegan¬ 
gen worden. Da es in 19 von 34 Pro¬ 
vinzen Afghanistans überhaupt kei¬ 
ne Rechtsanwälte gibt, haben die be¬ 
troffenen Familien keine Möglichkeit 
ihrem Recht Geltung zu verschaffen. 
Nach jedem Protest aus der Bevölke¬ 
rung verspricht Hamid Karsei, solche 
Fälle durch eine Sonderkommission 
untersuchen zu lassen. In der Regel 
bleibt es jedoch bei dieser Ankündi¬ 
gung oder man erfährt nie, was bei der 
angeblichen oder tatsächlichen Unter¬ 
suchung herausgekommen ist. 

Die Panjscheri-Warlords, die sich Scho- 
ra-e Nezar nennen, hatten vor etwa 
fünf Monaten die Bevölkerung meines 
Wohnortes Schina unter falschem Eti¬ 
kett zu einer Wahlveranstaltung nach 
Kabul eingeladen. Als dann u.a. der 
Warlord und ehemalige Außenminis¬ 
ter Abdullah Abdullah auftrat, verlie¬ 
ßen die Zuhörer den Saal, erzählte mir 
Ing. Hamid, ein Bewohner des Dorfes 
am 12. März. Die Menschen hätten 
nicht vergessen, dass die Schora-e Ne¬ 
zar das Dorf Schina Anfang der 90er 
Jahren regelrecht durch Raketenbe¬ 
schuss terrorisiert hätte, wobei zahl¬ 
reiche Familien vollständig ausgerot¬ 
tet wurden. Darüber hinaus hätten sie 
doch für unser Land nichts getan, als 
sie seit 2001 an der Regierung waren, 
teilte mir ein anderer Dorfbewohner 
wütend mit. Das einzige, was die getan 
hätten, wäre gewesen, das Land an die 
USA zu verkaufen. 

Der mit der Karsei-Clique verflochte¬ 
ne Haji Nauros versuchte sich mit ge¬ 
fälschter Urkunde das Land um das 


Unterkunft zu bauen. Nachdem Pla¬ 
nung und Infrastruktur abgeschlossen 
waren, hat Khalili einen Bauplan ent¬ 
wickelt und das Land durch Verkauf 
an Privatpersonen für sich vergoldet. 
Seitdem wird das entstandene Städt¬ 
chen sogar nach ihm benannt. Dies 
berichtete mir Karimulla, ein LKW- 
Fahrer, der lange Zeit dort gearbeitet 
hatte. 

Soziale Probleme und 
Rechtlosigkeit 

Vor einem Jahr hatte ich auf dem 
Markt in Peschawar einen Tagelöh¬ 
ner fotografiert. Mit ihm war auch ein 
großer, gut aussehender und gepfleg¬ 
ter Anstreicher, der unbedingt einen 
Abzug seines Fotos haben wollte. Als 
ich ihn in diesem Jahr wieder aufsuch¬ 
te, um ihm das versprochene Bild zu 
geben, war er nicht mehr da. Ein Tage¬ 
löhner gab an, dass er nun auf einem 
anderen Platz stünde und er werde 
ihn benachrichtigen. Am nächsten Tag 


darunter Mohammad Jonus Qanuni 
von der Nordallianz, einem Vertre¬ 
ter der sog. Zivilgesellschaft und der 
Parlamentsabgeordneten Shokria Ba- 
rakzei, einer 100 %igen Verteidigerin 
der US-Interessen in Afghanistan. Die 
USA werden keinen Präsidentschafts¬ 
kandidaten unterstützen, behauptete 
Kerry, aber faktisch werden die politi¬ 
schen und militärischen Entscheidun¬ 
gen gleichwohl nicht in Kabul, sondern 
in Washington getroffen. Unabhängig 
davon, ob es den afghanischen Patri¬ 
oten nun gefällt oder nicht, wird das 
Land am Hindukusch auf unabseh¬ 
bare Zeit ein Militärprotektorat der 
NATO-Länder, vor allem der Verei¬ 
nigten Staaten bleiben. Die kolonial¬ 
ähnlichen Verträge, die sie in Kabul 
durchgesetzt haben, sprechen eine zu 
deutliche Sprache. 

(Gekürzt, Langfassung unter news. 
dkp.de - Zwischentitel UZ 
Dr. Matin Baraki ist Politikwissen¬ 
schaftler und Afghanistan-Experte.) 



wieder frei zu lassen. Vor einem Jahr 
hatten sog. Sicherheitskräfte, wobei 
es sich um Geheimdienstmitarbeiter 
und Bodyguards von Karsei und seiner 
Entourage handelte, große Länderei¬ 
en in der Umgebung von Schina und 
dem Nachbardorf Nau Abad einfach 
beschlagnahmt und darauf schöne 
Luxushäuser gebaut. Wohnen konn¬ 
ten sie jedoch dort nicht allzu lange. 
Der politisch orientierte Widerstand 
hat sie buchstäblich vertrieben, berich¬ 
tete mir Ing. Hamid, ein Dorfbewoh¬ 
ner. Die Häuser werden nun entweder 
vermietet oder versilbert. 

Haji Nabi Khalili, der Bruder des 2. 
Vizepräsidenten wurde mit der Amts¬ 
übernahme der Karsei-Administration 
beauftragt, im Daschte Bartische (eine 
riesige Steppe) im Westen von Kabul, 
etwa 2 Kilometer entfernt vom Daru- 
laman Palast, für Kriegsversehrte eine 


kam er mit einem jungen Begleiter. Er 
sah schlecht, stark verändert und sehr 
ungepflegt aus, so dass ich ihn kaum 
wiedererkannte. Als ich ihm sein schö¬ 
nes Foto überreichte, strahlte er über 
das ganze Gesicht. Ich fragte, wer der 
junge Mann sei? Mein Sohn, antworte¬ 
te er. Ob er in die Schule ginge, fragte 
ich weiter? Nein, ich kann mir nicht 
leisten, ihn zur Schule zu schicken. Das 
schmerzt mich bis heute noch so sehr, 
dass ich bedauere, ihn diesbezüglich 
gefragt zu haben. 

Am 20. März berichtete Tolo-TV über 
das schlechte Jahr 1391 (2012/13) für 
afghanische Journalisten. Sie werden 
durch Regierungspersonal und Ge¬ 
heimdienstmitarbeiter geschlagen, ge¬ 
foltert und gar getötet, wenn sie sich 
trauen, kritisch zu berichten. Aber 
auch die religiöse Opposition und die 
Besatzer gehören zu ihren Feinden, 
berichtete ein westlicher Journalist, 
der am Hindukusch einheimische Kol¬ 
legen ausbildet. 

Am 27. März 2013 hat mich mein ver¬ 
trauter Taxifahrer Faiz Mohammad 
zum Flughafen gefahren. Seine ers¬ 
te Frage war, ob ich am 15. März im 
afghanischen Fernsehen den Bericht 
über Mohammad Omar, einen 60 Jah¬ 
re alten Straßenkehrer gesehen hätte. 
Er war von einem im Haus Nr. 6 im 
Kabuler Stadtteil Makrorian wohnen¬ 
den mächtigen Mann, einem Abgeord¬ 
neten oder so, aufgefordert worden, 
seinen Privatmüll zu entsorgen. Als er 
das etwas später machen wollte, kam 
es zu Streit und einer Messerstecherei, 
wobei Omar am Kopf tödlich verletzt 
wurde. Auf dem Weg zum Flughafen 
erzählte mir der Taxifahrer dann von 
einer Reise seines Sohnes von Pescha¬ 
war nach Kabul. Da die Hauptstraße 
zum Khyber-Pass gesperrt war, musste 
er einen Umweg über die afghanische 
nordöstliche Provinz Kapisa, einem 
französischen Haupteinsatzgebiet fah¬ 
ren. „Ich hatte von den Taleban gehört, 
aber jetzt habe ich sie zum ersten Mal 
erlebt, wie sie bei der Ortschaft Tagab 
an ihrem Checkpoint selbst afghani¬ 
sche Regierungsbeamte kontrollier¬ 
ten“. Trotzdem werde aus Afghanis¬ 
tan kein Talibanistan werden, meinte 
er. Als am 26. März 2013 der US-Au¬ 
ßenminister John Kerry heimlich Ka¬ 
bul besuchte, traf er sich mit einigen 
wichtigen, handverlesenen Warlords, 
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Wir trauern um unseren Genossen 

Rüdiger Karbstein 

geb. 06.11.1941 gest. 03.10.2013 

Viele Jahre war Rüdiger als Vorsitzender in der DKP Gruppe 
Eidelstedt-Stellingen aktiv. 

Auch in Eidelstedt hat er in vielen gesellschaftlichen Funktionen 
gearbeitet und viel Kraft in diese ehrenamtliche Arbeit investiert. 

Wir werden Dich in guter Erinnerung behalten. 

DKP Gruppe Eidelstedt-Stellingen 
DKP Gruppe Schnelsen 


DKP Niedersachsen 


Wochenendseminar 

Die DKP Niedersachsen veranstaltet am 9. und 10. November im Natur¬ 
freundehaus Springe ein Seminar zu dem Thema 

„Sozialismus oder Barbarei - Produktivkraftentwicklung 
und Produktionsverhältnisse im Kapitalismus 
des beginnenden 21 . Jahrhunderts“. 

Als Referent ist Thomas Hagenhofer (Informationswissenschaftler 
aus Saarbrücken und Bezirksvorsitzender der DKP Saarland sowie 
Mitglied im Herausgeberkreis der Marxistischen Blätter) eingeladen. 
Anmeldungen an bv@dkp-niedersachsen.de 



Foto: Klaus Steiniger 

Älvaro Cunhal 

führte die KP Portugals nach der »Revolution der Nelken«. 
Im Verlauf von Revolution und Konterrevolution zeigte sich 
seine Klarsicht. 

Klaus Steiniger, 

langjähriger Freund und Genosse Cunhals begleitete 
die portugiesische Revolution - von ihrem Anfang bis zu 
ihrem sozialdemokratischen Ende. Er war Korrespondent 
und Fotoreporter für »Neues Deutschland« - aber auch 
Mitstreiter und Genosse. 

Klaus Steiniger 
Portugal im April 

Chronist der Nelkenrevolution 

Ein lebendiger Bericht von Revolution und 
Konterrevolution im Herzen »NATO-Europas«. 

ISBN 978-3-939828-62-4 ■ 466 S., 60 s/w-Fotos ■ 14,- € 



Verlag Wiljo Heinen 


www.gutes-lesen.de 



Entschleunigung: 

Ruhe St Matur satt :m MQntz- 
NationaJpark. 2 FeWo je 2^3 Per», 
.gajiüjfiimg in Kiatjjcburg-Giajmn, 
Havel 4 Havelseen. ESoor St Rad. 

lüJQ'r TVff.lflDClUl.d« 



Weingut Eicher 

Rheinterrassen 
Bachstraße 7, 67577 Alsheim 
Tel.: 06249 - 4128, Fax.: 67263 
Email: info@weingut-eicher.de 



Jetzt inserieren: 
Eure Anzeigen 
helfen der UZ. 


95 Jahre Novemberrevolution 
Wir ehren die Kämpfer 

Der DKP Bezirksvorstand ruft auf zur Teilnahme 
an den Veranstaltungen. 

3. November 

Stadtrundgang zu den Brennpunkten der Revolution in Kiel 

Treffpunkt 14 Uhr Gewerkschaftshaus Kiel, 

Veranstalter: Geo Step by Step 

9. November 

Kranzniederlegung des DGB Region Kern 

10 Uhr, Ratsdienergarten - Revolutionsdenkmal, 

Lorentzendamm, Kiel 

9. November 

Kranzniederlegung mit Ansprachen und 
musikalischer Umrahmung 

Treffpunkt 14 Uhr, Haupteinhang Friedhof Eichhof, Kiel, Eichofstraße 
Veranstalter: DKP gemeinsam mit Kieler linken Organisationen. 

Ein Reader 

„Warum sich Kommunisten heute mit den Ereignissen 
1918/1919 beschäftigen“ kann bei der 

DKP Schleswig-Holstein, Marienbader Straße 19,24146 Kiel 
oder über christian.koberg@t-online.de bestellt werden. 


Herzlich Willkommen auf dieser Welt - auch wenn's die Enkel besser 
ausfechten werden. 

Schön, dass du da bist... 

Lari Louis Ponzelar 

Nachahmenswerte Peperoni-Größe: 49 cm, 3.270 g 
Unsere herzlichen Glückwünsche gelten den Eltern Pauline und Tim. 

DKP Wersten und DKP Düsseldorf 


Unser Genosse 

Sandor Racz 

wird am 29. Oktober 2013 

80 Jahre alt 

Dazu, lieber Sandor, unsere herzlichsten Glückwünsche, verbunden 
mit einem riesigen Dank für alles, was Du für unsere Partei und für 
die Menschen in Deinem Umfeld getan hast. 

Seit Jahrzehnten setzt Du Dich konsequent für die Belange der Men¬ 
schen ein, sowohl in der betrieblichen Interessensvertretung als Be¬ 
triebsrat und Schwerbehindertenvertrauensmann, als auch in der IG 
Metall, als Gewerkschafter mit Rückgrat. 

Eine weitere Säule Deines Schaffens, ist Dein Wirken in der Friedens¬ 
bewegung, Dein Engagement für Völkerverständigung und kompro¬ 
missloser Kampf gegen faschistische Untriebe. 

Wir wünschen Dir noch viele Jahre im Kreise Deiner Lieben und wei¬ 
terhin die Schaffenskraft, gegen das Unrecht in unserer Gesellschaft 
anzukämpfen und Dein enormes Wissen an alle weiter zugegeben. 

Menschen wie Du, lieber Sandor, sind VORBILDER. 

Deine Genossinnen und Genossen 
DKP Rheine / Steinfurt 



Stellenangebot der UZ 

Die UZ - unsere zeit - Wochenzeitung der DKP sucht zur Verstärkung 

der Redaktion in Essen 

zum nächstmöglichen Eintrittstermin eine/n 

Redakteur/in 

mit den Schwerpunkten Betrieb und Gewerkschaft, Wirtschafts- und 
Sozialpolitik in Vollzeit 

Aufgabengebiet: 

• Konzeptionelle Entwicklung des W+S-Ressorts und Beitrag zur 
Weiterentwicklung der UZ als Print- und Onlinemedium 

• Recherche und Aufbereitung redaktioneller Themen 

• Schreiben eigener redaktioneller Beiträge 

• Aufbau und Pflege eines Autorenstamms 

• Briefing von Autoren und Redigieren von Textbeiträgen 

Anforderungsprofil: 

• Wirtschaftswissenschaftliche Kenntnisse und/oder 
journalistische Erfahrungen 

• Sehr gute Kontakte zu Gewerkschaften und zu sozialen 
Bewegungen 

• Sehr gute PC-Kenntnisse 

• Teamfähigkeit 

Interesse? 

Dann bitte aussagefähige Bewerbungsunterlagen auch mit Informa¬ 
tionen über bisherige politische Erfahrungen an die Chefredakteurin 
Nina Hager. 

nina.hager@unsere-zeit.de 
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Inhaber 

H&rtS-GeOrg Müller 
Hauplstraße 1 
5739 ? Schmaltenberg- 
Gral&ctiall 
Hochsauerland 

TU-: fl?97Z-97B0-D 
Fa».; Nm-mmi 
Rntswint 
Dicnslag Ruhelag 


in unmiiteitersr Nähe des Klosters Grafschaft liegt 
GasthüL Wie vor Jahrhunderten sorgt auch heule der Win 
persönlich |yr das Wohl der Gaste. 

Komfortable Zimmer und Räumlidhkjeilen r gutes Essen, 
gesiegte Getränke. Alle Zimmer haben Bad. dusche. WC, 
Telefon, Fernseher, u b meisten Balkon und Vorraum irn 
Holelbereich bclinden sieh Lift, Sauna. Solarium, Uicht- 
raucherümnwf uiö Kwii, Kintferspieiraum. Safetttffet, 
Frühsliickshulfel. Auch SenterernPünionin. 

Übernachtung / Frühstück 30 .- bis 53 .- Cp.P 
MP 15.50 tp.P - VF. 22,-C jv.P 


r Kostenlos Bus-und Bahnfall rsn im Sauerland. 
Auch Kinderermäßigung t Nebensaison preise, 
anfurdern Bei ZI Tagen Aufehlhall im Jalw 10 % Treuerabatt. 


mail@g35lhQl-tieinidS.de * www.ga5thDHieiine5.de 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe Berlin-Spandau preiswerte 
Ferienwohnung für 5 Personen (2 Zimmer, Wohnküche - Herd, 
Kühlschrank, Bad, Dusch, WC). Preis nach Vereinbarung 

Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 


Für 1 - 3 Studentinnen 


biete ich endsprechende Zimmer 
in Dortmund-Bövinghausen an. 
Günstige Verkehrsanbindungen 
zur UNI Dortmund. 

Tel.: 0231/694414 


Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 - 459 366 
www.ferien-im-lotsenhaus.de 



14.00 Uhr: Kranzniederlegung | Friedhof Eichhof | Eichhofstr. 56 | Kiel 
20.00 Uhr: Filmvorführung „Trotz alledem" (SDA) Kiel) | 

Kieler Gewerkschaftshaus | Legienstr. 22 

09. November 2013 DKP* 



Bürgerliche Herrschaft 

inder.Krjse 


Der BVO-StneSk 1932 Lind die ko m- Einheit;»- und Volksf rontpölihkr 


m um Masche Gewerk&chatlspotiKlk 
zum Ende der Wermarer Republik 
mit Df. Siefen Heinz 
Freitag |, 19 Uhr 
Gedenkstätte Ernst Thälmann 
Tarpenbeksirafle 66 


Mit wem - gegen wen - 
für was? . 
mit Jürgen Lloyd 
7.11. | Donnerstag 11& Uhr 

M agda -Thürey-Zenlium 
Lindenallee 72 


www.kapitalismus-in-der-krise.de gi 



Toskana, nah am Meer 

™.tedaiu-bi>twr.di | Ü03S.MM.WB 

Ökohof im Olivenhain, 
weiter Blick, Stille; 
große hotte Zimmer, 
viele gute Bücher, 

Haus oder Häuschen; 

Kindei paradies. 



Marx Engels 
Stiftung 


So. 3. November 2013 - 10:00-1 6:30 Uhr 
45127 Essen. Hoffnungstr. 18 

Konferenz: Älvaro Cunhal, der 
„Adoptivsohn des Proletariats' 1 . 

Anm ßrdviu Aiv-niu Cdnha üb«' dt Bedeutung der fliafln- 
fWlftrt lür den KiÄawnkampf und efe Fi>J- 

gtn Jea pcrtu^Mlachen EG-BflöiHa. 
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nn nuG&tfKih Pälü-vpf. 
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< r#g swi Al* «ro C dflhi 1.1 
Luc-ii LJ* At-Uft* dM «r 

üw ilLiren <>* PCP 

Älvaro Cunhal 

CRLNTENÄnrO 

Ekrc Konferenz der MljiGfEngdi'SErtlgng .ii.jr: Aniw 
(lei ICO GfeEiurls:ri^ifs WUTi ÄIv-ihj CurVuBl 
Urddirthjüt vqjn fer Intsrngrilsnalsn Kdfnmfepg*i d*r 
DKP und cäf ür^iGis a'jin de- i>ürtjgiösiscncn 
Kommunisten in DouNscfrarHi. 

AnmeWüng btte uj*' re J ai>,'ei!}es ^ftunq(‘i'l,ärli , Ki de 
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MARXISTISCHE „ 

BIATTER SU 

www.marxistfcche-btaetter.de 


50 Jahre Marxistische Blätter 

50 Jahre Marxismus für die A-Klasse 

Gemeinsame Tagung von Marxistische Blätter 
und Marx-Engels-Stiftung 

Samstag, 23. November 2013 
12.30 Uhr bis 18.30 Uhr 
Unperfekthaus, Friedrich-Ebert-Str. 18 
45127 Essen 

(Innenstadt, vom Hauptbahnhof fußläufig gut zu erreichen) 


Themen und Referentlnnen: 

„Kurs auf 50 + x“ - Herausforderungen für eine 
zukunftsfähige marxistische Zeitschrift Robert 
Steigerwald ★ „Dass er das Wissen trägt“ Dietmar 
Dath ★ Der doppelte Boden der Marx-Renais¬ 
sance Georg Fülberth ★ Östlicher und Westlicher 
Marxismus? Domenico Losurdo ★ Der EU-weite 
Angriff auf Tarifverträge - Aufgabe der Marxistin¬ 
nen im Verteidigungskampf der Gewerkschaften 
Anne Rieger 

Tagungsbeitrag: Spende für die Marxistischen Blätter 

Um Anmeldung wird wegen Raum- und Essensplanung dringend gebeten: 

Redaktion Marxistische Blätter, 0201 -2486482 
log@Neue-lmpulse-Verlag.de 
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termine@unsere-zeit.de 


„Der Kaffee geht aufs Haus“ 

Treffen der Pressefest-Kommission im Revierpark Wischlingen 


Die Pressefest-Kommission war am 
vergangenen Samstag im Bistro des 
Dortmunder Re vierpark-Wischlingen 
gern gesehen. „Da seid ihr ja wieder. 
Wir freuen uns schon auf das Fest!“ 
Schnell waren Tische und Bänke für 
uns rausgestellt. „Der Kaffee geht aufs 
Haus. Ist doch klar“. Die Kommission 
dankte und spendete 30 Euro Kaffee¬ 
geld für das Fest. 

Beim Gang über den Platz war das UZ- 
Fest schnell wieder präsent. Die weni¬ 
gen Veränderungen im Revierpark - 
„Die Schaukel stand aber letztes Mal 
nicht da“ - sind im Wesentlichen Ver¬ 
besserungen, die die Organisation des 
Festes leichter machen können. Befesti¬ 
gungen an den Wegen, neue Leitungen 
für Sanitäranlagen und nicht zu verges¬ 
sen die Drainage unter dem Sportplatz. 
Die Hauptfrage, wohin mit der Haupt¬ 
bühne? Kann sie zwischen den Bezirks¬ 
beiträgen integriert werden oder muss 
sie wieder auf den Sportplatz? Wenn 
ein Publikumsmagnet ä la Wecker oder 
Wader auf tritt, brauchen wir den Platz. 
Inwieweit können die umliegenden Be¬ 
zirke die Bühne mit nutzen? Wie und 
wo lassen sich die WM-Spiele übertra- 
gen? 

Der Platz am See ist zur Strandbar ge¬ 
worden. Für die Gestaltung des Jugend¬ 
bereichs wird die Sandfläche langsam 
zu groß. Die SDAJ fragt, ob es eine an¬ 
dere Option gibt. Sie bietet außerdem 
an, Programmpunkte zur Jugendpolitik 
in Bezirken mitzugestalten. Und dann 
die Frage, wo Quadratmeter gestrichen 
werden können. Das spart GEMA-Ge- 
bühren. Und es trägt der Diskussion in 
den Bezirken Rechnung. 

Vertreter fast aller Bezirke waren am 
20. Oktober in Hannover zusammen¬ 
gekommen, um über die Mitglieds¬ 
buchneuausgabe und das Pressefest zu 
beraten. Zwar war die Zeit durch die 
zeitgleich stattfindende Bundesmit¬ 
gliederversammlung zur Aufstellung 
der Kandidatlnnen-Liste für die EU- 
Wahlen knapp bemessen, aber am Ende 
ergab sich doch ein genaueres Bild. 
„Es war eine sehr konstruktive Bera¬ 
tung mit einer guten Beteiligung. Es 
wurden viele Bedenken geäußert und 
ernst genommen. Es wurde nichts unter 
den Tisch gewischt“, berichtete Uli Ab- 
czynski, technischer Leiter vieler UZ- 
Pressefeste. 

Der Tenor war eindeutig: Alle Bezir¬ 
ke wollen das Fest, keiner ist dagegen. 
Genauso sind sich alle im Klaren darü¬ 
ber, dass unsere Partei in den vergange¬ 
nen Jahren nicht gewachsen, nicht jün¬ 
ger und nicht reicher geworden ist. Es 
geht um eine realistische Planung, die 
das berücksichtigt. Es geht darum, die 
Ressourcen so zu nutzen, dass auch die 
aktiven Genossinnen etwas vom Fest 


haben und keine 24-Stunden-Schich- 
ten fahren müssen. Es gilt, Freunde 
und Bündnispartner einzubeziehen, 
zusammenzurücken und das Fest und 
die Bezirksbeiträge hier und da zu ver¬ 
kleinern. 

Die Diskussion, angestoßen durch die 
Kommission und den Parteivorstand, 
Bezirksbeiträge zusammenzulegen, ist 
angekommen. So diskutieren die Ge¬ 
nossinnen in Hessen und Baden-Würt¬ 
temberg, ob es sinnvoll ist, ein Zelt ge¬ 
meinsam zu nutzen. Bei den Nordlich¬ 
tern rund um die Kogge ist das schon 
gängige Praxis. Eine erste Beratung der 
Bezirke Hamburg, Schleswig-Holstein 
und Mecklenburg-Vorpommern steht 
vor der Tür. Niedersachsen wirbt um 
die Zusammenarbeit mit den Bremern. 
Die Bezirke Süd- und Nordbayern sind 
im Gespräch, wobei schon klar ist, dass 
der Beitrag aus Südbayern nicht die 
Größe der vergangenen Feste haben 
wird. 

Anders sieht es bei den Gastgebern in 
NRW aus. „Die Erfahrungen mit dem 
eigenen Beitrag 2011 waren gut“, be¬ 
richtete Klaus Stein, Bezirks Vorsitzen¬ 
der im Rheinland. Wenn es nach ihm 
gehe, werde es wieder solch einen Bei¬ 
trag geben. Auch die „Perle vom Bor- 
sigplatz“ sieht sich nicht auf dem Roten 
Marktplatz von Ruhr-Westfalen aufge¬ 
hen, sondern beansprucht ein eigenes 
Terrain. „Es gibt freudige Zustimmung 
bei den Künstlern, die wir auf das Pres¬ 
sefest und unsere Perle angesprochen 
haben. So dass unser Programm bald 
stehen kann“, berichtete Ula Richter. 
Sie hat bereits in den vergangenen Jah¬ 
ren „Stars und Sternchen“ aus Dort¬ 
mund und Umgebung für die Mitwir¬ 
kung gewonnen. Wer das Pressefest 
kennt, weiß: In der Perle ist immer was 
los. 


Unterm Strich lässt sich sagen, das Fest 
wird etwas kleiner werden, aber es wird 
mit Sicherheit das größte Fest der Lin¬ 
ken im Land bleiben - wenn es denn 
auf der PV-Tagung am 15./16. Novem¬ 
ber beschlossen wird. 

Bis dahin müssen 35000 Euro durch 
Spenden und denVerkauf der Soli-But- 
tons zusammen gekommen sein. Mehr 
als 6 000 Buttons für 5 Euro das Stück 
sind inzwischen in der Partei. Nur we¬ 
nige Gliederungen haben erklärt, mit 
dem Verkauf erst zu beginnen, wenn 
das Fest beschlossen ist. In Kürze wer¬ 
den UZ und junge Welt Spendenträger 
für das Fest beigelegt. 

Der Bundeskassierer ist angesichts des 
steigenden Spendenbarometers zuver¬ 
sichtlich. Und auch schon wieder einen 
Schritt weiter: „Wir müssen aufpassen, 
dass es nach dem Beschluss nicht zu ei¬ 
nem Einbruch kommt.“ 

Die Pressefestkommission beriet auch 
über eine Werbekonzeption. Sollte der 
Parteivorstand das Fest beschließen, 
gehen unmittelbar danach ein ers¬ 
ter Flyer und ein erstes Plakat in den 
Druck, um den Termin des Festes zu 
setzen. 

Zum Luxemburg-Liebknecht-Wochen- 
ende im Januar soll auf news.dkp.de ein 
Unterbereich zum UZ-Pressefest ein¬ 
gerichtet sein und ein zweiter Flyer soll 
bereits erste Programmpunkte und in¬ 
haltliche Schwerpunkte verraten. 

Wera Richter 

* Die Spendenträger für unser Fest 
können über den DKP-Parteivorstand 
auch für Kleinzeitungen bestellt wer¬ 
den. 

Gefragt sind auch Hinweise auf 
Szene- oder Stadtzeitungen, de¬ 
nen er angeboten werden könnte: 
dkp.pv@t-online.de 


FR ★ 1. NOV 


Bielefeld: „Bündnispolitische Herausfor¬ 
derungen nach den Bundestagswahlen“, 
Diskussionsveranstaltung Treffen der DKP- 
0WL mit Bettina Jürgensen. DKP-Zentrum, 
August-Bebel-Straße 105,11.00 Uhr. 


SA ★ 2. NOV 


Nürnberg: UZ-Lesertreffen auf der Linken 
Literatur Messe. K4, Königstraße 93 (ge¬ 
genüber dem Hauptbahnhof), Hinterzimmer, 
11.00 Uhr bis ca. 12.30 Uhr._ 

Frankfurt: „Mehr Zeit zum Leben - Arbeit um¬ 
verteilen, Arbeitszeit verkürzen!“ Diskussions¬ 
veranstaltung der DKP-Gruppe Frankfurt-Süd 
mit Volker Metzroth, Mitglied des Parteivor¬ 
stands der DKP. Gewerkschaftshaus, Clubraum 
3, Wilhelm-Leuschner-Straße 69,11.00 Uhr. 


SO ★ 3. NOV 


Essen: „100 Jahre Älvaro Cunhal (geb. 
10.11.1913)“ - Konferenz mit Beiträgen von 
einem Genossen der PCP aus Portugal, Anna 
Bravio, Hans-Peter Brenner, Michael Kegler, 
Jürgen Lloyd und Lucas Zeise. Veranstalter: 
Marx-Engels-Stiftung. Hoffnungstraße 18, 
10.00 Uhr._ 

Hamburg: Zum letzten Mal in diesem Jahr: 
„Dauerausstellung zur Zwangsarbeit in Ham¬ 
burg 1939-1945“. Führung durch die neue, 
erweiterte Ausstellung in den letzten erhal¬ 
tenen ehemaligen Zwangsarbeiterbaracken 
Hamburgs, Lager Kowahl+Bruns (mit Film¬ 
vorführung). Veranstalter: Willi-Bredel-Gesell- 
schaft-Geschichtswerkstatt. Wilhelm-Raabe- 
Weg 23 (nahe S-Bahnhof Flughafen), 14.00 
Uhr bis 17.00 Uhr. 


MO ★ 4. NOV 


Hamburg: „Parlament der EU und außerpar¬ 
lamentarische Bewegungen - Gründe für die 
Kandidatur der DKP zur EU-Wahl.“ Diskus¬ 
sionsveranstaltung der DKP Langenhorn- 
Fuhlsbüttel. Bürgerhaus Langenhorn, Tang- 
stedter Landstraße 41,19.00 Uhr. 

Dortmund: „Drei Quellen und drei Bestand¬ 
teile des Marxismus“, Erarbeitung des Textes 
von Lenin im Rahmen eines Bildungsmonats 
von DKP und SDAJ. „Z“, Oesterholzstraße 27, 
19.30 Uhr. 


DO ★ 7. NOV 


Düsseldorf: „Wenn das Land zur Ware wird“- 
Film und Diskussion über das Beispiel Chia- 
pas/Mexiko, wo die Menschen sich dagegen 
wehren, dass die Natur zur kapitalistischen 
Ware gemacht und anschließend ausgeplün¬ 
dert wird, und Alternativen leben. Veranstalter: 
jAlerta! - Lateinamerika Gruppe Düsseldorf. 
Linkes Zentrum, Corneliusstr. 108,20.00 Uhr. 


FR ★ 8 . NOV 


Lüdenscheid: „Befinden wir uns in der finalen 
Krise der EU?“ Veranstaltung und Diskussion 
der DKP Märkischer Kreis mit Gregor Nadolny, 
Dipl. Ökonom aus Bochum. Gaststätte „Der 
kleine Prinz“, Luisenstraße 15,19.00 Uhr. 

Gießen: „Verfolgt Verboten Vergessen.“ 


Filmabend der DKP über den Kampf gegen 
die Remilitarisierung und die Verfolgung im 
Kalten Krieg. Im Anschluss Diskussion mit 
Herbert und Ingrid Wils. DGB-Haus, Dachsaal, 
Walltorstraße 17,19.30 Uhr. 

Frankfurt/Main: „Heimat, Volk, National¬ 
staat, Supranationalität, Nationalismus, Pa¬ 
triotismus, Internationalismus - Realität und 
Ideologien zwischen Fortschritt und Reakti¬ 
on“ Vorträge und Diskussion mit Lucas Zei¬ 
se, Daniel Bratanovic, Andreas Wehr, Klaus 
Hartmann und Sebastian Bahlo. Veranstalter: 
Marx-Engels-Stiftung. Saalbau Bockenheim, 
Schwälmer Str. 28,10.00 Uhr. 


SA ★ NOV 


Krefeld: „9. November - Ein deutsches Da¬ 
tum“, Infostand der DKP Linker Niederrhein. 
Neumarkt, ab 10.30 Uhr. 

Springe: „Sozialismus oder Barbarei - Pro¬ 
duktivkraftentwicklung und Produktionsver¬ 
hältnisse im Kapitalismus des beginnenden 
21. Jahrhunderts“. Seminar der DKP Nieder¬ 
sachsen mit Thomas Hagenhofer (Informati¬ 
onswissenschaftler, Bezirksvorsitzender der 
DKP Saarland). 9. und 10. November, Natur¬ 
freundehaus Springe. Anmeldungen an bv@ 
dkp-niedersachsen.de. 


FR ★ 15. NOV 


Hannover: „Mietenfragen sind Klassenfra¬ 
gen“, Veranstaltung der DKP im neuen Büro, 
Göttinger Straße 58 (gegenüber der ehern. 
Hanomag), 18.00 Uhr. 


Ml ★ 20. NOV 


Leverkusen: „Die Wahl ist vorbei - der Klas¬ 
senkampf geht weiter.“ Abendveranstaltung 
der Karl-Liebknecht-Schule der DKP zur Aus¬ 
wertung der Bundestagswahl mit Patrik Kö- 
bele. Der Vorsitzende der DKP berichtet über 
unser Eingreifen in den Wahlkampf und gibt 
eine Einschätzung zu den Wahlergebnissen 
und der Situation nach der Bundestagswahl. 
Am Stadtpark 68,19.00 Uhr. 


DO ★ 21. NOV 


Mainz: „Kleiner Park - Große Wirkung. Wider¬ 
stand im Gezi-Park.“ Bericht aus den Kämp¬ 
fen in der Türkei und Diskussion. Eine ge¬ 
meinsame Veranstaltung von DKP Mainz, TKP 
und RotFuchs-lnitiative Mainz. Altes Rathaus 
Mainz-Bretzenheim, An der Wied 2,18.30 Uhr. 


FR ★ 6 . DEZ 


Röthenbach/Peg.: Mitgliederversammlung 
der DKP Nürnberger Land zu aktuellen Fra¬ 
gen unserer Politik. „Floraheim“, Siedlerstra¬ 
ße 10,19.00 Uhr. 

Terminankündigungen 

von Gliederungen der DKP gehören auch in 
die UZ! Bitte so schnell wie möglich, spätes¬ 
tens am Freitag eine Woche vor dem Erschei¬ 
nungstermin der entsprechenden Ausgabe der 
UZ, möglichst auch mit Angabe des Themas 
der Veranstaltung an termine@unsere-zeit.de 
oder UZ-Redaktion, Hoffnungstraße 18,45127 
Essen. 


Pressefest- 

Finanzbarometer 

Stand 29 . Oktober 2013 


Pressefest-Buttons (1 094 Stück) 
Zuschüsse von DKP-Gliederungen 
Spenden 

gesamt (am 29.10.13) 

Ziel (zum 18.11.13) 



5 470,00 Euro 
11 740,00 Euro 
5 553,37 Euro 

22 763,37 Euro 

35 000,00 Euro 


UZ-Probeabo-Karten für Eure Aktionen - 


Jetzt kostenlos bestellen! 



Wir wollen viel mehr Menschen für die DKP 
interessieren. Dafür brauchte die UZ: 

Woche für Woche viele Infos, Meinungen, 
Argumente, Berichte aus der Partei usw. 
Es lohnt sich also, für die UZ zu werben. 

Der erste Schritt kann ein Probeabo sein. 
Vier Wochen kostenlos, vier Wochen DKP im 
0-Ton. Für die Werbung sind unsere Probe- 
Abo-Karten da. Für Info-Tische, zum Aus¬ 
legen bei Veranstaltungen, zur Verteilung 
bei Aktionen. Oder, wenn vorhanden, zum 
Einlegen in die eigene Kleinzeitung. 

Bestellungen sind möglich in einer Menge 
von 25 bis 500 Stück. 

Die Karten sind gratis. Über eine Spende 
freuen wir uns. 


Bestellungen an: info@unsere-zeit.de oder Tel. 0201 -17788923. 
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UZ in Aktion 


Bis Jahresende wird die UZ mehrere 
Themenschwerpunkte aufgreifen. Die¬ 
se UZ-Ausgaben eignen sich besonders 
für Verkaufs- oder Verteilaktionen vor 
Betrieben & Berufsschulen, Schulen & 
Universitäten,für Infostände & Demos 

UZ vom 08.11.2013: 

Wege aus der Wohnungsnot 
UZ vom 22.11.2013 

Argumente für die 30-Stundenwoche 
UZ vom 06.12.2013: 

Energie & Ökologie 


Bezugspreise: 


10,00 Euro 
20,00 Euro 
40,00 Euro 
60,00 Euro 
75,00 Euro 
100,00 Euro 


weitere 100 Exemplare 
jeweils plus 10,00 Euro 
Alle Preise inklusive 
Versand/MwSt. 

Bestellungen bitte an: 
CommPress Verlag GmbH 
Hoffnungstraße 18, 

45127 Essen 

Mail: info@unsere-zeit.de 
Tel.: 020117788923 
Fax.: 020117788928 

Mit besten Grüßen 
Benjamin Richter 
CommPress Verlag GmbH 

www.unsere-zeit.de 



Meine progressive Woche 


Ein Coubertin-Nachfolger 
wurde gewählt 

Wir sind lOC-Präsident! 


Montag 

Was wir an der FDP verlieren, kann in 
Gänze nur ermessen, wer die nun be¬ 
kanntgewordenen Details der Amtsfüh¬ 
rung von Dirk Niebel kennt. Der nun 
scheidende Entwicklungshilfeminister 
hatte im Wahlkampf 2009 gefordert, 
ausgerechnet das Ministerium abzu¬ 
schaffen, dessen Chef er in den vergan¬ 
genen vier Jahren war. 

Wie ernst er sein Wahlkampfgeschwätz 
nahm, zeigt sich in der Einstellung von 
16 Mitarbeitern - zuletzt im Herbst 
2013 - der FDP-Fraktion im Entwick¬ 
lungshilfeministerium. Kein Minister 
stellte mehr eigene Leute ein. Aus die¬ 
sem Anlass und als Anregung für un¬ 
sere unabhängige Justiz zitieren wir 
einfach mal Satz 1 des Paragrafen 331 
des Strafgesetzbuches, der sich mit der 
Vorteilsannahme beschäftigt. „(1) Ein 
Amtsträger oder ein für den öffentlichen 
Dienst besonders Verpflichteter, der für 
die Dienstausübung einen Vorteil für 
sich oder einen Dritten fordert, sich ver¬ 
sprechen lässt oder annimmt, wird mit 
Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder 
mit Geldstrafe bestraft 

Dienstag 

Wir sprachen über die Vorteilsnahme. 
Eine wirklich unabhängige Justiz müss¬ 
te prüfen, ob diese nicht auch bei der 
völlig überflüssigen Erhöhung der Zahl 
der stellvertretenden Bundestagspräsi¬ 
denten vorliegt. 

Sollte dies der Fall sein, säße die kom¬ 
mende Große Koalition wohl zu mehr 
als der Hälfte auf der Anklagebank. 
Wer sich in diesem Fall um das Funkti¬ 
onieren der Demokratie sorgt, stellt die 
Frage falsch. Das selbstherrliche Geha¬ 
be von Schwarz-Rosa ist die Gefahr für 
die Demokratie. 

★ 

Die Art und Weise, in der die deutschen 
Staatsorgane mit dem Nationalsozialis¬ 
tischen Untergrund umgehen, ist nicht 


Vom 19 . bis 25 . Oktober 

in erster Linie, aber auch eine Beleidi¬ 
gung des gesunden Menschenverstan¬ 
des. 

Dazu gehört auch die unhinterfragte 
Schutzbehauptung jenes Verfassungs¬ 
schützers, dass er beim NSU-Mord in 
Kassel rein zufällig vor Ort war. 

Nun haben Vertreter der Nebenkläger, 
also die Opfer-Anwälte, vor Gericht 
neues Material vorgelegt, das diese 
„ Zufälligkeit“ mehr als in Frage stellt. 
Bundesanwalt Herbert Diemer, wohl¬ 
gemerkt Ankläger und nicht Verteidiger 
der Neofaschisten, kritisiert die Neben¬ 
kläger und findet nichts Neues in ihrem 
Antrag. Letzteres stimmt wohl. 

Der Bundesanwaltschaft und anderen 
Staatsorganen dürfte erheblich mehr 
bekannt sein, als sie vor Gericht zur 
Sprache bringen. Im Fall des hessi¬ 
schen Verfassungsschützers sind dies 
zum Beispiel die Akten seiner Telefon¬ 
überwachung. 

Eine Überstellung an das Gericht lehnt 
die Bundesanwaltschaft „aus Gründen 
des Persönlichkeitsrechts“ab. Ein Stück 
aus dem Tollhaus, unwürdig und men¬ 
schenverachtend. Immer mehr Staats¬ 
organe bringen sich in den Verdacht 
willfährige Helfer faschistischer Mör¬ 
der zu sein. 

Donnerstag 

880 000 Sklaven, bis zu 26 Milliarden 
Euro Gewinn beim illegalen Handel mit 
Körperorganen und Wildtieren, 3600 
Verbrecher Organisationen mit dreistel¬ 
ligen Milliardengewinnen. Das ist Eu¬ 
ropa heute - wenn man einem nun ver¬ 
öffentlichten Bericht der EU-Kommissi¬ 
on glauben will. Wahrscheinlich ist alles 
noch viel schlimmer. Interessant wäre 
eine vergleichende Studie bei unabhän¬ 
gigen Wissenschaftlern in Auftrag zu 
geben. Fragestellung: Wer ist für mehr 
Mord und Totschlag, für mehr Lug und 
Trug, für mehr wirtschaftlichen Schaden 
verantwortlich, 3 600 Verbrecherorgani¬ 


sationen oder drei Dutzend europäische 
Regierungen ?★ 

Nicolas de Tavernost, Präsident des 
Fernsehsenders M6 und Besitzer des 
Traditionsclubs Girondins Bordeaux, 
drohte mit einem Rückzug aus dem 
Fußball-Geschäft. Der Milliardär 
fürchtet die französische Reichensteu¬ 
er. Die Existenz der Fußball-Vereine 
sei bedroht, deswegen wollen Tavern¬ 
ost und die Vereinigung der französi¬ 
schen Fußballklubs streiken. Ein Tipp 
an die Herrschaften: Ernst machen und 
aussteigen. Nur ohne euch könnte der 
Fußball gesunden. 

Freitag 

Dänemark macht den Weg frei. Ab so¬ 
fort ist in Grönland der Abbau von 
Uran und seltenen Erden im Prinzip 
möglich. In zahlreichen Konzernzen¬ 
tralen dürfte Champagner Stimmung 
herrschen. So greift nun doch ein Rad 
ins andere und geht seinen kapitalisti¬ 
schen Gang. 

Nachdem die vom Kapital verursachte 
Erderwärmung das Grönlandeis zum 
Schmelzen gebracht hat, brauchte eh 
keinen Umweltschutz mehr. Der Mee¬ 
resspiegel geht ‘rauf und die Profite 
auch, Bangladesch braucht keine Ent¬ 
wicklungshilfe mehr, weil es absäuft. 
Mit dem gesparten Geld fördern die 
Konzerne endlich ihre Rohstoffe, die 
verbrecherische Umweltschützer so lan¬ 
ge unter dem grönländischen Eispan¬ 
zer eingeschlossen hatten. Alle Welt ist 
glücklich, jeder bekommt 1, 2, 3 ganz 
viele Handys und noch mehr Flatrates. 
Da muss man auch in den Niederlan¬ 
den keine Angst vorm steigenden Meer 
haben. 

Der Handy-Notruf ist schließlich ge¬ 
bührenfrei - wenn er denn jemanden 
erreicht. 

Adi Reiher 


Die Nachricht ist in der Hektik unse¬ 
rer Tage fast schon wieder in Verges¬ 
senheit geraten: Das Internationale 
Olympische Komitee hat einen neuen 
Präsidenten gewählt und mit dem nö¬ 
tigen Patriotismus ließe sich nun nicht 
nur vermelden: Wir sind Papst, sondern 
auch dazu noch: Wir sind IOC-Präsi- 
dent! „Wir“ Deutschen haben es ge¬ 
bührend gefeiert, denn zuvor waren wir 
ja noch nie Papst noch IOC-Präsident! 
Der vom Olympischen Komitee Ge¬ 
wählte heißt - man erinnert sich - 
Thomas Bach, stammt aus Würzburg, 
focht in Tauberbischofsheim, wird noch 
in diesem Jahr seinen 60. Geburtstag 
feiern und hat zu Hause eine olympi¬ 
sche Bronzemedaille zu hängen, die er 
1976 mit der BRD-Fechtmannschaft 
errang. Er ist der neunte Präsident des 
Komitees seit 1894. Der erste war der 
Grieche Vikelas und der mit weitem 
Abstand bedeutendste der Franzo¬ 
se Baron Pierre de Coubertin, der die 



Spiele im Grunde erfunden und da¬ 
mit ein nicht unbedeutendes Kapitel 
Weltgeschichte geschrieben hat. Ge¬ 
gen beträchtlichen - vor allem deut¬ 
schen - Widerstand! Das Kaiserreich 
war nämlich schon deshalb kein Olym¬ 
piafan, weil der Erfinder des dem Frie¬ 
den dienenden Völkerfests ein Fran¬ 
zose war und die hierzulande damals 
noch als „Erzfeinde“ galten. Bemer¬ 
kenswert übrigens, dass der in den 
dreißiger Jahren völlig verarmte Ba¬ 
ron die Einladung Hitlers ausschlug, 
ihn, mit einer beträchtlichen Summe 
honoriert, zu den Spielen nach Ber¬ 
lin zu locken. Ebenso erwähnenswert, 
dass die bis Kriegsende Deutschland 
in dem Komitee Vertretenden - un¬ 
ter ihnen der letzte „Reichssportfüh¬ 
rer“ Ritter von Halt - nach 1945 von 
Bonn ohne Zaudern wieder zu den Sit¬ 
zungen entsandt und vor allem beauf¬ 
tragt wurden, die Anerkennung einer 
DDR-Olympiamannschaft zu verhin¬ 
dern. 1980 hatte man den Dortmunder 
Willi Daume schon als IOC-Präsiden- 
ten gesehen, aber als Bonn ihm verbot 
mit einer Mannschaft zu den Spielen 
nach Moskau zu reisen, verzichtete 
das Komitee auf seine Wahl. Wer fragt, 
welche Verdienste Bach zum Favori¬ 
ten der Wahl aufsteigen ließ, muss vor¬ 
ab zur Kenntnis nehmen, dass die Ära 
der Coubertinschen Spiele längst vor¬ 
über ist. Als erstes entdeckte die Sport¬ 
artikelindustrie die Profitquelle Olym¬ 
pia, dann die Televisions-Werbung, die 
dem Fest Milliarden abpresste und den 
Rest kassierte die Werbung. In solchem 
Umfeld wandelte sich das Olympische 
Komitee zum straff geführten Konzern, 
doch brauchte man für den Aufsichts¬ 
ratvorsitzenden wenigstens jemanden 
mit einer Olympiamedaille, der auch 
sicherte, dass die anderen Interessen¬ 
gruppen gebührend vertreten wurden. 
Und dafür eignete sich Bach wie kaum 
ein Zweiter. 

Begonnen hatte er seine Laufbahn als 
rechte - oder linke? - Hand des eins¬ 
tigen Adidas-Chefs Horst Dassler, der 
die Korruption bei den sportlichen 
Disziplinen einordnete. Als an die Öf¬ 
fentlichkeit drang, dass Bach auch bei 
den Konzernen Holzmann und Sie¬ 
mens auf der Gehaltsliste stand, listete 
er Begründungen. Vom FDP-Mitglied 
Bach sollen die Vokabeln „vielfältige 
Lebenssachverhalte“ stammen. 


Dann nahm er Wohnung in Kuwait. 
Nach außen war das nicht immer er¬ 
kennbar. Man erfuhr, dass die Tau- 
berbischofsheimer Weinig AG kuwai- 
tischen Investoren gehört und als er 
zum Aufsichtsratschef aufstieg, geschah 
das in den Investmentfirmen Melius 
und K.S.C. (Kuwaiti German Holding 
Company) und bei einem einflussrei¬ 
chen arabisch-deutschen Geschäftsan¬ 
bahnungsverein. 

Das aber waren alles nur „Fililalen“ - 
im Chefbüro saß Scheich Ahmed Al- 
Fahad Al-Sabah aus Kuwait. Dessen 
Aktivitäten skizzierte der eingeweihte 
Jens Weinreich mit den Worten: „Al- 
Sabah, ehemals Opec-Chef und Ener¬ 
gieminister des Golfstaats, hat seinen 
Herrschaftsbereich systematisch aus¬ 
gebaut, zahlreiche Korruptionsaffären 
überstanden und zieht nun als Anoc- 
Chef satzungsgemäß ins IOK-Exeku- 
tivkomitee ein. Der Präsident der asi¬ 
atischen Olympiaföderation OCA hat 
im Mai in Quebec City bereits gehol¬ 
fen, den Italiener Francesco Ricci-Bit- 
ti, Präsident des Tennis-Weltverban¬ 
des ITF, zum Chef der Vereinigung al¬ 
ler olympischen Sommersportarten zu 
küren (Asoif). Man muss derlei Bezie¬ 
hungsgeflechte und Verbandsrochaden 
verstehen, um die Stimmungslagen und 
Machtverhältnisse auszuloten. Al-Sa¬ 
bah ist traditionell eng mit dem IOK- 
Vizepräsidenten Thomas Bach ver¬ 
bunden. Bach hat als Lobbyist einiger 
Konzerne (etwa Siemens) in Kuwait 
und der Golfregion etliche Geschäfte 
angebahnt und ist seit Jahren auch als 
Präsident der arabisch-deutschen Han¬ 
delskammer Ghorfa tätig. Man sagt, 
dass derjenige IOK-Präsident werde, 
der von Al-Sabah unterstützt werde.“ 
Und er behielt Recht, denn nur Bach 
war von ihm unterstützt worden. Inzwi¬ 
schen sucht man in der Bundesrepub¬ 
lik einen Nachfolger für den Posten des 
Sportchefs. 

Und: Man muss das alles nicht um je¬ 
den Preis wissen, aber sollte zur Kennt¬ 
nis nehmen, dass die Olympischen 
Spiele zwar noch immer das Kleid mit 
den fünf Ringen tragen aber nur, weil 
es sich so gut verkauft! 

Klaus Huhn 


Der rote Kanal 


Fletchers Visionen, USA 1997 

Der Spielfilm thematisiert das gehei¬ 
me Forschungsprogramm MKULT- 
RA der CIA über Möglichkeiten 
der Bewusstseinskontrolle. Die po¬ 
litische Brisanz und die zu Grunde 
liegende Menschenverachtung wer¬ 
den leider nicht vollständig deutlich. 
Das Programm (etwa 1955 bis 1975) 
umfasste unter anderem tausende 
von Menschenversuchen, bei de¬ 
nen ahnungslose Testpersonen, oft 
willkürlich unter Krankenhauspa¬ 
tienten und Gefängnisinsassen 
ausgewählt, ohne ihr Wissen unter 
hochpotente halluzinogene Dro¬ 
gen wie LSD und Mescalin gesetzt 
wurden. Zahlreiche Versuchsperso¬ 
nen trugen bei den Experimenten 
schwerste körperliche und psychi¬ 
sche Schäden davon, teilweise bis 
hin zum Tod. 

Sa., 2. n., 20.15-22.55 Uhr, rtl II 

Gritta von Ratten zu ha us- 
beiuns, DDR 1985 

„Ein fantasievoller Film voll skurri¬ 
lem Witz und mit vielen komischen 
Einfällen. Kindgemäße Unterhal¬ 
tung mit einem starken Mädchen 
als Hauptperson.“ - Lexikon des in¬ 
ternationalen Films 
So., 3.11., 14.10-15.30 Uhr, rbb 

Die Legion der Verdammten, 

F/l 1982 

Gelungene Verfilmung des Romans 
„Die Elenden“ von Victor Hugo. 
Lino Ventura spielt den Galeeren¬ 
sträfling Jean Valjean. 

Do., 7.11., 23.35-2.55 Uhr, mdr 














